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VORWORT

In der öffentlichen Auseinandersetzung über „den Islam“ sind
Stimmen laut geworden, die von Pauschalisierungen und Vor-
urteilen geprägt sind. Die unsachliche Verknüpfung des Themas mit
den Debatten um politischen Fanatismus, Zuwanderung und
Integrationsanforderungen im gesellschaftlichen Zusammenleben
hat Stimmungen angeheizt, die sich negativ auf das Zusammen-
leben auswirken. Dabei erhalten sensationslüsterne Dramatisie-
rungen von „Parallelkulturen“, „schleichender Islamisierung“ oder
vom „Scheitern der Multi-Kulti-Träumereien“ manchmal schon
hysterische Züge. Zugewanderter = Türke = Muslim = Verfassungs-
feind: So erscheint oftmals der Tenor diffamierender Zuschreibungen, die das gesellschaftliche
Klima vergiften. Aus dem Blick gerät dabei die vielfältige Lebensrealität gläubiger wie atheistisch
gesinnter zugewanderter Bevölkerungsteile unterschiedlichster Herkunft und sozialer Stellung
in unserem multikulturell geprägten Lebensalltag. 

Apokalyptische Verzerrungen der Wirklichkeit sind Wasser auf die Mühlen von
Rechtspopulisten, die mit Anti-Islam-Kampagnen auf Stimmenfang gehen. 

In Köln hat dies beispielsweise dazu geführt, dass die extrem rechte „Bürgerbewegung PRO
KÖLN“ in den Stadtrat gewählt wurde und mit rechtspopulistischen Kampagnen gegen
Moscheebau und Islam Feindseeligkeiten schürt. Die extremen Rechten sehen in der
Instrumentalisierung von Ängsten und Vorurteilen gegenüber „dem Islam“ einen
Anknüpfungspunkt für politische Wahlerfolge. Unter dem Dach von PRO NRW versuchen sich die
Rechtspopulisten aktuell am landesweiten ‚Export’ dieser Form von Aufwiegelei. 

Die LAGA NRW war deshalb gerne bereit, die Arbeitsstelle Neonazismus der Fachhochschule
Düsseldorf in ihrem Bestreben zu unterstützen, die Machenschaften dieser rechtspopulistischen
„Bürgerbewegung“ und deren Expansionsbestrebungen zu untersuchen und deren Strategie
offen zu legen.

Die hier vorliegende Untersuchung soll eine Hilfestellung für die konkrete Aufklärung über
rechtspopulistische Kampagnen in den Kommunen bieten.

Ich freue mich darüber, dass sich hierbei auch der „AK-Ruhr“, der „Düsseldorfer Appell“ und
der Migrationsrat Oberhausen zur Unterstützung bei der Erstellung und Herausgabe dieser
Expertise bereit erklärt haben.

Hiermit möchten wir gemeinsam mit vielen anderen Initiativen im Land und vor Ort zur
Versachlichung der Debatte um Integrationsfragen beitragen und den rechtspopulistischen
Stimmenfängern das Wasser abgraben.

Tayfun Keltek
Vorsitzender der LAGA NRW

VORWORT

Seite 4
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0. EINLEITUNG

Die extreme Rechte versucht seit geraumer Zeit auf unterschiedlichen Wegen, sich kommunal zu
verankern und hat dabei in einigen Bundesländern durchaus Erfolg. Während sich das öffentli-
che Interesse bei diesen Bestrebungen zumeist auf die NPD und deren Einflussnahme in den ost-
deutschen Bundesländern richtet, sind derartige Bestrebungen auch in Nordrhein-Westfalen zu
beobachten.

In mehreren Städten und Kreisen des Landes Nordrhein-Westfalen tritt seit einiger Zeit eine
Gruppierung unter dem Deckmantel einer angeblich lokal organisierten Bürgerinitiative in
Erscheinung, die sich als „Bürgerbewegung“ bezeichnet.

Wir haben es hierbei mit einer neuen Form von rechter öffentlicher Selbstinszenierung zu
tun: Ein Rechtspopulismus inszeniert als „Bürgerbewegung“.

Meist beinhaltet der Name dieser „Bürgerbewegungen“ die Vorbezeichnung „pro“ in
Verbindung mit dem Namen der jeweiligen Stadt oder des jeweiligen Landkreises, wie beispiels-
weise „pro Gelsenkirchen“ oder „pro Oberhausen“. Die Aktivitäten verlaufen zumeist nach dem
gleichen Muster: Zunächst beginnen diese Gruppen mit der Verteilung von Flugblättern und
Petitionen an die Öffentlichkeit. Diese sind aufbereitet als Unterschriftensammlungen und rich-
ten sich oftmals gegen den Bau einer Moschee und gegen „Islamismus“. 

Durch die Thematisierung lokaler Ereignisse wie etwa Moschee-Bauvorhaben soll augen-
scheinlich der Eindruck erweckt werden, es handele sich lediglich um eine ortsansässige
Bürgerinitiative, die Anspruch auf Mitsprache erhebe.

In Wirklichkeit jedoch handelt es sich hierbei – die genauere Betrachtung des Namens die-
ser Gruppierung zeigt es – um einen kommunalen Ableger einer überregionalen Gruppierung.
Einer Gruppierung, die politisch weit mehr als bloß Mitspracherecht bei Fragen um eine
Moscheeeinrichtung in der Kommune erreichen will. Diese angeblich lokalen
„Bürgerbewegungen“ sind real Ableger eines Netzwerkes, das unter folgenden Bezeichnungen
und Vereinigungen operiert: Dem im Januar 2005 gegründeten Bundesverband der
„Bürgerbewegung pro Deutschland“ (PRO D) und dem im Februar 2007 gegründeten Verein
„Bürgerbewegung pro NRW“ (PRO NRW), aus dem im September 2007 eine Partei gleichen
Namens formiert wurde. Diese organisatorischen Konstruktionen wurden auf Initiative von
Akteuren der „Bürgerbewegung pro Köln“ ins Leben gerufen. PRO KÖLN wird im
Verfassungsschutzbericht des Landes Nordrhein-Westfalen im Jahr 2006 unter der Rubrik
„Rechtsextremismus“ aufgeführt.

Die Gründung von PRO D und PRO NRW stellt den Versuch dar, das Modell der extrem rech-
ten Gruppierung PRO KÖLN auf andere Städte zu übertragen. 

Dieses rechtspopulistische Vorgehen unter dem Deckmantel einer „Bürgerbewegung“ stellt
eine neue Methode dar, um von Rechtsaußen an Einfluss zu gewinnen. Das Schüren von Ängsten
und Vorurteilen gegenüber ‚dem Islam’ steht dabei im Zentrum rechtspopulistischer Agitation.2

Unterschriftensammlungen haben als Agitationsform einen besonderen Stellenwert in der
Strategie dieses rechten Netzwerkes.

KAPITEL 0: EINLEITUNG
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2 Vgl. Andrea Brand/Guido Kleinhubbert, Rechtsextremisten.

Das Spiel mit der Angst, in: Der Spiegel Nr. 1/2008; s. D 0-0
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Bei genauer Betrachtung der Strategiepapiere dieses Netzwerkes wird augenscheinlich, dass
über Unterschriftensammlungen in Form von „Bürgerbegehren“3 in undurchsichtiger Weise
versucht wird, an Adressen und politisches Klientel für eigene politische Wahlkampfzwecke her-
anzukommen. Augenscheinlich dient das Mittel der Unterschriftenaktionen lediglich den eige-
nen Wahlkampfambitionen – der Erstellung eines Verteilerkreises für die nordrhein-westfäli-
schen Kommunalwahlen im Jahre 2009. Dies stellt eine Form von Instrumentalisierung vorhan-
dener Ängste und Vorurteile für politische Zwecke dar, die offensichtlich gegen das interkultu-
relle friedliche Miteinander gerichtet sind. Deshalb werden die Methoden dieser Gruppierung,
ihre politischen Hintergründe und ihr Netzwerk folgend ausführlich dargelegt.

Um den politischen Gesamtkontext dieser Gruppierung einschätzen und bewerten zu könn-
nen, ist eine genaue Kenntnis über die Entstehung, Entwicklung und Praxis von PRO KÖLN / PRO
NRW und ihr politisches Umfeld erforderlich.

Denn auch PRO KÖLN hat vor Jahren als unbedeutende Truppe von extremen Rechten ange-
fangen, die heute als Fraktion im Stadtrat sitzen und mit ihren Kampagnen zu erheblichen
Störungen des multikulturellen Zusammenlebens beitragen. In der vorliegenden Untersuchung
wird dargestellt, wie sich eine rechtspopulistische Struktur entfalten kann, welcher Methoden
sich dabei bedient wird und wie einem solchen Bestreben begegnet werden kann.

Zudem wird aufgezeigt, dass es einen Wirkungszusammenhang gibt zwischen dem Erstarken
eines rechten Populismus und der Auseinandersetzung um Integrationsfragen in der Mitte der
Gesellschaft. Rechtsextremismus und Rassismus sind keine isoliert zu betrachtenden
Phänomene. Sie gedeihen in einem gesellschaftlichen Kontext von Auseinandersetzungen um
soziale, kulturelle und politische Fragen. Gefährliche Wirkungen entfaltet organisierter
Rechtspopulismus dann, wenn die Abgrenzung der politischen Mitte von extrem rechten
Positionen inhaltlich zu erodieren beginnt.

In der Expertise wird aufgezeigt, dass der organisierte Rechtspopulismus dort ansetzen
kann, wo vorhandene Ängste und Vorurteile kanalisiert werden können. Dabei wird versucht,
von Rechtsaußen in die politische Mitte hinein zu wirken. Dies bedeutet, dass es nicht zuletzt
auch die etablierte Politik Verantwortung dafür trägt, ob der Rechtspopulismus auf gesellschaft-
lichen Resonanzboden trifft.

Zur wirkungsvollen Unterbindung kommunaler Einflussnahmen von Rechtsaußen gehört
die präventive und offene Aufklärung über die Strategie und Machenschaften von PRO NRW. Dies
bedarf eines breiten Austausches zwischen kommunalen und zivilgesellschaftlichen Akteuren
vor Ort. 

Die Expertise dient der praktischen Auseinandersetzung vor Ort mit dieser Form von
Rechtspopulismus. Sie soll helfen zu erkennen, was diese rechtspopulistischen Kampagnen dar-
stellen: Politisch motivierte Aufwiegelei auf Kosten eines friedlichen und gleichberechtigten
interkulturellen Miteinanders.

KAPITEL 0: EINLEITUNG
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3 Postwurfsendung mit Bürgerbegehren von PRO KÖLN s. Dokumentenanhang D0-1
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Die vorliegende Expertise basiert inhaltlich auf einer im April 2007 erstellten Untersuchung
zu dem Wirken der „Bürgerbewegung pro Oberhausen“.4 Sie ist mit Schwerpunkt auf das Wirken
von PRO NRW inhaltlich in wesentlichen Teilen erweitert und aktualisiert worden.

Der Migrationsrat Oberhausen, damals Herausgeber jener Untersuchung sowie aktuell
Unterstützer der vorliegenden Expertise, hat mit gezielter öffentlicher Aufklärung in der
Kommune ein praktisches Beispiel für wirkungsvolles präventives öffentliches Engagement
gegen rechtspopulistische Indoktrinationsversuche gegeben.

KAPITEL 0: EINLEITUNG
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4 Migrationsrat der Stadt Oberhausen (Hrsg.): Rechtspopulismus im Mantel einer „Bürgerbewegung.
„Bürgerbewegung pro NRW, „Bürgerbewegung pro Deutschland“ und „Bürgerbewegung pro Oberhausen,
Oberhausen 2007.
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1. ANTI-ISLAM-KAMPAGNEN
ALS ZENTRALES THEMA

Die Aktivisten von PRO NRW kündigten im Oktober 2007 den Start einer „landesweiten Anti-
Islamisierungs-Kampagne“ an. Damit schwimmen die Rechtspopulisten auf einer Welle, die auch
bei anderen extrem rechten Gruppen propagandistisch hoch im Kurs steht.

Die extreme Rechte sieht – nicht nur in Deutschland – aktuell in populistischen und rassisti-
schen Kampagnen gegen ‚den Islam’ ein Erfolgsrezept für ihre Propaganda. War früher in diesen
Kreisen die platte Parole „Ausländer raus“ Ausdruck ihres dumpfen Rassismus, so versteckt sich
dieser Rassismus aktuell oftmals hinter populistischen Parolen zur Verteidigung von „deutscher
Leitkultur“ und „christlichem Abendland“ gegen „Islamisierung“ und „Moscheebau“. „Stoppt
die Islamisierung Deutschlands – Keine Großmoschee in Frankfurt-Hausen!“, so hieß es etwa in
einem Demonstrationsaufruf des NPD-Landesverbandes in Hessen zum 20. Oktober 2007.5 In
Nordrhein-Westfalen ist es wiederkehrend die NPD gewesen, die mit solchen Kampagnen
Aufmerksamkeit zu erzielen versuchte. So etwa am 1. April 2006 in Dormagen in Form einer
„Mahnwache“. Zu deren inhaltlichem Gehalt erklärte der NPD-Kreisverband Krefeld:

„Ziel der Aktion war zu einem gegen den Bau einer weiteren Moschee in UNSEREM Land zu pro-
testieren, zum anderen unsere deutschen Mitbürger über die massive Überfremdung, die von den
Systemparteien hier absichtlich herbeigeführt wird, zu informieren.”6

Die Verknüpfung von dumpfem Rassismus mit antiislamischen Ressentiments kommt hier-
bei inhaltlich deutlich zum Ausdruck. Auch die in „Kameradschaften“ organisierten neonazisti-
schen Netzwerke in NRW versuchen seit geraumer Zeit, dieses Thema öffentlichkeitswirksam zu
instrumentalisieren. So etwa am 30. Juli 2005 in Duisburg unter dem Motto „Multikultur
abschaffen – Moscheebau stoppen”, veranstaltet durch das neonazistische Netzwerk
„Aktionsbüro Westdeutschland“ (AB-West) und angemeldet durch den später wegen
Volksverhetzung inhaftierten Kölner Neonazi Axel Reitz. 

Solche Parolen gelten in jenen Kreisen als gesamtgesellschaftlich konsensfähig. Diese
Annahme ist durchaus nicht unbegründet. Denn die Themenkombination Islam / Islamismus ist
eines der zentralen Themen in den Medien und der Öffentlichkeit. Meist findet hierbei eine
undifferenzierte Verknüpfung mit Integrationsfragen im multikulturellen Alltag statt. Damit
wird die Debatte oft politisiert wie zugleich emotionalisiert: Populistische Pauschalisierungen
und politische Instrumentalisierungen dieses Themenfeldes verstärken ein gesellschaftliches
Klima der Angst und Vorurteile, das negative Auswirkungen auf die Gestaltung eines interkultu-
rellen Alltagslebens hat. Pauschale Gleichsetzungen von religiösen Fragen mit politisch moti-
vierter Gewalt öffnen dabei das Tor für pauschale Kulturalisierungen und Ideologisierungen von

KAPITEL 1: ANTI-ISLAM-KAMPAGNEN ALS ZENTRALES THEMA
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5 Die NPD-Zeitung „Deutsche Stimme“ berichtete in ihrer Ausgabe Dezember 2007 ganzseitig über die NPD-
Demonstration am 20.10.2007 und dokumentierte die Rede des sächsischen NPD-MdL Jürgen Gansel, 
s. Dokumentenanhang D1-1

6 http://www.kleve.npd.de/, erstellt am 4. April 2006 von der NPD-Krefeld
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Glaubensfragen und Integrationsanforderungen im alltäglichen gesellschaftlichen Miteinander.
Dies hat gravierende Folgen: Laut einer empirischen Studie aus dem Jahr 2004 von Oliver Decker
und Elmar Brähler unter Mitarbeit von Norman Geißler im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung
weist nahezu jede/r dritte Bundesbürger/in rassistische Einstellungsmuster auf.7 Dort weisen
laut repräsentativer Befragung 25 Prozent der Frauen und 26 Prozent der Männer das Merkmal
„Ausländerfeindlichkeit“ auf. Derartige empirisch erhobene Einstellungsmuster aus der Mitte
der Gesellschaft werden auch durch die seit dem Jahr 2002 jährlich durchgeführten Befragungen
zur „Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit“ bestätigt, wobei dort zudem noch auf eine
ansteigende Tendenz hingewiesen wird.8 Auch die jährliche Befragung des Landes Thüringen
weist in ihrem „Thüringen-Monitor“ aus dem Jahr 2005 einen minimal höheren Frauenanteil (26
Prozent gegenüber 25 Prozent männlicher Befragter) auf, der als „ausländerfeindlich“ eingestuft
wird. Untersuchungen zu xenophoben (d.h. Angst vor „Fremden“) Einstellungen bei
Jugendlichen weisen zudem einen bedenklichen Anstieg von Ressentiments gegenüber
Zugewanderten auf. So heißt es in der aktuellen 15. Shell-Jugendstudie, dass 58 Prozent der
Jugendlichen gegen weiteren Zuzug von MigrantInnen eingestellt seien. Dies beinhaltet eine pro-
zentuale Steigerung von 10 Prozent gegenüber der letzten Shell-Jugendbefragung.9

Die pauschale Verknüpfung des Themas Islam mit Zuwanderungsfragen und
Integrationsproblemen bewirkt eine unsachliche Emotionalisierung und Kulturalisierung der
öffentlichen Debatte. Hierbei sind mangelnde Differenzierungen zwischen dem Islam als Religion
und dem Islamismus als extremistischer politischer Bewegung nahezu an der Tagesordnung. Seit
einigen Jahren verzeichnen empirische Befragungsergebnisse einen rapiden Anstieg pauschaler
Ablehnung von Muslimen.

Laut einer Umfrage des Instituts für Demoskopie Allensbach im Mai 2006 sprachen sich 56
Prozent der Befragten für ein Verbot von Moscheebauten aus, weil in „manchen islamischen
Ländern keine Kirchen gebaut werden dürfen“. Zudem vertraten 56 Prozent der Befragten die
Ansicht es herrsche „zur Zeit ein Kampf der Kulturen“ und wiesen dabei eine prozentuale
Steigerung von 10 Prozent gegenüber einer solchen Zustimmung bei einer zwei Jahre zurücklie-
genden Erhebung des Instituts auf.10

Eine pauschale Islamfeindlichkeit erhält durch kulturalisierende Zuschreibungen Nahrung.
Seit Jahren registriert das Team des Bielefelder Instituts für interdisziplinäre Konflikt- und
Gewaltforschung um Wilhelm Heitmeyer in den Untersuchungen über „Gruppenbezogene
Menschenfeindlichkeit“ einen kontinuierlichen Anstieg der „Islamophobie“. Unter diesem
Begriff fassen die Forscher die Ablehnung von und Angst vor Muslimen, ihrer Kultur und ihren
politischen und religiösen Aktivitäten.

Solche Ängste werden politisch gezielt von Rechts instrumentalisiert und geschürt. 
So verkündete der PRO-NRW-Vorsitzende Markus Beisicht zu der angekündigten „landes-

weiten Anti-Islamisierungs-Kampagne“ in populistischer Manier:

KAPITEL 1: ANTI-ISLAM-KAMPAGNEN ALS ZENTRALES THEMA
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7 Vgl. http://www.library.fes.de/pdf-files/do/04088a.pdf
8 Vgl. Wilhelm Heitmeyer (Hg.): Deutsche Zustände, Folge 1-5, Frankfurt a.M. 2002 ff.
9 Vgl. http://www.shell.com/home/content/de-

de/society_environment/jugendstudie/2006/dir_jugendstudie.html
10 http://www.faz.net/s/RubFC06D389EE76479E9E76425072B196C3/

Doc~E2D1CB6E9AA1045B291A1FC21272D467D~ATpl~Ecommon~Scontent.html v. 17.10.2007
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„Islamismus und Terrorismus bedrohen uns alle. Wer dieses Thema im Namen ‚politischer
Korrektheit’ tabuisiert, versündigt sich an unserem Gemeinwesen. Daher fordern wir die Vorlage
eines jährlichen Situationsberichtes über den Stand der Islamisierung. Ein solcher Bericht hat sich
kritisch mit der Integration von Muslimen zu befassen im Hinblick auf die Themenbereiche
Praktizierung der Scharia, Gewaltpotential und Terrorismusgefahr, Lebensweise und Bildung einer
Parallelgesellschaft, Haßprediger, religiöse Erziehung, Haltung zum Extremismus, Zwangsehe,
Ehrenmord, Menschenrechte, Gleichberechtigung von Mann und Frau, Demokratieverständnis und
Toleranz.“11

Mit einer solchen Aneinanderreihung von Schlagworten und Plattitüden, die aus öffent-
lichen Debatten über den Islam hinreichend bekannt sind, versuchen die Rechtspopulisten, sich
„zu ‚der’ Anti-Islam-Partei in Nordrhein-Westfalen“ zu inszenieren:

„Damit greifen wir Sorgen und politische Forderungen auf, die in der einheimischen Bevölkerung
absolut mehrheitsfähig sind, wie auch alle Meinungsumfragen bestätigen. Die etablierten Parteien
von CDU bis hin zu den Grünen werden sich deshalb in Zukunft warm anziehen müssen!“12

In ganz Europa sind rechtspopulistische Kampagnen gegen Moscheen gestartet worden. PRO
KÖLN und PRO NRW verweisen in ihrer Propaganda gegen Islam und Moscheebau regelmäßig auf
ihre internationalen Kontakte zu extrem rechten Parteien wie dem VLAAMS BELANG aus Belgien
oder der FPÖ aus Österreich, die ebenfalls Anti-Islam-Kampagnen betreiben.

Oftmals mischen sich in solchen Kampagnen Ressentiments mit gezielten Provokationen zur
Zuspitzung gesellschaftlicher Konflikte. In Italien etwa kündigte im September 2007 die rassisti-
sche LEGA NORD in Bologna einen „Schweinetag“ gegen Moscheebaupläne an. Der
Spitzenpolitiker der Lega, Roberto Calderoli, verkündete öffentlichkeitswirksam, das Gelände für
einen geplanten Moscheebau in Bologna durch eine Begehung mit Schweinen „infizieren“ zu
wollen.13 Während derartige Aktionen der Rechtspopulisten noch als Provokationen wahrge-
nommen werden, sind Kampagnen gegen den Bau von Minaretten bei vielen Parteien in Europa
an der Tagesordnung. In Österreich ringen die konkurrierenden rechtspopulistischen Parteien
FPÖ und BZÖ um die Vorherrschaft auf dieses Thema. So verkündete etwa der BZÖ-Vorsitzende
Jörg Haider eine Kampagne für ein Minarettverbot in Kärnten, um eine angeblich „schleichende
Islamisierung Europas“14 zu verhindern, während der FPÖ-Chef Heinz-Christian Strache forder-
te, ein Bauverbot für Minarette in die Bundesverfassung aufzunehmen.15

Im Unterschied zu pauschalen Kampagnen gegen den Islam gelten Forderungen nach
Minarettverboten als gesellschaftlich deutlich mehrheitsfähig und bieten daher eine ideale
Projektionsfolie zur Schürung von Ressentiments und so genannten Überfremdungsängsten. 

KAPITEL 1: ANTI-ISLAM-KAMPAGNEN ALS ZENTRALES THEMA

Seite 10

11 http://www.pro-nrw.org/artikel/071001_vorstand.htm v. 18.10.2007
12 Ebd.
13 http://www.kurier.at/nachrichten/ausland/108973.php?from/nachrichten/oesterreich/108969 v.14.10.2007
14 http://derstandard.at/Text/?id=3014945 v.10.09.2007
15 http://www.welt.de/welt_print/article1142601/Joerg_Haiders_Kampf_gegen_die_Minarette_in_Kaernten.html 

v. 3.10.2007



RECHTSPOPULISMUS IN GESTALT EINER BÜRGERBEWEGUNG

Eine Vorreiterrolle für einen solchen offensichtlich mehrheitsfähigen Populismus nahm die
rechtspopulistische „Schweizerische Volkspartei“ (SVP) ein, die im Mai 2007 eine
„Eidgenössische Volksinitiative gegen den Bau von Minaretten“ startete, mit dem Ziel der
Aufnahme eines Minarettverbots in die helvetische Verfassung.16 Ganze Passagen aus diesem
Verbotsantrag sind augenscheinlich von der FPÖ und der BZÖ übernommen worden.17

PRO NRW wiederum übernahm offensichtlich diese Kampagnen in Form einer Petition an
den Landtag unter dem Motto „Nein zu Großmoscheen, Minaretten und Muezzinruf!“
Forderungen nach Minarett-Verbot haben sich zu einem rechten Exportschlager entwickelt. Der
von dem BZÖ-Politiker Eduard Mainoni offen als „Geschäft mit der Angst“ bezeichnete
Kampagnenstil18 zeigt Wirkungen im politischen und gesellschaftlichen Alltag.

Aus genau einem solchen „Geschäft“ versucht PRO NRW politisch Kapital zu schlagen. Ein
Anliegen, das in der extremen Rechten auf Wohlwollen stößt: „Anti-Islamisierungskampagne in
Nordrhein-Westfalen: Köln als Erfolgsmuster“, so titelt die Zeitschrift Nation & Europa einen
Artikel über PRO NRW in ihrer Januarausgabe 2008. Die Zeitschrift – bundesweit das älteste
Theorieorgan der extremen Rechten – wurde 1951 vom ehemaligen SS-Sturmbannführer und
Chef der Bandenbekämpfung im Führerhauptquartier, Arthur Ehrhardt und dem Schriftsteller
und ehemaligen SA-Obersturmführer Herbert Böhme gegründet. In dem Artikel wird frohlockt,
dass mit der Anti-Islam-Kampagne von PRO NRW „die Bürger mit rechten Politikansätzen kon-
frontiert und zum Teil auch langfristig für die nationale Sache gewonnen“ werden könnten.19

Rechtspopulistische Kampagnen gegen den Islam, so ist herauszulesen, werden in diesen
Kreisen als Ticket zum Eintritt von Rechtsaußen in die politische Mitte begriffen.
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2. INITIATOR UND MOTOR: 
DIE „BÜRGERBEWEGUNG PRO KÖLN“

Sämtliche Gründungen aus dem Spektrum von PRO sind auf den Verein „Bürgerbewegung pro
Köln e.V.“ (PRO KÖLN) bzw. dessen Akteure zurückzuführen. Dieser wurde im Sommer 1996 in
Köln gegründet. Als erster Vorsitzender fungierte zunächst Sven Möller, ein ehemaliges Mitglied
der extrem rechten Partei „Deutsche Liga für Volk und Heimat“ (DLVH). Zwischen 1996 und 1999
spielte PRO KÖLN jedoch politisch noch keine Rolle. Dieses änderte sich erst nach den nordrhein-
westfälischen Kommunalwahlen 1999, bei denen die Kölner DLVH trotz des Wegfalls der 5-
Prozent-Hürde mit 0,1 Prozent gescheitert war. Diverse lokale DLVH-Funktionsträger, allen
voran der Kölner Verleger Manfred Rouhs und der Leverkusener Rechtsanwalt Markus Beisicht,
sattelten nun auf PRO KÖLN um. Der Vorsitz des Vereins wechselte von Sven Möller auf Judith
Wolter, die zuvor als Kommunalwahlkandidatin der extrem rechten Partei „Die Republikaner“
(REPs) in Erscheinung getreten war. Den stellvertretenden Vorsitz übernahm das spätere PRO-
KÖLN-Stadtratsmitglied Bernd Michael Schöppe, der zuvor sowohl als DLVH-Kandidat aufgetre-
ten, als auch auf neonazistischen Aufmärschen anzutreffen war, so zum Beispiel am 22. Mai 1999
bei einer Neonazidemonstration in Köln gegen die Präsentation der Ausstellung über die
Verbrechen der Wehrmacht.

In seinem Verfassungsschutzbericht des Jahres 2001 charakterisierte das nordrhein-westfä-
lische Innenministerium PRO KÖLN als „Ableger der in den vergangenen Jahren bedeutungslos
gewordenen DLVH. Der Verein würde „maßgeblich von DLVH-Mitgliedern und Ex-Funktionären
der DLVH getragen“. Im Jahresbericht 2003 heißt es ergänzend zu PRO KÖLN: „Die Gruppierung
stellt sich selbst als konservativ dar, arbeitet allerdings eng mit Neonazis und anderen
Rechtsextremisten zusammen.“

Trotz dieser Offenkundigkeit gelang PRO KÖLN bei den nordrhein-westfälischen
Kommunalwahlen 2004 ein Wahlerfolg: 16.531 Wählerinnen und Wähler bescherten der
Gruppierung 4,7 Prozent bei der Wahl zum Kölner Stadtrat. Seitdem ist PRO KÖLN mit vier
Mandaten (Rouhs, Schöppe, Regina Wilden und Wolter) im Stadtrat vertreten, ein fünftes folgte
später durch den Übertritt eines Ratsherrn der REPs, Hans-Martin Breninek. Auch in allen Kölner
Bezirksvertretungen ist die Gruppierung seit 2004 vertreten.

Ab 2005 wurden parallel zur kommunalpolitischen Arbeit in Köln mit der Gründung von PRO
D (2005) und PRO NRW (2007) die Rahmenbedingungen für den Export des lokal erfolgreichen
Modells in andere Städte sowie für einen NRW-weiten Wahlantritt bei den Landtagswahlen 2010
gesetzt.

Federführende Akteure von PRO KÖLN sind der aktuell amtierende Vereinsvorsitzende
Markus Beisicht, die geschäftsführende stellvertretende Vereinsvorsitzende sowie
Fraktionsvorsitzende Judith Wolter, der Politologe und zweite stellvertretende PRO-KÖLN-
Vorsitzende Markus Wiener, Angestellter der Ratsfraktion, sowie der formell nur als Kassenwart
des Vereins auftretende Fraktionsgeschäftsführer Manfred Rouhs. Laut Verfassungs-
schutzbericht des Innenministeriums NRW für das Jahr 2006 hat PRO KÖLN zirka achtzig
Mitglieder, zwischenzeitlich dürfte sich diese Zahl aber erhöht haben.20

KAPITEL 2: INITIATOR UND MOTOR: DIE „BÜRGERBEWEGUNG PRO KÖLN“

Seite 12



RECHTSPOPULISMUS IN GESTALT EINER BÜRGERBEWEGUNG

22..11..  EEiinn  RRüücckkbblliicckk::  DDiiee  „„DDeeuuttsscchhee  LLiiggaa  ffüürr  VVoollkk  uunndd  HHeeiimmaatt““

Bei der DLVH handelte es sich um eine 1991 gegründete extrem rechte Partei, die sich als
Sammlungsbewegung verstand und zur „Einheit der Rechten“ aufrief. Unter den
Gründungsmitgliedern befanden sich eine Reihe von ehemaligen Aktivisten und
Funktionsträgern der NPD und der „Republikaner“, beispielsweise Harald Neubauer, der zuvor
mit seinem Versuch, den damaligen „Republikaner“-Bundesvorsitzenden Franz Schönhuber zu
stürzen, gescheitert war. Real aber stellte die DLVH lediglich eine weitere und zudem relativ
bedeutungslose Partei der extremen Rechten dar, die ihrem Anspruch einer
Sammlungsbewegung zu keinem Zeitpunkt gerecht werden konnte. Schwerpunkt in NRW war
die Stadt Köln, wo 1991 mit Manfred Rouhs und Markus Beisicht zwei der 1989 über die
„Republikaner“-Liste in den Stadtrat gewählten Personen zur DLVH übertraten und dort bis zu
den Kommunalwahlen 1994 eine DLVH-Fraktion bildeten.

1994 scheiterte die DLVH in Köln mit 1,3 Prozent an der Fünfprozenthürde. Im
„Verfassungsschutzbericht des Landes Nordrhein-Westfalen über das Jahr 1994“ des
Innenministeriums NRW heißt es:

„Ihre Agitation betreibt die DLVH auf der Basis nationalistischer, rassistischer und völkisch-koll-
lektivistischer Vorstellungen, die mit der freiheitlichen demokratischen Grundordnung nicht ver-
einbar sind. Das (...) Parteiprogramm lehnt sich sprachlich und ideologisch an das Programm der
NPD an.“

Bundesweit in die Schlagzeilen schaffte es die Kölner DLVH Anfang 1993 mit der Auslobung
einer Belohnung in Höhe von 1.000 DM in Form eines Steckbriefes für Hinweise, die zur
Ergreifung einer versteckt lebenden abgelehnten Asylbewerberin führen würden.21

Im Oktober 1996 löste sich die DLVH als Partei auf und wandelte sich in einen Verein um. In
NRW spielte die Organisation in den letzten Jahren keine Rolle mehr, ihre lokale Rolle in Köln
wurde von der „Bürgerbewegung pro Köln“ übernommen.
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3. DIE „BÜRGERBEWEGUNG
PRO DEUTSCHLAND“ (PRO D)

„Pro Deutschland ist eine unabhängige politische Organisation, die in rechtlicher Hinsicht
Parteistatus hat“, heißt es auf der Homepage der laut Eigenangaben am 20. Januar 2005 gegrün-
deten selbst ernannten „Bürgerbewegung“. Man sei „eine politische Vereinigung“, die „den
abendländischen Charakter Deutschlands bewahren“ wolle.

„Pro Deutschland tritt bei Wahlen nur dort an, wo die Bürgerbewegung wahlkampffähig ist. Die
Wahlkampffähigkeit bemißt sich an einem objektiven Kriterium, und zwar an der Zahl der mit
Name und Anschrift erfaßten Unterstützer im Wahlgebiet. Dies beugt einer Zersplitterung der
patriotischen Kräfte vor und verhindert einen Verschleiß der ‚Marke’ pro Deutschland. Pro
Deutschland hat nichts zu tun mit Splitterkandidaturen von Vereinigungen (...), die bei Wahlen
antreten, ohne wahlkampffähig zu sein.“22

Initiator und Bundesvorsitzender von PRO D ist Manfred Rouhs. Ebenso wie bei PRO NRW
wird hier versucht, das Modell PRO KÖLN auf andere Städte zu übertragen, das Zielgebiet ist hier-
bei allerdings die gesamte BRD. So fanden sich nach Eigenangaben zufolge23 am 18. November
2006 in Bonn „mehr als 200 Versammlungsteilnehmer aus Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen,
Bayern, Berlin und Brandenburg“ zur „erste[n] ordentliche[n] Bundesversammlung der
Bürgerbewegung pro Deutschland“ ein „und setzten sich ausführlich mit der Frage auseinander,
wie über ein kommunalpolitisches Engagement Einfluß auf die politische Entwicklung in
Deutschland genommen werden kann“.24 Man ist bemüht, „Verfassungstreue“ zu geloben, „jeder
Form von politischem Extremismus“ erteile man „eine scharfe Absage“. Eine Einschränkung
folgt jedoch sofort:

„Viele Wege führen nach Rom. Das patriotische Spektrum ist in Bewegung, und wir maßen uns
nicht an, zu entscheiden, ob womöglich andere Ansätze zur politischen Erneuerung Deutschlands
klüger und in höherem Maße erfolgversprechend sind als derjenige, für den wir uns entschieden
haben. Wir lehnen es deshalb auch ab, Bewertungen der Aktivitäten anderer Vereinigungen,
Parteien sowie publizistischer oder sonstwie gearteter Unternehmungen abzugeben, deren Akteure
sich dafür entschieden haben, ihr Glück auf anderen Wegen zu suchen. Möge ein jeder tun, was er
selbst für richtig hält!“25
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Aktivitäten entfaltete PRO D bislang unter anderem in Hambühren (Landkreis Celle,
Niedersachsen), im Hochtaunuskreis (Hessen), in Frankfurt/Oder (Brandenburg), im Landkreis
Weißenburg-Gunzenhausen (Bayern), in Oberhausen (NRW), in Hannover (Niedersachsen) und
insbesondere in Berlin. In der Bundeshauptstadt hat sich die selbsternannte „Bürgerbewegung“
ihrer Lieblingsthemen „Moscheebau“, „Multi-Kulturalismus“ und „EU-Beitritt der Türkei“ ange-
nommen und versucht, sich als Speerspitze und langfristig als parlamentarischer Arm der Islam-
und „Multikulti“-Gegner zu etablieren. Angestrebt wird eine erfolgreiche Teilnahme an den
Berliner Wahlen zum Angeordnetenhaus im Jahr 2011. Am 31. Juli 2007 erklärte PRO D ein-
schränkend, dass „eine Entscheidung über eine Teilnahme an der Berliner Landtagswahl 2011 […]
erst nach der nordrhein-westfälischen Kommunalwahl im Herbst 2009 getroffen“ werde.26

In Oberhausen soll – Eigenangaben von „Pro Oberhausen“ zufolge – bereits am 28. August
2005 ein „Kreisverband Oberhausen der Bürgerbewegung pro-Deutschland gegründet“ worden
sein. Dieser würde sich der „Auf- und Ausbauarbeit seiner Strukturen und der Ausarbeitung der
kommunalpolitischen Schwerpunkte für die Städte Oberhausen, Mülheim und Duisburg“ wid-
men. Nachdem „Pro Oberhausen“ im Jahre 2006 eine Reihe von Aktivitäten entfaltete (u.a.
Flugblattverteilungen „Koran statt Puppen“ und „Oberhausen sagt NEIN zum Islamismus“) und
eine rege Internetpräsenz an den Tag legte, ist seit Frühjahr 2007 von der Gruppierung um den
ehemaligen „Schill-Partei“-Kandidaten Torsten Stankus kaum noch etwas zu hören.
Verantwortlich hierfür dürften insbesondere personelle Probleme sein, mehrere Aktive schei-
nen sich wieder zurückgezogen zu haben, nachdem auf Initiative des Oberhausener
Migrationsrates in der Öffentlichkeit über den Charakter und die Hintergründe der rechtspopu-
listischen Gruppierung aufgeklärt worden war.

Eine anfänglich auch in Dormagen geplante PRO-D-Kreisverbandsgründung kam nicht
zustande bzw. wurde 2007 von PRO NRW weitergeführt. 

Zwischenzeitlich kommt es in immer mehr Städten und Regionen zu Gründungen nach dem
Vorbild von PRO, z.B. in Niedersachsen, Bayern und Baden-Württemberg. Rouhs sah sich darauf-
hin an 8. März 2007 zu folgender Stellungnahme veranlasst:

„Eine große Zahl von Gründungen regionaler Vereinigungen mit einem ‚pro’ im Namen macht
mittlerweile einige Anmerkungen zum Selbstverständnis der Bürgerbewegung pro Deutschland
nötig. […] Pro Deutschland hat nichts zu tun mit Splitterkandidaturen von Vereinigungen – wie
auch immer sie sich nennen mögen -, die bei Wahlen antreten, ohne wahlkampffähig zu sein. Pro
Deutschland distanziert sich vielmehr ausdrücklich von solchen Splitter-Kandidaturen.“

Zunächst nicht behagt haben dürfte Rouhs beispielsweise die Entwicklung von „Pro
München“, in der immer stärker NPD- und JN-Kader an Einfluss gewannen. Zwischenzeitlich hat
sich jedoch der neonazistische Flügel zurückgezogen und möchte 2008 bei den bayrischen
Kommunalwahlen unter „Bürgerinitiative Ausländerstopp“ antreten. Doch selbst der amtieren-
de „Sprecher der Bürgerbewegung pro München“, Rüdiger Schrembs, wurde noch im Sommer
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2007 als Mitglied des bayrischen NPD-Landesvorstandes geführt, verschwand dann allerdings
plötzlich aus der Auflistung der Vorstandsmitglieder von der NPD-Homepage, dürfte also aus der
NPD ausgetreten sein. 

Am 31. Juli 2007 erklärte Rouhs, PRO D werde bis zu den nordrhein-westfälischen
Kommunalwahlen im Herbst 2009 „keinen aktiven Verbandsaufbau betreiben, sondern lediglich
Arbeitshilfen für selbständige politische Aktivitäten der pro-Deutschland-Mitglieder zur
Verfügung stellen. Das gilt auch für die Aufbauarbeit in Berlin.“27 Damit trug er offensichtlich
den Spannungen zwischen PRO D und der PRO-NRW–Führung um Markus Beisicht Rechnung.
Langfristig aber, so machte er in einer Rede auf der „zweiten ordentlichen Bundesversammlung
der Bürgerbewegung pro Deutschland“ am 3. November 2007 in Remagen deutlich, ginge es um
einen bundesweiten Wahlantritt „unter einem Namen (...), der unser Programm zusammenfasst:
Bürgerbewegung pro Deutschland“. 

Auf der genannten „Bundesversammlung“28 wurde Rouhs in seinem Amt als
Bundesvorsitzender bestätigt. Zum stellvertretenden Bundesvorsitzenden wählte die
Versammlung den ehemaligen „Republikaner“- und heutigen „Pro Heilbronn“-Funktionär
Alfred Dagenbach, Mitglied des Heilbronner Stadtrats. Als Bundesschatzmeister wurde Tilmann
Reichelt aus Bonn wiedergewählt, als Schriftführerin darf nun die PRO-KÖLN-Ratsfrau Regina
Wilden wirken. Beisitzer wurden der Ex-„Republikaner“ Lars Seidensticker („Pro Hambühren“),
Peter Werner („Pro München“), Ex-„Republikaner“-Funktionär Christian Perbandt („Pro
Hannover“), Fred Steininger („Pro Heilbronn“), Friedrich Löffler (Wesseling) und der Kölner
Michael Kucherov.29

33..11..  MMaannffrreedd  RRoouuhhss  ––  eeiinn  KKuurrzzppoorrttrraaiitt

Als Jugendlicher engagierte sich der 1965 geborene Manfred Rouhs, heute Bundesvorsitzender
von PRO D, in der CDU-Jugendorganisation „Junge Union“, entschied sich dann aber für den NPD-
Jugendverband „Junge Nationaldemokraten“. 1984 wurde in der Zeitschrift „Die Bauernschaft“
des Auschwitzleugners Thies Christophersen ein Leserbrief veröffentlicht, der mit „Manfred
Rouhs, Krefeld“ gezeichnet ist. „Im 3. Reich“ seien, so heißt es hier, „keine 6 Millionen Juden ver-
gast oder sonstwie ermordet worden“ und „auch den 2. Weltkrieg haben wir Deutschen nicht
verschuldet“. Dennoch, so der Leserbriefschreiber, spreche er sich für einen „demokratischen
und sozialistischen NEUEN NATIONALISMUS“ und gegen eine „nicht lebensrichtige“ nationalso-
zialistische Ideologie aus.30 Von 1985 bis 1987 amtierte Rouhs als JN Landesvorsitzender NRW.
1987 trat er den damals im Aufschwung befindlichen „Republikanern“ bei, für die er 1989 in den
Kölner Stadtrat einzog. 1991 wechselte er zur DLVH, für die er bis 1994 im Kölner Stadtrat saß.
2004 zog Rouhs erneut in den Kölner Stadtrat ein, dieses Mal über die „Pro Köln“-Liste. Der als
Verleger, Autor und aktuell als „Pro Köln“-Fraktionsgeschäftsführer tätige gebürtige Krefelder
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fungiert seit den achtziger Jahren als Herausgeber diverser Zeitschriften. 1987 erschien die erste
Ausgabe seiner extrem rechten Zeitschrift „Europa Vorn“, die etwa zehn Jahre später in „Signal“
umbenannt wurde. Seit 2003 gibt Rouhs – bei seit 1987 fortlaufender Nummerierung – ein rech-
tes Blatt mit dem Titel „nation.24“ heraus31. Über Rouhs’ Versand sind zudem Bücher, Filme und
Musik erhältlich. 
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4. DIE „BÜRGERBEWEGUNG PRO NRW“

Am 6. Februar 2007 wurde auf Initiative der „Bürgerbewegung pro Köln“ der Verein „Bürger-
bewegung pro Nordrhein-Westfalen e.V.“ (PRO NRW e.V.) gegründet. Die Versammlungsleitung
auf der Gründungsversammlung in Leverkusen oblag dem kurz zuvor aus der Partei ausgetrete-
nen ehemaligen stellvertretenden „Republikaner“-Bundesvorsitzenden Dr. Björn Clemens, der
als Rechtsanwalt unter anderem auch für die NPD und für militante Neonazis aktiv ist. Auf NPD-
und DVU-Veranstaltungen tritt er zudem als Redner in Erscheinung. 

Ziel von „Pro NRW“ sei die „Koordinierung und Bündelung nonkonformer NRW-
Wählervereinigungen“. Zum „Gründungsvorsitzenden“ wurde Markus Beisicht gewählt, zu sei-
nen Stellvertretern Judith Wolter und Kevin Gareth Hauer, der 2004 über die „Republikaner“-
Liste in den Gelsenkirchener Stadtrat gewählt worden war und die REPs im Streit verlassen hatte
bzw. aus der Partei herausgedrängt wurde. In der Ausgabe Februar 2007 der NPD-Zeitung
„Deutsche Stimme“ gab Hauer ein ganzseitiges Interview und kritisierte hierin vehement die
Abgrenzungspolitik und den parteiinternen Umgang mit Kritikern dieses Kurses seitens der
Bundes- und Landesführung der „Republikaner“.32 Zum „Organisationsleiter“ des PRO NRW e.V.
wurde der Dormagener Daniel Schöppe, einst DLVH-Landesjugendbeauftragter, später
Landesvorstandsmitglied der nordrhein-westfälischen REPs, ernannt.

Die Gründung des PRO NRW e.V. stellte aber nicht nur eine Ausdehnung des Modells PRO
KÖLN auf andere NRW-Städte dar, sondern auch den Startschuss für einen Wahlantritt bei den
nordrhein-westfälischen Landtagswahlen 2010. Voraussetzung für einen Landtagswahlantritt sei
ein erfolgreiches Abschneiden in mehreren Städten bei den nordrhein-westfälischen
Kommunalwahlen im Jahre 2009. Beisicht:

„Wir sind (...) von unserem Modell überzeugt, das im Prinzip auf jede andere größere Stadt über-
tragen werden kann. (...) Konsequente Basisarbeit ist der Schlüssel zum Erfolg. Wir sprechen die
Menschen direkt vor Ort auf Probleme an, die sie bedrücken und die von den etablierten Parteien
ignoriert werden: Islamisierung, Überfremdung, Kriminalität und politischer Filz samt ausufern-
der Korruption in der öffentlichen Verwaltung. Je unmittelbarer die Bürger dabei von Mißständen
betroffen sind, um so eher kann man sie auch mit nonkonformen, patriotischen Politikansätzen
erreichen.“33

Am 25. März 2007 führte der PRO NRW e.V. in einer Gaststätte in Dormagen-Nievenheim
(Rheinkreis Neuss) eine „Großveranstaltung“ durch, an der laut Eigenangaben „über 150“
(Augenzeugen zufolge zirka 80 bis 90 Personen) teilnahmen. Der Titel der Einladung lautete „Von
pro Köln über pro NRW in den Landtag 2010?“34 Als Hauptredner traten Beisicht und der ehe-
malige DLVH-Bundesvorsitzende Harald Neubauer auf. Neubauer, Mitherausgeber des extrem
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rechten Ideologieorgans „Nation & Europa“ und Eigentümer des „Nation Europa Verlages“ sowie
2005 Bundestagskandidat der NPD, plädiert seit vielen Jahren für einen Schulterschluss der
extremen Rechten und unterstützt entsprechende Projekte. „Es werden zahlreiche kommunale
Mandatsträger und Sympathisanten aus dem Rheinland und dem Ruhrgebiet erwartet“, hieß es
zuvor vor der Veranstaltung auf der Homepage von PRO KÖLN. Das Spektrum der
TeilnehmerInnen umfasste dann auch nahezu das gesamte Spektrum der populistischen und
extremen Rechten bis hin zu NPD-Funktionsträgern, wie beispielsweise den ehemaligen rhein-
land-pfälzischen NPD-Landesvorsitzenden und heutigen NPD-Kreisvorsitzenden Düssel-
dorf/Mettmann/Wuppertal35, Martin Laus, und den nordrhein-westfälischen DVU-Landes-
vorsitzenden Max Branghofer aus Dortmund. Lediglich die neonazistischen „Freien
Kameradschaften“ zeigten sich nicht interessiert. Sie waren qua Einladung an alle „politikfähi-
gen Patrioten“ auch nicht erwünscht. Eben diese Politikfähigkeit spricht PRO NRW nämlich dem
militanten Arm des deutschen Neonazismus ab. Man möchte in NRW offensichtlich den nicht
zuletzt durch den Niedergang bzw. Bedeutungsverlust der REPs frei werdenden politischen
Raum zwischen der CDU und der recht schwachen NPD füllen. 

Auf einem „Gründungsparteitag“ am 9. September 2007 in Bonn36 beschloss PRO NRW „ein-
stimmig die Umwandlung zu einer landesweiten Regionalpartei“. Man werde sich „sowohl an
den Kommunalwahlen 2009 als auch an der Landtagswahl 2010 beteiligen“. „Unter den gut 200
Parteitagsteilnehmern“ hätten sich „über 30 kommunale Mandatsträger aus ganz Nordrhein-
Westfalen“ befunden, heißt es in einem Bericht vom 10. September 2007 auf der Homepage von
PRO NRW. Die selbst ernannte „Anti-Islam-Partei“ kündigte zudem eine „landesweite Kampagne
gegen die Islamisierung“ an.

Vorsitzender der Partei PRO NRW ist Markus Beisicht, als „Generalsekretär“ darf der
Regensburger Burschenschaftler („Prager Burschenschaft Teutonia zu Regensburg“), Markus
Wiener37, walten, als Landesgeschäftsführer Bernd Michael Schöppe. Zu stellvertretenden Vor-
sitzenden wurden Kevin Gareth Hauer, Daniel Schöppe, Manfred Rouhs und der ehemalige
Generalsekretär der extrem rechten Kleinstpartei „Ab jetzt … Bündnis für Deutschland“, Dieter
Danielzick aus Troisdorf, gewählt. Weitere Mitglieder des Vorstandes sind die Rechts-
anwält/inn/en Judith Wolter, Jörg Frischauf (Leverkusen) und André Picker (Dortmund) sowie
Stefanie Wohlfart (Gelsenkirchen), Andreas Akwara (Duisburg), Armin Weyrich und Udo Schäfer
aus Radevormwald, Jennifer Pasenow (Gummersbach), Thomas Bendt (Viersen), die Kölner
Martin Schöppe und Torsten Uhlenbrock sowie der Essener Henryk Dykier. Andreas Akwara
wurde am 14. Dezember 2007 aus der Partei ausgeschlossen, nachdem er u.a. einen Redakteur des
„Kölner Stadtanzeigers“ beleidigt und gedroht hatte:

„Ich traue ihm jedoch auch zu, dass er der typische Kinderpornokonsument ist. […] Wer weiss,
vielleicht bringt das Schicksal uns auf diesem Wege einmal zueinander. Dann aber, baumeln Sie
am Strick!“

KAPITEL 4: DIE „BÜRGERBEWEGUNG PRO NRW“

Seite 19

35 Laut Angaben des ehemaligen NPD-Ideologen Jürgen Schwab („Deutsche Akademie“), 
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Für die namentliche Identifizierung eines unter einem Pseudonym agierenden Kritikers der
PRO-Aktivitäten setzte Akwara „für sachdienliche Hinweise“ ein Kopfgeld von 1.000 Euro aus.38

PRO NRW reagierte, besorgt um ihr angestrebtes Sauber- und Biedermann-Image, mit dem
Rauswurf von Akwara39. „Zu Polithooligans jeglicher Schattierung halten wir den nötigen
Abstand“, so PRO-NRW-Generalsekretär Markus Wiener, nicht ohne verschwörungstheoretische
Mutmaßungen über „geheimdienstliche Zersetzungsmaßnahmen und sogenannte ‚agent provo-
cateurs’“ anzustellen. Es sei „ein großes Problem nonkonformer Oppositionsgruppierungen, daß
von staatlichen Stellen versucht wird, solche Gruppen von innen heraus zu schwächen“. 

Das eigentliche Problem von PRO NRW dürfte indes in der noch qualitativ und quantitativ
dünnen Personaldecke bestehen, so dass man gezwungen ist, gewisse personelle Risiken bei der
NRW-weiten Ausdehnung einzugehen.

Die Zusammensetzung des Vorstandes zeigt zum einen deutlich die Dominanz der erfahre-
nen PRO-KÖLN-Mannschaft auf, zum anderen den Versuch, Aktivposten möglichst vieler lokaler
Aufbauversuche von PRO-NRW-Gliederungen einzubinden, um die Anbindung an und
Identifizierung mit dem Projekt zu stärken. Angestrebt wird der möglichst flächendeckende
Aufbau von Verbandsstrukturen in NRW. Im Sommer 2007 wurde auch die Gründung neuer
Kreisverbände in NRW in die Wege geleitet. In Gelsenkirchen ist die Gruppierung nach dem
Beitritt des ehemaligen REPs Kevin Gareth Hauer bereits im Rat vertreten. Im Februar 2007
wurde die Gründung von “pro Bottrop” gemeldet. Derzeitig (Stand 1. Januar 2007) wird laut
Eigenangaben am Auf- und Ausbau von Strukturen im Rhein/Sieg-Kreis, im Oberbergischen
Kreis, im Rheinisch-Bergischen Kreis, im Rhein-Erft-Kreis, im Märkischen Kreis, in Bonn,
Remscheid, Leverkusen, Rheinkreis Neuss (insbesondere Dormagen), Düsseldorf, Aachen, Kreis
Viersen (insbesondere Nettetal), Duisburg, Essen, Castrop-Rauxel, Münster, Kreis Lippe und
Warendorf gearbeitet. Der Oberhausener PRO-D-Kreisverband findet in den Veröffentlichungen
von PRO NRW keine Erwähnung.

„In NRW-Kommunen sind bereits fast ein Dutzend Pro-Köln-Ableger gegründet worden, die 2009
bei den Kommunalwahlen antreten wollen – unter anderem in Gelsenkirchen, Duisburg,
Düsseldorf, Essen und Bottrop. Wo keine neuen Moscheen geplant seien, werde halt gegen die
bestehenden gekämpft“,

so Beisicht am 3. Januar 2008.40

Dabei kann behauptet werden, dass Aktivitätsgrad, Präsenz und Wirkungsmächtigkeit umso
höher sind, je intensiver die jeweilige lokale Struktur von PRO-KÖLN betreut und unterstützt
wird. Schon allein aus Praktikabilitätsgründen sinkt der Betreuungsgrad natürlich, je größer die
Entfernung zum Standort Köln ist. So ist es zu vermerken, dass rund um Köln, z.B. in Leverkusen
und in Dormagen zunehmend Präsenz und Aktivitäten entfaltet werden. Darüber hinaus wird ein
besonderer Schwerpunkt auf das Ruhrgebiet gelegt.

KAPITEL 4: DIE „BÜRGERBEWEGUNG PRO NRW“

Seite 20

38 Vgl. http://biedermanni-verliert.blogspot.com/2007_12_01_archive.html
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„Spätestens ab Februar werden die Kreisverbände des Ruhrgebietes durch einen übergeordneten
Ruhr-Bezirksverband unterstützt werden, der besonders die Arbeit in den Schwerpunktgebieten –
wie zum Beispiel Duisburg, Gelsenkirchen oder Bottrop – voran bringen soll“,

heißt es in einer Erklärung von PRO NRW vom 17. Dezember 2007.41

Markus Beisicht zum Vorgehen:

„Themen gibt es genug für rechtsgerichtete Aktivisten, man muß nur zugreifen (…). Dann werden
auch Schritt für Schritt die Mitgliederzahl und das Umfeld wachsen. Pro Köln steht Interessenten
in Nordrhein-Westfalen dabei gerne mit Rat und Tat zur Seite“42,

insbesondere wohl denjenigen, die Rats- oder zumindest Bezirksvertretungsmandate zu bieten
haben. 

Schwerpunktthema von PRO NRW wird das Thema Islam bleiben. Am 23. Oktober 2007 kün-
digte die Partei an, im Rahmen ihrer „Antiislamisierungskampagne (…) Duisburg zum zweiten
Schwerpunkt neben Gelsenkirchen im Ruhrgebiet“ zu machen. Hier geht es insbesondere um
den nahezu abgeschlossenen Bau der Merkez-Moschee in Duisburg-Marxloh. Beteiligt am Bau
dieser Moschee war übrigens das Solinger Bauunternehmen „Kissel-Rapid“43. Einer dessen drei
Geschäftsführer ist der seit vielen Jahren eng mit der extremen Rechten und dem Spektrum der
Auschwitzleugner verbandelte Günther Kissel, der im Sommer 2007 PRO NRW beitrat, sehr zur
Freude von Markus Beisicht, dem die „prominente“ und insbesondere finanzkräftige
Verstärkung trotz der Widersprüchlichkeit sogar eine Pressemitteilung wert war.

Und auch in Essen zieht PRO NRW gegen „den Bau einer weiteren Großmoschee orientali-
schen Stils, diesmal in Essen-Altendorf“ zu Felde. Am 26. Oktober 2007 kündigte man „Protest
gegen den geplanten Moscheebau“ an. Kurz zuvor hatte der nordrhein-westfälische
Landesverband der NPD bekannt gegeben, am 8. Dezember 2007 in Essen gegen den
Moscheenbau aufmarschieren zu wollen. Der Aufmarsch fand mit zirka 250 Teilnehmern aus
dem Spektrum der NPD und „Freien Kameradschaften“ statt. Bereits im Sommer 2007 hatten die
Essener „Republikaner“ das Thema Moscheebau auf die öffentliche Tagesordnung gesetzt. Der
offene Konkurrenzkampf zwischen den Rechtsaußenparteien, insbesondere um die
Vorherrschaft bei Anti-Islam-Kampagnen, wird mit zunehmender Nähe zur Kommunalwahl
immer sichtbarer. 
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44..11..  MMaarrkkuuss  BBeeiissiicchhtt  ––  EEiinn  KKuurrzzppoorrttrraaiitt

Bis 1987 war der 1963 geborene und heute in Burscheid bei Leverkusen lebende Markus Beisicht
Bundesvorsitzender des „Ring Freiheitlicher Studenten“ (RFS), der 1977 von Mitgliedern der
Kölner Burschenschaft „Germania“ gegründet worden war.44 1988 trat das vorherige CDU-
Mitglied den „Republikanern“ bei und wurde deren Kölner Kreisvorsitzender, später auch
Mitglied des REP-Bundesvorstandes. 1989 wurde er über die „Republikaner“-Liste in den Kölner
Stadtrat gewählt, von der sich 1991 unter Mitwirkung von Beisicht die Fraktion der neu gegrün-
deten Partei „Deutsche Liga für Volk und Heimat“ abspaltete, für die Beisicht bis 1994 im Kölner
Stadtrat saß. Beisicht stieg zum DLVH-Landesvorsitzenden und -Bundesvorstandsmitglied auf,
bevor er 1999 auf PRO KÖLN umsattelte. Aktuell ist er Vorsitzender von PRO KÖLN und PRO NRW.

Beruflich ist Beisicht als Rechtsanwalt in Leverkusen tätig. Als Strafverteidiger von Akteuren
der extremen Rechten, auch von militanten Neonazis, hat er sich auch überregional einen
Namen gemacht. 
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5. JUGENDARBEIT VON
PRO KÖLN UND PRO NRW

Bereits in den neunziger Jahren hatte der heutige PRO-KÖLN-Ratsherr, PRO-D- Bundes-
vorsitzende und stellvertretende PRO-NRW-Vorsitzende Manfred Rouhs versucht, sowohl poli-
tisch als auch finanziell von der immer größer werdenden rechten Skinhead-Szene und dem
damit einhergehenden boomenden RechtsRock-Markt zu profitieren.

„Gut gemachter ‘Rechtsrock’ kann helfen, Menschenmassen wenigstens oberflächlich im patrioti-
schen Sinne zu politisieren. Ist es uns gelungen, einen Fuß in die Tür des öffentlichen Bewusstseins
zu stellen, werden wir die Pforten bald weit öffnen für unsere in eine bessere Zukunft weisende
politische Alternative zum Marxismus und Liberalismus“,

schrieb er im Sommer 1993 in der „Spezial“-Ausgabe Nr. 6 seiner Zeitschrift „Europa Vorn“. Und
weiter:

„Hat der (...) Jugendliche erst einmal an Bands, die patriotische Motive in ihren Texten verarbei-
ten, Gefallen gefunden, dann fragt er möglicherweise nach Mehr, nach dem Woher und Warum
des Nationalismus. Das ist der Moment, in dem wir von Europa vorn zuschlagen, ihm Inhalte und
Kontakte bieten müssen.“

Folgerichtig beteiligte sich Rouhs in den neunziger Jahren an mehreren extrem rechten
Projekten, die sich auf die Zielgruppe rechte Jugendliche orientierten, so zum Beispiel an den
Musikzeitschriften „Moderne Zeiten“ und „Neue Doitsche Welle“ sowie am Vertrieb und der
Produktion von RechtsRock. Nicht zuletzt aufgrund seines bürgerlichen Gestus darf sein
Versuch, Nachwuchs aus rechten jugend- bzw. subkulturellen Kreisen abzuschöpfen, aber letz-
tendlich als gescheitert angesehen werden. Das von Rouhs Mitte der neunziger Jahre presse-
rechtlich verantwortete Blatt „hoppla!“ (Untertitel „Junge Zeitung für Deutschland“), ein vier-
seitiger „Europa-Vorn“-Ableger, der sich als „Jugendzeitung“ verstand, erschien nur kurzzeitig
– es fehlte nicht zuletzt an Multiplikatoren und Verteilern.

Trotz der beschriebenen Erfolglosigkeit im jugend- und subkulturellen Raum verzichten PRO
KÖLN und PRO NRW nicht darauf, Jugendliche anzuwerben. Ebenso wie die lokale DLVH, aus
deren Reihen und Umfeld Anfang der neunziger Jahre beispielsweise die Jugendzeitung „Der
Hammer“ herausgegeben wurde (presserechtlich Verantwortlicher war Bernd M. Schöppe), wird
immer wieder versucht, beispielsweise mittels Schülerzeitungen junge Menschen anzusprechen
und einzubinden. Seit 2006 wird versucht, die Postille „Objektiv“, Untertitel „Größte Kölner
Schüler- und Jugendzeitung“, unter Kölner Jugendlichen zu verbreiten.45 Das Vierfarbblatt im
A5-Format gibt sich betont seriös und ohne jedwede subkulturelle Ausrichtung. Abgedruckte,
aber nicht in Auftrag gegebene Werbeanzeigen, u.a. vom „Jugendrotkreuz“ und der Polizei,
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Nachhilfeangebote, ein Interview mit dem Pressesprecher der „Deutschen Bahn AG“ über
„Sicherheit und Kriminalitätsbekämpfung an den Kölner Bahnhöfen“ finden sich ebenso im Heft
wie Werbung für die extrem rechte Monatszeitung „Nation & Europa“, Firmenwerbung von „Pro
Köln“-Funktionären, Unterschriftenwerbung gegen den Bau von Moscheen sowie Artikel, die
gegen Migrantinnen und Migranten zu Felde ziehen, da sich viele von ihnen „nicht auf die (...)
deutsche Kultur einlassen“ würden. Man bemüht sich zumeist um sprachliche Mäßigung bzw.
Verklausulierung, Parolen wie „Ausländer raus“ sind nicht zu finden. Stattdessen ist von
„Minuszuwanderung“ die Rede. Als Vertreter des „Objektiv-Teams“ begrüßt ein in Schlips und
Kragen auftretender Martin Schöppe, ein Bruder Bernd Michael Schöppes, die „Liebe[n] Leser“.
Martin Schöppe tritt auch als Herausgeber und presserechtlich Verantwortlicher von „Objektiv“
in Erscheinung. Die Auflage soll Eigenangaben zufolge anfangs 3.000 Exemplare betragen, die
zum Teil kostenlos vor Kölner Schulen, zum Teil auch postalisch an Interessierte verschickt wer-
den. 

Der Versuch einer verbalen Mäßigung gelingt nicht immer. „Die letzten Deutschen“ nennt
sich eine „politisch unkorrekte Glosse“, abgedruckt in der Ausgabe 3 der „Objektiv“.46 Dass es
sich hierbei weniger um eine schlechte Satire, als um ein etwas verklausuliert vorgetragenes
„Ausländer raus!“-Programm in offen rassistischer Machart handelt, deutet schon das Intro an:

„Wenn man im Frühjahr 2007 mit wachem Auge durch die Straßen von Kölner Problemvierteln
mit besonders hohem Migrantenanteil geht, könnte man fast meinen, dass diese Glosse irgend-
wann einmal Wahrheit wird“.

Die „Glosse“ endet mit einem apokalyptischen Szenario:

„Wahrscheinlich werden wir, wie viele unserer alten Bekannten, in die anatolische Steppe auswan-
dern. Die türkische Regierung hat dort allen Deutschen großzügigerweise ein Stück Land angebo-
ten. Es ist eine Art Reservat für uns, wir wären unter uns und könnten unsere Sprache und Kultur
pflegen.“

Parallel zur Ausdehnung von PRO KÖLN und deren „Jugend Pro Köln“ (Jugendbeauftragter
ist der 25-jährige Martin Schöppe) auf weitere Regionen in NRW wurde zwischenzeitlich auch
eine „Jugend pro NRW“ gegründet, aktueller Jugendbeauftragter ist der 21-jährige Jan Weber.
Mit dieser Ausdehnung einher geht die Verbreiterung der „Objektiv“ über Köln hinaus. „Objektiv
Nr.: 4 erschienen!“ vermeldeten die Aktivisten am 23. Dezember 2007. Der bisherige Untertitel
„Größte Kölner Schüler- und Jugendzeitung“ wurde ersetzt durch „Schüler- und Jugendzeitung
pro Nordrhein-Westfalen“.

„Zum ersten Mal hat dabei eine junge Redaktionsmannschaft aus ganz Nordrhein-Westfalen die
Zeitschrift gestaltet. Dementsprechend ist die neue ‘Objektiv’ ausdrücklich für die Verteilung in
ganz NRW konzipiert. […] Diese werden Anfang 2008 an den Schulen in NRW verteilt.“
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Die Auflage soll Eigenangaben zufolge 10.000 Exemplare betragen. 
Auch in dieser Ausgabe wird die inhaltliche Mäßigung und Verklausulierung nicht immer

aufrecht gehalten. Vielmehr wird die ‚Volksgemeinschaft’ hochgehalten, auch wenn diese
Vokabel nicht benutzt wird. Die „Droge Liberalismus“ sei Schuld daran, dass das „Erbe“, also die
„gemeinsamen Sitten und Gebräuche, die Normen und Werte und die Kultur, die uns unsere
Zugehörigkeit zu einem Volk fühlen lassen“, zerstört würden: „Der Liberalismus ist bestrebt,
diese Gemeinsamkeiten auszulöschen.“ Die Autorin Lydia Herzog, vorgestellt als 24-jährige
Medizinstudentin, mahnt: „Gemeinnutz sollte immer vor Eigennutz stehen“ und bewegt sich
damit – bewusst oder unbewusst – in gefährlicher Nähe der NSDAP-Parole „Gemeinnutz vor
Eigennutz“ im 25-Punkte-Programm der NSDAP.47 Auch Jugendbeauftragter Jan Weber bedient
sich in dieser Ausgabe mit der Verwendung des Begriffes „Mitteldeutschland“ eines revisionisti-
schen Jargons.  Laut Weber sei „unser Vaterland“ nämlich bisher nur „zum Teil wiedervereinigt“
worden, schreibt er auf Seite 10 der genannten „Objektiv“-Ausgabe.48

Letztendlich aber verfügen PRO KÖLN und PRO NRW bislang über keine jugendkulturelle
Ausstrahlung und über kein attraktives Konzept für eine politische Jugendarbeit. Die wenigen
jüngeren PRO-Aktivposten bemühten sich um den erwünschten Nachwuchs, bislang beschränk-
ten sich die Aktivitäten allerdings noch auf einige wenige Flugblattverteilaktionen vor Schulen
im Rheinland. Zwischen Realität und Propaganda klafft demnach noch eine große Lücke. O-Ton
der PRO-„Jugend“ hierzu:

„Viele positive Schülerreaktionen, pro Köln und pro NRW als Gesprächsthema Nummer Eins auf
den Pausenhöfen und in den Klassenzimmern, sowie ein erfolgreiches Aufbrechen der
Medienblockade: Denn über die Jugendverteilaktionen im ganzen Rheinland gab es u.a. bereits
mehrere Radioberichte […] Und: Die Mitgliederzahlen im Jugendbereich steigen weiter, sowohl bei
pro Köln als auch landesweit bei pro NRW!“49
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6. VERHÄLTNIS PRO NRW / PRO D
UND ‚ABGRENZUNG’ NACH RECHTS

Nicht immer bestand in der Vergangenheit Einigkeit zwischen den PRO-KÖLN-Funktionären
Manfred Rouhs auf der einen sowie Markus Beisicht und Judith Wolter auf der anderen Seite über
die richtige Strategie bei der Ausdehnung ihrer “Bürgerbewegung” über Köln hinaus. Noch in
Juni 2007 betonte Beisicht in einem Interview mit der bundesweiten NPD-Zeitung „Deutsche
Stimme“ (DS), „dass die Partei ‚pro Deutschland’ in keiner organisatorischen Verbindung zum
Verein pro Köln“ stünde50. „Im Gegenteil: Es gibt eine klare Beschlußlage im pro-Köln-Vorstand,
dass die Aktivitäten dieser Partei von pro Köln nicht unterstützt werden.“ 

Die Gründe für diese Abgrenzung wurden bisher nicht offengelegt. Es kann aber angenomm-
men werden, dass die von Rouhs vollzogene und recht willkürlich erscheinende bundesweite
Ausdehnung der Mehrheit der PRO-KÖLN -Funktionäre als zu früh erschien und zudem Rouhs
nicht als geeigneter Repräsentant angesehen wurde. Weiterhin dürfte es anfangs Differenzen bei
der Frage gegeben haben, wie offensiv eine Abgrenzung von der extremen Rechten, insbesonde-
re der NPD, auszusehen habe. PRO D bekundete, man positioniere „sich innerhalb des
Verfassungsbogens“ und erteile „jeder Form von politischem Extremismus eine scharfe Absage“.
Die „Definitionsgewalt über den Extremismus-Begriff“ läge „beim Bundesverfassungsgericht und
bei denjenigen Verwaltungsgerichten, die sich an dessen juristischen Leitsätzen orientieren.“51

Markus Beisicht äußerte sich hierzu pragmatischer:

„Jeder, der in der Bundesrepublik Deutschland Politik betreiben will, muß sich zu den freiheitlich-
demokratischen Grundwerten bekennen. (…)Wir brauchen (…) vor echter Meinungsfreiheit,
Demokratie und politischen Pluralismus keine Angst zu haben“,

ließ er in einem Interview auf der Homepage von „pro NRW“ wissen.52 

Letztendlich ging es hier auch um die Frage, welche Zielgruppen angesprochen werden soll-
len, um dringend benötigte Akteure für den Ausbau der PRO-Strukturen zu gewinnen. Beim
Aufbau von PRO NRW profitieren deren Akteure nicht unwesentlich auch vom Zerfall der REPs,
bei denen es reihenweise zu Austritten kam, nicht zuletzt wegen der strikten Abgrenzung des
REP-Mehrheitsflügels um den Bundesvorsitzenden Rolf Schlierer und die NRW-
Landesvorsitzende Ursula Winkelsett von der NPD und DVU, also der Verweigerung einer
Mitwirkung an einer „Nationalen Volksfront“. PRO NRW bietet sich hier als neue politische
Heimat an und versucht sich an einem Spagat. Einerseits wäre eine offensive
Verweigerungspolitik gegenüber einer sich kooperationsbereit und bündnisfähig operierenden
NPD bei der Anwerbung von Mitstreitern kontraproduktiv gewesen, andererseits war und ist
man aber auch nicht an einem Bündnis mit der NPD interessiert, da ein solches den

KAPITEL 6: VERHÄLTNIS PRO NRW / PRO D UND ‚ABGRENZUNG’ NACH RECHTS

Seite 26

50 S. Dokumentenanhang D6-1
51 http://www.pro-deutschland.net/index.php?option=com_content&task=view&id=104&Itemid=2, v. 8.3.2007
52 http://pro-nrw.org/interview.htm



RECHTSPOPULISMUS IN GESTALT EINER BÜRGERBEWEGUNG

Bestrebungen, sich als verfassungstreue basisnahe „Bürgerbewegung“ anzubiedern, um erfolg-
reich in die politische „Mitte“ hinein wirken zu können, zuwiderlaufen würde. Man möchte die
Stigmatisierung als extrem rechts abstreifen. Mittels Klagen, z.B. gegen das nordrhein-westfäli-
sche Landesamt für Verfassungsschutz bzw. das Landesinnenministerium, versucht PRO KÖLN,
sich juristisch gegen die Erwähnung im Kapitel „Rechtsextremismus“ der Verfassungsschutz-
berichte zur Wehr zu setzen, bislang erfolglos. Am 4. Dezember 2007 wies die 22. Kammer des
Verwaltungsgerichts Düsseldorf die Klage von PRO KÖLN gegen die Aufnahme in die NRW-
Verfassungsschutzberichte 2005 und 2006 des Landes Nordrhein-Westfalen ab.

„In der mündlichen Urteilsbegründung führte das Gericht aus, dass bei der Klägerin
Anhaltspunkte für den Verdacht von Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische
Grundordnung vorlägen, die die Erwähnung in den genannten Verfassungsschutzberichten recht-
fertigten. Die Publikationen der Klägerin enthielten u. a. Äußerungen, die bei einer
Gesamtbetrachtung darauf zielten, Ausländer vor allem muslimischer Herkunft pauschal wegen
ihrer Abstammung und Religionszugehörigkeit herabzusetzen und auszugrenzen“,

heißt es in der Pressemitteilung des Verwaltungsgerichtes Düsseldorf vom 4. Dezember 2007.53

PRO KÖLN kündigte noch am selben Tag an, den „Weg durch die Instanzen […] bis zum
Bundesverfassungsgericht“ gehen zu wollen.54

Nicht nur zu Kölner DLVH-Zeiten bis 1999, auch in der Zeit bis zum Wahlerfolg bei den
Kommunalwahlen 2004 war bei PRO KÖLN von Abgrenzung zu anderen extrem rechten
Gruppierungen kaum etwas zu bemerken. Sogar Aktivisten der neonazistischen „Freien
Kameradschaften“ waren auf diversen demonstrativen Aktionen von PRO KÖLN anzutreffen und
durften manchmal sogar Reden halten. Noch am 15. März 2003 demonstrierte PRO KÖLN mit
Unterstützung des nordrhein-westfälischen NPD-Landesverbandes in Köln-Chorweiler und -
Mülheim gegen den Bau von Moscheen. Die Demonstrationsordner wurden vom NPD-
Bundesordnerdienst unter der Leitung von Manfred Börm gestellt.

Im Januar 2003 gab die damalige PRO-KÖLN-Vereinsvorsitzende und heutige
Fraktionsvorsitzende Judith Wolter der „Deutschen Stimme“ ein ganzseitiges Interview55 und
bemühte sich um Entspannung, nachdem es zum Streit zwischen Rouhs und NPD-Funktionären
gekommen war.56 Befragt nach der „zukünftige[n] Entwicklung des Verhältnisses zu anderen
nationalen Organisationen“ antwortete sie:

„Jeder, der sich mit unseren Zielen identifiziert, kann bei uns mitarbeiten – unabhängig von seiner
Parteizugehörigkeit. Wir bemühen uns stets um ein gutes Verhältnis zu anderen nationalen
Organisationen und um eine konstruktive Zusammenarbeit.“

Zur Person Rouhs befragt, antwortete sie:
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„Manfred Rouhs ist Vorstandsmitglied von ‚Pro Köln’. Vorsitzende bin jedoch ich. (...) Ich kann (...)
sagen, daß ich bisher niemanden angefeindet habe und dies auch künftig nicht vorhabe.“

In der Ausgabe von Oktober 2005 der „Deutschen Stimme“ war dann Folgendes von der DS-
Redaktion zu lesen:

„Die Frage an die Bürgerbewegung, ob einer der Repräsentanten für eine kritische Befragung zur
Verfügung stünde, wurde prompt beantwortet. Man müsse verstehen, daß ein Interview mit der
DS nicht in Frage käme. Dies würde die Bürgerbewegung kompromittieren. Das ‚freundliche’
Schreiben wurde von Manfred Rouhs unterzeichnet, (...) der vor einigen Jahren seine Ziele in ande-
ren Zeitungen ausbreitete und sich als NPD-Funktionär anpries.“57

Markus Beisicht wiederum stand der „Deutschen Stimme“ in deren Ausgabe 6-2007 für ein
ganzseitiges Interview zur Verfügung.58 Hierin grenzte er sich zwar – befragt zum Verhältnis zur
örtlichen NPD – vom Kölner NPD-Kreisverband ab, da „es einfach zu viel Trennendes, sowohl
inhaltlicher als auch strategischer Natur“ geben würde, signalisierte aber alleine durch seine
Bereitschaft, ein Interview zu geben, Gesprächsbereitschaft. Außerdem sehe er die
„Hauptaufgabe im Kampf gegen Multikulti, Kriminalität und Korruption, und nicht in der
Auseinandersetzung mit rechten Konkurrenzparteien“, so Beisicht. Zum Verhältnis zur NPD ins-
gesamt äußerte er sich in dem Interview nicht. 

Zum Eklat zwischen PRO und NPD kam es dann im Vorfeld einer für den 16. Juni 2007 von
PRO KÖLN anberaumten Demonstration in Köln. Motto: „Köln macht mobil gegen Großmoschee
und Islamismus“. 

„Die NPD im Rheinland und Westfalen unterstützt den Protest der ‚Bürgerbewegung Pro
Köln’ und der Kölner Bürgerinnen und Bürger“, erklärte die NPD, und auch ihre
Jugendorganisation „Junge Nationaldemokraten“ rief zur Teilnahme auf. In einer „Internen
Mitteilung“ der NPD NRW an ihre Mitglieder heißt es:

„Allen Teilnehmern sei noch einmal in Erinnerung gerufen, daß es sich bei ‚Pro Köln’ um keine
befreundete Organisation handelt. Die NPD-NRW unterstützt lediglich das Thema der
Demonstration und will durch ihre Anwesenheit zeigen, daß die wirklich nationale Kraft im
Rheinland und Westfalen hinter den Protesten der Kölner Bürgerinnen und Bürger steht.“

Auch aus den Reihen der neonazistischen „Freien Kameradschaften“ waren Stimmen zu ver-
nehmen, die auf die Kölner Demonstration orientierten:
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„Beste Möglichkeit zu zeigen, dass wir die wahren Widerstandskämpfer gegen Überfremdung und
Islamisierung sind. Gerade diese Demo sollte man besuchen!“,

so ein Aktivist der „Freien Nationalisten Gladbeck“ im Internet. 

PRO KÖLN sah sich nun zu einer klaren Abgrenzung gezwungen:

„Alleine die Ehrenfelder Anwohnerinitiative, pro Köln und pro NRW sind die legitimen
Veranstalter dieser Demo. Aufrufe anderer Parteien oder irgendwelcher obskurer Politsekten sind
nicht autorisiert und in keiner Weise mit uns abgesprochen! […] Wir werden […] nicht zulassen,
daß anderer Gruppierungen, die bislang in der Großmoschee-Debatte eisern geschwiegen bzw. von
einer Zusammenarbeit mit gewaltbereiten Islamisten geträumt haben, unsere Kundgebung zwek-
kentfremden.“59

Ergebnis war, dass den zirka 200 angereisten NPDlern und „Freien Nationalisten“ die
Teilnahme an der letztendlich 150-köpfigen PRO-KÖLN-Demonstration verwehrt wurde. „Pro
Köln“ sei eine „pseudorechte Populistentruppe“, bewertete die NPD NRW diese Haltung: „Die
Taktik der Bürgerbewegung ist klar. NPD und freie Kräfte sollen vor den Pro Köln-Karren
gespannt werden und sollen sich gefälligst mit der Statistenrolle begnügen, während Pro Köln
die politischen Früchte erntet.“60

Das neonazistische „Aktionsbüro Westdeutschland“ schloss sich an:

„Die selbsternannte ‚Bürgerbewegung Pro Köln’ ist eine reaktionäre, populistische, philosemitische
und absolut spießbürgerliche Partei. […] Den Moscheebau UND ‚Pro Köln’ stoppen – Für einen
revolutionären Nationalismus!“61

Einen weiteren Tiefpunkt im ohnehin schon angespannten Verhältnis zwischen PRO NRW
und der NPD stellte die vom NPD-Landesvorstandsmitglied Matthias Pohl zu verantwortende
Homepage http://www.pro-muenster.de.ms/ dar, auf der sich Ende 2007 eine „Bürgerbewegung
pro Münster“ zu Wort meldete:

„Als aktive Bürgerbewegung setzen wir uns in der Westfalenmetropole gegen Multi-Kulti,
Moscheebau und Überfremdung ein. Gegründet wurde ‚pro Münster’ im August 2007.“

Die „Münstersche Zeitung“ berichtete am 11. Dezember 2007:

„Die rechte Bürgerbewegung ‚Pro NRW’ will nach Auskunft ihres Vorsitzenden Markus Beisicht
Ende Januar in Münster einen Kreisverband gründen. Den Namen ‚Pro Münster’ allerdings hat
sich schon eine andere Gruppe gesichert.“
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Hierbei dürfte es sich seitens der NPD weniger um einen ernsthaften Versuch handeln,
Konzept und Auftreten von PRO für sich selbst nutzbar zu machen, als um eine offene
Kampfansage an PRO. Die Reaktion von PRO NRW erfolgte umgehend:

„Pro NRW hat mit dem NPD-Plagiat ‘pro Münster’ weder organisatorisch noch politisch etwas zu
tun. Die NRW-NPD, die bekannterweise von sogenannten V-Leuten des Verfassungsschutzes regel-
recht zersetzt ist, möchte mit Hilfe dieser perfiden Aktion im Interesse der verbrauchten
Altparteien pro NRW ins rechtsextreme Ghetto drängen bzw. stigmatisieren. […] Pro NRW hat mit
diesem extremistischen Narrensaum nichts zu tun. Gegen die NPD-Fälscher aus Münster wird
rechtlich vorgegangen werden.“

Während PRO NRW und NPD also weniger als zwei Jahre vor den nordrhein-westfälischen
Kommunalwahlen in den offenen Konkurrenzkampf eingetreten sind, demonstrieren PRO D und
PRO NRW offiziell wieder Geschlossenheit. Rouhs erklärte am 31. Juli 2007 seinen Beitritt zu PRO
NRW. Er werde sogar beim Aufbau von Strukturen im Rheinland mithelfen. Bis zur
Kommunalwahl 2009 werde PRO D “keinen aktiven Verbandsaufbau betreiben”.62 Die Partei
dankte es ihm und wählte ihn auf dem Gründungsparteitag der „Bürgerbewegung pro NRW“ am
9. September 2007 zu einem ihrer vier stellvertretenden Vorsitzenden.63 Seitdem wird Rouhs
auch als „Beauftragter für den Großraum Aachen“ geführt. Diese vermeintliche Umorientierung
dürfte ihn jedoch nicht daran hindern, das Modell PRO D weiterzuentwickeln und spätestens
nach den nordrhein-westfälischen Landtagswahlen bundesweite Ansprüche unter dem Dach PRO
D anzumelden. 

Dass die Abgrenzungen seitens PRO NRW zur NPD großteils taktischer und weniger inhalt-
licher Natur sein könnten, darauf deutet die Teilnahme von Markus Beisicht und „Pro NRW“-
Generalsekretär Markus Wiener an einem von der extrem rechten EU-Parlamentsfraktion
„Identität, Tradition, Souveränität“ (ITS) anberaumten Treffen am 25. September 2007 in
Straßburg, an dem auch DVU-Chef Gerhard Frey und NPD-Vorsitzender Udo Voigt teilnahmen –
und erstaunlicherweise auch der REP-Vorsitzende Rolf Schlierer.64 Zu einer Einigung bezüglich
einer von der ITS-Fraktion angestrebten gemeinsamen Kandidatur der deutschen
Rechtsaußenparteien bei der nächsten Europawahl aber kam es erwartungsgemäß nicht. 
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7. STRATEGIE

Die Gründung möglichst vieler lokaler PRO- Ableger und deren Vernetzung dient offenkundig
dem Bestreben zur Etablierung einer neuen Sammlungsbewegung des politischen Rechtsaußen-
Spektrums. 

Die Führungsriege von PRO KÖLN versucht, mit der Taktik der Inszenierung als
„Bürgerbewegung“ die Etablierung einer neuen rechtspopulistischen Partei zu erreichen. 

Erklärtes Ziel der rechtspopulistischen Macher ist es, als neue Wahlpartei zunächst zu den
Kommunalwahlen in NRW im Jahr 2009 und danach zu den Landtags- und Bundestagswahlen
anzutreten. Es wird versucht, das PRO-KÖLN-Modell landes- und bundesweit zu exportieren. So
heißt das Motto in einem der ersten Werbeblätter von PRO NRW nach deren Konstituierung als
Partei: 

„Vom Erfolgsmodell pro Köln … zu einem erfolgreichen Neuanfang in ganz NRW!“ 
Das Kölner „Erfolgsmodell“ wird als exportfähig eingeschätzt: 
„Mit der Bürgerbewegung pro NRW wird dieses Erfolgsmodell jetzt auf andere Städte

Nordrhein-Westfalens übertragen. Ziel ist es, bei der Kommunalwahl 2009 und danach bei der
Landtagswahl 2010 für ein politisches Erdbeben an Rhein und Ruhr zu sorgen.“65

Um diesen Export zu ermöglichen, werden Gleichgesinnte gesucht, um in anderen
Kommunen vor Ort Kreisverbände unter dem Mantel von „Bürgerbewegungen“ zu gründen. Die
Strategie ist darauf ausgelegt, mit Hilfe dieser angeblich kommunalen „Bürgerbewegungen“ den
Einfluss als rechtspopulistische Wahlpartei netzwerkartig auszuweiten.

In einem Anschreiben wirbt der PRO-KÖLN-Vorsitzende Beisicht: 
„Mit unseren Schwerpunkten – Kampf gegen Multikulti-Auswüchse, Kriminalität und

Korruption – haben wir eine ernstzunehmende, seriöse Opposition von rechts aufbauen können.
Dieser erfolgreiche politische Neuanfang hat inzwischen in mehreren Städten und Landkreisen
in ganz Nordrhein-Westfalen Nachahmer gefunden. Zur Förderung und Koordinierung dieser
Neugründungen wurde von pro Köln eigens die ‚Bürgerbewegung pro NRW’ ins Leben gerufen.
Mit ihr soll in ganz NRW ein wirkungsvolles Gegengewicht gegen die verbrauchte politische
Klasse aufgebaut werden, sowohl auf kommunaler Ebene als auch hinsichtlich eines möglichen
Antritts zur Landtagswahl 2010 (…) Natürlich wollen wir im Zuge dieses Neuaufbaus besonders
auch im Rheinland und im näheren Umfeld von Köln noch bestehende Lücken schließen. Gerade
aufgrund der geringen Entfernung Ihrer Heimatstädte und – Kreise nach Köln könnten hier eine
hervorragende Zusammenarbeit geschafft und Synergieeffekte erzielt werden. Im Großraum
Bonn, in Leverkusen, im Rhein-Erft-Kreis, im Obergischen Kreis, im Rheinisch-Bergischen Kreis
und in Dormagen gibt es bereits zahlreiche Interessenten, die im Rahmen von pro NRW mitar-
beiten bzw. selbst vor Ort eine nonkonforme Wählervereinigung ins Leben rufen wollen.“66
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Die Methodik zum Aufbau und zur Steuerung eines rechtspopulistischen Netzwerkes ist in
einem Strategiepapier dargelegt, das als „Aufbaukonzept“ die Grundlagen zum Aufbau der PRO-
Bewegung aufzeigt.

AAuuffbbaauukkoonnzzeepptt

In einem „Strategieseminar“ in Köln wurde am 28. Januar 2006 von Manfred Rouhs ein
Aufbaukonzept für die „Bürgerbewegung pro Deutschland“ vorgestellt.67 Dieses Aufbaukonzept
hat offensichtlich auch in der praktischen Arbeit von PRO NRW Gültigkeit und kann daher als
strategisches Grundlagenkonzept der PRO-Aktivitäten interpretiert werden. Das Konzept orien-
tiert sich an der Strategie der „Bürgerbewegung pro Köln“ und beinhaltet den Versuch, PRO
KÖLN als Exportmodell auf andere Kommunen zu übertragen – auf „West- und
Mitteldeutschland“, wie es in revanchistischem Jargon68 verkündet wird. Da in diesem
Aufbaukonzept sehr deutlich die strategischen Mittel und Zielsetzungen benannt werden, kann
es als Grundlage zur Analyse der Arbeitsweise herangezogen werden. Das Aufbaukonzept stellt
dezidiert die einzelnen Handlungsschritte der Rechten in den Kommunen dar und ist zugleich
ein Beleg für den instrumentellen Charakter ihrer Kampagnen. Zudem wird darin der zentralis-
tische Führungsanspruch der Macher von PRO KÖLN im Netzwerk von PRO D und PRO NRW offen
herausgestellt. 

Drei Schritte werden zum Export des PRO-KÖLN-Modells benannt: 

>> „Handlungsfähigkeit herstellen“
>> „Menschen binden“ 
>> „Wahlantritt“

Unter dem Punkt „Handlungsfähigkeit herstellen“ wird in zentralistischer Manier aufgeführt:

„Mindestens sieben Mitglieder der Bürgerbewegung pro Deutschland müssen vor Ort ansässig sein
und in Absprache mit dem Bundesvorstand einen Kreisverband gründen.“

Weiter heißt es:

„Vorhanden sein muss allerdings ein geeigneter Kandidat für den Kreisvorsitz und ein zuverlässi-
ger Bewerber für das Amt des Schatzmeisters.“

Das Anforderungsprofil beinhaltet die Fähigkeit zur Vereinsgründung durch den Kreisverband.
Zugleich wird zur Einrichtung eines Kontos angeraten:
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„Der Kreisverband muß eine Postanschrift einrichten, beispielsweise ein Postfach, und bei der ört-
lichen Sparkasse ein Girokonto eröffnen.“

Aussagekräftig ist hierbei die Begründung für die Wahl des Kreditinstituts:

„Die Sparkassen sind verpflichtet, auch für oppositionelle Gruppen Girokonten auf Guthabenbasis
zu führen.“

So zentralistisch wie die strukturellen Anforderungen zur Gründung von Kreisverbänden for-
muliert sind, so zentralistisch sind auch die inhaltlichen Anregungen zur Öffentlichkeitsarbeit
und Mitgliederwerbung. Zum Auftakt der Mobilisierung vor Ort wird die Verwendung vorgefer-
tigter Materialien empfohlen:

„Zur Mitglieder-Werbung in der Startphase kann das Kampagnen-Flugblatt des Bundesverbandes
gegen die Aufnahme der Türkei in die Europäische Union herangezogen werden.“

Hilfe vom Bundesverband wird den zu gründenden Kreisverbänden auch bei der Entwicklung der
Internetseite versprochen:

„Und eine eigene Internetseite gehört zum Pflichtprogramm! Sie muß freigeschaltet werden, bevor
die ersten Kampagnen-Flugblätter in Druck gehen, damit von Anfang an jedes verteilte Flugblatt
gleichzeitig für die lokale Internetseite wirbt. Bei der Einrichtung der Internetseite kann der
Bundesverband, falls nötig, Hilfe leisten.“

Bei der Zusammenkunft des Kreisverbandes wird zur Konspiration angeraten:

„Ort und Zeit werden nicht öffentlich bekannt gegeben. Eingeladen werden nur Mitglieder sowie
Personen, die als zuverlässig bekannt sind.“

Der Punkt „Menschen binden“ wird in dem Aufbaukonzept als „Kernarbeit der
Bürgerbewegung“ beschrieben: „Wir müssen unsere Mitbürger ansprechen und sie mit unseren
politischen Vorstellungen vertraut machen.“ Hierzu sollen speziell Themen aufgegriffen wer-
den, die zu dem klassischen Repertoire eines rechten Populismus gehören:

„Zu den für uns interessanten Bereichen Multi-Kulturalismus, Kriminalitätsentwicklung,
Korruption und soziale Gerechtigkeit sollten jeweils aktuelle Meldungen auf der Internetseite
erscheinen.“

Dies bedeutet faktisch die Anregung zur Anlehnung an das rechtspopulistische Konzept von
PRO KÖLN, sensible Themen in rassistischer Stoßrichtung zuzuspitzen. Bedeutsam ist hierbei die
Taktik des Vorgehens: Es soll dabei auf kommunale Ereignisse und vermeintliche Missstände im
Kontext der oben benannten Themen Bezug genommen und diese in rechtspopulistischer
Manier ausgerichtet werden:
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„Und sobald im Segment Multi-Kulturalismus irgend etwas geschieht, was unseren Widerspruch
herausfordert, werden wir dazu eine Petition aufsetzen, die im Regelfall an den
Beschwerdeausschuß des Stadtrates gerichtet ist.“

Aus jahrelanger Erfahrung im Verfassen rassistischer und rechtsextremer Pamphlete wissen
die Strategen dieses Netzwerkes, dass allzu offener Rassismus und Rechtsextremismus nicht so
wirkungsvoll für die Propagandaarbeit unter dem Deckmantel einer Bürgerbewegung in der
Kommune ist wie ein verklausulierter Rassismus, der im Anschein eines „Bürgerbegehrens“
erscheint: „Der Text der Petition darf nicht ausländerfeindlich sein“, heißt es vorbeugend, denn
die Verfasser des Aufbaukonzeptes kennen offensichtlich die wahre Intention ihrer Mitstreiter.
Daher betonen sie: „Seriösität ist wichtig!“ Zudem haben die Macher von PRO KÖLN erkannt, dass
ein Einhalten formaler Kriterien im Umgang mit Petitionen und „Bürgerbegehren“ Spielräume
zur Entfaltung öffentlichkeitswirksamer Inszenierungen eröffnet. Im Aufbaukonzept heißt es:

„Der Inhalt der Petition muß so gehalten sein, dass der Stadtrat für die Angelegenheit sachlich
auch tatsächlich zuständig ist; dabei kann der Bundesvorstand helfen.“

Hieraus erfolgt der nächste Schritt:

„Aus der Petition machen wir nun mit einem erklärenden Text ein Flugblatt, das wir in hoher
Auflage an die Haushalte verteilen.“

Hierbei wird auf die Erfahrung von PRO KÖLN im Umgang mit Petitionen zurückgegriffen und
dieses Rezept zur Nachahmung empfohlen:

„Je nach der Größe des Einzugsgebietes werden wir eine Auflage von 5.000, 10.000, 20.000 oder
50.000 Stück drucken. (Die allgemeine Petition der Bürgerbewegung pro Köln gegen den geplanten
Bau einer Großmoschee in der Domstadt wurde mit sieben Mal 50.000 Exemplaren aufgelegt, also
insgesamt 350.000 Stück). Dafür kann der Bundesverband einen Zuschuß leisten.“

Eine besondere Funktion hat hierbei die Erfassung von Adressen der unterschriebenen
Petitionen. Sie dienen als „wichtigstes politisches Kapital“ der Gruppierung zur Entfaltung wei-
terer Propagandastrategien. Die Methoden im Umgang mit Adressen werden deshalb nachfol-
gend ausführlich gesondert dargestellt.

Ziel der Petitionen ist die Behandlung des eingereichten „Bürgerantrages“ im zuständigen
Beschwerdeausschuss der Kommune, der dann wiederum genutzt werden soll für weitere
Selbstinszenierungen:

„Zu dieser Sitzung des Beschwerdeausschusses muß unbedingt eine Einladung an alle in der
Region vorhandenen Adressen verschickt werden; der Termin kann genutzt werden, um unsere
dort erscheinenden Unterstützer, von denen wir manche wahrscheinlich noch gar nicht persönlich
kennen, anzusprechen. Den Verlauf der Ausschußsitzung werden wir selbstverständlich – am
besten mit Fotos – im Internet dokumentieren und auch zum Gegenstand der Berichterstattung in
der nächsten Aussendung machen.“
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Das Mittel der Petitionserstellung wird also gezielt genutzt, um Leute als Unterstützer für die
eigenen Wahlkampfambitionen einzuspannen – als „Kerngeschäft“ wird das Ausnutzen der
Möglichkeit zur Erstellung von Petitionen für ein Bürgerbegehren offen bezeichnet:

„Die auf die Anbindung von Menschen abzielenden Petitionen aber sind unser Kerngeschäft, mit
dem der Erfolg unserer politischen Arbeit steht und fällt.“

Hier kommt deutlich zum Ausdruck, welche Strategie verfolgt wird: Die
Instrumentalisierung kommunalpolitischer Mitbestimmungs- und Beschwerdemöglichkeiten
für eigene Wahlkampfzwecke. Im Aufbaukonzept wird dazu aufgerufen, diesen Mechanismus
ständig zu wiederholen:

„Das hier beschriebene Procedere zur Ansprache von Menschen – Thema suchen, Petition erstel-
len, Adressen einpflegen, Info-Blatt aussenden usw. – wird ständig wiederholt. Sobald ein
Handlungszyklus abgeschlossen ist, folgt der nächste: wir suchen ein neues Thema, erstellen eine
neue Petition, und so weiter.“

Das eigentliche Ziel der Verfassung von Petitionen und „Bürgerbegehren“ wird in dem
Aufbaukonzept als dritter Schritt aufgeführt: Der „Wahlantritt“.

DDiiee  MMeetthhooddee::  AAddrreesssseenneerrffaassssuunngg

In dem Aufbaukonzept wird deutlich zum Ausdruck gebracht, dass die Erfassung und
Strukturierung der Unterschriftslisten für die eigenen Propaganda- und Wahlkampfzwecke zur
zentralen Aufgabe der Kreisverbände der „Bürgerbewegung pro Deutschland“ gehört. Das
instrumentelle Verhältnis zu den Inhalten der Petitionen und „Bürgerbegehren“ als Mittel zur
Ausweitung des Adressenbestandes wird wie folgt zum Ausdruck gebracht:

„Die eingehenden Petenten-Adressen müssen sorgfältig erfasst werden. Den Adressen-Bestand
werden wir strukturieren, z.B. nach Mitgliedern, Spendern, Unterstützern und Interessenten,
wobei jeder, der lediglich eine Unterschrift geleistet hat, zunächst die Kennung ‚Interessant’
bekommt und später gegebenenfalls ‚hochgestuft’ wird. Jede Aussendung werden wir mit dem
Vermerk ‚Falls verzogen, bitte mit neuer Anschrift zurück!’ oberhalb des Adressenrandes versehen.
Und die Rückläufer werden wir selbstverständlich zeitnah bearbeiten, um unseren
Adressenbestand, der unser wichtigstes politisches Kapital darstellt, auf dem neusten Stand zu
halten.“

Dieses Vorgehen bedeutet in der Praxis, dass Bürgerinnen und Bürger, die ohne Kenntnis des
Wirkens dieser Gruppierung ihre Unterschrift unter eine ihrer Petitionen setzen – beispielsweise
gegen die geplante Einrichtung einer Moschee –damit zugleich von der „Bewegung“ erfasst,
katalogisiert und mit Propagandamaterial umworben werden – „Bindung von Menschen“ lautet
hierzu die Devise. So heißt es in dem Aufbaukonzept:
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„Für die regelmäßige Kommunikation mit den Menschen, die wir überzeugen und an uns binden
wollen, werden wir eine eigene Informationsschrift herausgeben, für die der Bundesvorstand eine
Hilfestellung leisten kann. Diese Publikation verschicken wir bis zu vier Mal im Jahr an den gesam-
ten Adressenbestand – versehen jeweils mit einem Spendenaufruf, durch den die Aussendungen
finanziert werden.“

Zugleich wird in dem Aufbaukonzept in zentralistischer Manier gefordert, die Adressen für
die Wahlkampfabsichten des Bundesverbandes der „Bürgerbewegung pro Deutschland“ weiter-
zuleiten:

„Zudem müssen die Adressen an den Bundesvorstand weitergegeben werden, damit die interess-
sierten Bürger zusätzlich gelegentliche Aussendungen des Bundesvorstandes erhalten, so dass eine
möglichst häufige, umfassende Ansprache erfolgt. Das schafft Bindungen.“

Offen wird das eigentliche Ziel dieser Strategie benannt:

„Wer zwei, drei Jahre lang ständig von pro Deutschland hört, wird nachhaltig geneigt sein, der
Bürgerbewegung bei der nächsten Kommunalwahl seine Stimme zu geben.“

Neben inhaltlichen Bedenken gegenüber solchen Methoden sind auch rechtliche Bedenken
aufzuführen. Denn eine Weitergabe von zweckbedingten Unterschriften für eine Petition oder
ein Bürgerbegehren zu Wahlkampfzwecken kann als Verstoß gegen den Datenschutz angesehen
werden. So meldete der „Kölner Stadt-Anzeiger“, dass der Landesbeauftragte für Datenschutz
„Beschwerden über die mögliche Nutzung aus der Unterschriftenliste gegen den Bau der
Moschee in Ehrenfeld durch die rechtsextreme Organisation ‚Pro Köln’ nachgehen“ werde.69

Daraufhin reagierten die Macher von „Pro Deutschland“, indem sie auf der Internetseite
ihrer Homepage in das Aufbaukonzept folgenden Zusatz einfügten:

„Die eingehenden Rückläufer müssen – eine Einverständniserklärung der betreffenden Personen
vorausgesetzt – unter Beachtung der weiteren Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes
sorgfältig erfasst werden.“70

Offensichtlich dient diese nachträgliche Umformulierung des Aufbaukonzeptes der
Vorbeugung weiterer Klagen. Dies ändert jedoch nichts daran, dass bis zu diesem Zeitpunkt
augenscheinlich in dieser Form durch das PRO-Netzwerk mit den Adressen verfahren wurde.
Auch von „Pro Oberhausen“ sind Unterschriften zu verschiedenen Petitionen gesammelt worden
und zeitgleich präsentierte der Kreisverband auf seiner Internetseite das Aufbaukonzept der
Bewegung in seiner ursprünglichen Form.71
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Auch wenn auf der Internetseite des Bundesverbandes daraufhin eine Umformulierung im
Aufbaukonzept vorgenommen wurde, ändert dies nichts an dem instrumentellen Charakter der
Unterschriftensammlungen zur Gewinnung von Adressen für eigene Propaganda- und
Wahlkampfzwecke. Bei der näheren inhaltlichen Betrachtung der unterschiedlichen Petitionen
wird ersichtlich, dass diese das übliche Themenrepertoire rechtspopulistischer Propaganda
repräsentieren.
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8. RECHTSPOPULISISCHE
THEMEN UND KAMPAGNEN

In ihrer Selbstdarstellung bezeichnet sich PRO NRW“ als „nonkonform“. Dort heißt es:

„Am 6. Februar 2007 wurde in Leverkusen die ‚Bürgerbewegung pro Nordrhein-Westfalen e.V.’ (pro
NRW) ins Leben gerufen. Unter der bewährten Versammlungsleitung des Düsseldorfer
Rechtsanwaltes Dr. Björn Clemens trafen sich zahlreiche kommunale Mandatsträger aus ganz
Nordrhein-Westfalen, um einen Verein zur Koordinierung und Bündelung nonkonformer NRW-
Wählervereinigungen zu gründen.“

Zentral dabei ist die Orientierung an PRO KÖLN: 

„Erfolge im Jahr 2009 werden aber nur durch engagierte Basisarbeit möglich sein. Das hat das
Modell pro Köln gezeigt.“

Demnach geht es darum, dieses Modell landes- und bundesweit zu exportieren:

„Dabei sollte in ähnlichem Stil eine möglichst breite Wahlplattform aller seriösen rechten Kräfte in
NRW angestrebt werden.“72 

Hinweise auf die rechtspopulistische FPÖ aus Österreich wie dem VLAAMS BELANG als
„befreundete Organisationen“ auf der Homepage weisen auf die politischen Vorbilder von PRO
NRW hin. Zu der extrem rechten belgischen Partei VLAAMS BELANG73 pflegen die Macher von
PRO KÖLN und PRO NRW gar seit vielen Jahren einen engen Kontakt. Der Aufstieg der belgischen
rassistischen Partei VLAAMS BLOK in das etablierte Parteiengefüge dient den extremen Rechten
aus Köln erklärtermaßen als Vorbild. Zum Jahresbeginn 2008 wurde gar propagandistische eine
„Städtepartnerschaft gegen Islamisierung“ in Antwerpen unter Beteiligung der Vorsitzenden
von PRO NRW, FPÖ und VLAAMS BELANG angekündigt.74

PRO NRW bedient sich inhaltlich wie in der Wortwahl des plakativen Stils rechtspopulisti-
scher Propaganda. Probleme, Ängste und Vorurteile werden schlagwortartig zugespitzt, undiff-
ferenziert miteinander vermischt und Feindbilder aufgebaut, um sich selbst als moralische
Instanz und politische Ordnungskraft inszenieren zu können, welche die Sorgen der Bevölkerung
aufzunehmen bereit ist. So heißt es beispielhaft unter der Überschrift „Die große Koalition der
Abzocker“ in populistischer Manier:
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„Nachdem sich die Bundestagsabgeordneten ihre Luxus-Pensionen erhöht haben, holen nun die
Parteien zum nächsten Griff in die Tasche des Steuerzahlers aus: CDU und SPD fordern mehr Geld
vom Staat. (…) Die große Koalition der Abzocker kennt keine Scham!“ 

Der Stil ist typisch für rechtspopulistische Kampagnen: Zunächst werden vorhandene
Missstände und Ressentiments verallgemeinert und zugespitzt. Dann wird auf Tugenden wie
Anstand, Idealismus, Ordnung und Sauberkeit verwiesen. Darauf Bezug nehmend inszenieren
sich Rechtspopulisten als Sprachrohr für „Volkes Stimme“. So heißt es bei PRO NRW weiter:

„Unser Land braucht endlich wieder Idealisten, die zum Wohle der einheimischen Bevölkerung
Verantwortung übernehmen. Menschen, die nicht von der Politik, sondern für die Politik leben. Die
große Koalition der Abzocker dagegen gehört abgewählt, besser heute als morgen!“75

Hierbei wird bewusst mit Simplifizierungen und Feindbildern operiert. So heißt es in einer
Selbstdarstellung von PRO NRW:

„Massenzuwanderung trotz millionenfacher Arbeitslosigkeit, immense Staatsverschuldung, hohe
Kriminalität und arrogante Entscheidungen wider den Volkswillen – das hat Unmut hervorgeru-
fen. Die Bürgerbewegung pro NRW tritt an, um der ‚schweigenden Mehrheit’ wieder eine Stimme
zu geben.“76

Mit derartigen Plattitüden wird versucht, komplexe Probleme in nationalistischer Manier zu
vereinfachen. 

Ein Blick in das „Parteiprogramm“ von PRO NRW offenbart diese Methodik rechtspopulisti-
scher Simplifizierung. Dieses Programm, das am 7. September 2007 auf dem Landesparteitag von
PRO NRW beschlossen wurde, erschöpft sich in ganzen sieben Programmpunkten, die in inhalt-
lich simpelster Form das rechtspopulistische Themenrepertoire abzudecken versuchen:

1. Innere Sicherheit gewährleisten!
2. Ausbildung statt Zuwanderung!
3. Stoppt Korruption und Parteibuchwirtschaft!
4. Besinnung auf Werte in der Kulturpolitik!
5. Bürgerfunk statt Parteibuchsender!
6. Das Ruhrgebiet stärken!
7. Wer heilt unser Gesundheitssystem?77

Ein Blick in den Inhalt dieser „Programmpunkte“ offenbart schnell, dass es dabei nicht um
realpolitische Zielsetzungen, sondern lediglich um simple politische Propaganda auf der rechts-
populistischen Klaviatur geht. 

So heißt es etwa unter dem ersten Programmpunkt in apokalyptischer Wortwahl:
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„In den Städten unseres Landes gibt es immer mehr rechtsfreie Räume, in denen sich selbst die
Polizei nur noch in großer Zahl traut. ‚No-Go-Areas’ also – aber nicht für Ausländer oder
Asylbewerber, sondern für die einheimischen Bürger!“

Die populistische Forderung nach ‚law and order’ wird verknüpft mit Vorurteilen gegenüber
Zugewanderten und liberaler Rechtsprechung. So heißt es dort weiter:

„Daneben muß der Schutz der normalen Bevölkerung Vorrang vor den Interessen der Täter haben.
Windelweiche Alt-68er- ‚Resozialisierungs’-Phrasen haben angesichts brutaler Jugendgewalt, rük-
ksichtsloser Straßenkriminalität, organisiertem Verbrechen und hoher Ausländerkriminalität
wahrlich keinen Platz mehr!“ 

Im zweiten Programmpunkt werden Bildungsanforderungen unsachlich mit der Zuwanderungs-
politik verknüpft:

„So wie wir benachteiligte Kinder fördern müssen, so sollten wir auch begabten Schülern die
Ausschöpfung ihres ganzen Potentials ermöglichen. Dann wird auch die Anwerbung ausländischer
Spezialisten und Experten auf bestimmten Fachgebieten bald überflüssig werden, so wie
Masseneinwanderung bildungsferner Schichten bereits jetzt völlig überflüssig ist.“

Weiter heißt es dann propagandistisch: 

„Pro NRW sagt nicht umsonst NEIN zur Einwanderung in unsere Sozialsysteme, zu
Asylmißbrauch, Überfremdung und Islamisierung!“

Hierbei werden in agitatorischer Absicht Prozesse und soziale Strukturen („Einwanderung“,
„Sozialsysteme“) miteinander in Beziehung gesetzt und mit zentralen Begrifflichkeiten extrem
rechter Propaganda wie „Überfremdung“ sowie mit Schlagwörtern aus dem rechtspopulisti-
schen Themenrepertoire („Asylmissbrauch“, „Islamisierung“) verknüpft. Demnach geht es also
nicht um differenzierte Betrachtung oder die Entwicklung von Lösungsansätzen für soziale
Aufgaben und Probleme, sondern schlicht um die Bündelung von Ressentiments.

Mit dem dritten Programmpunkt wird das klassische rechtspopulistische Thema „Korruption“ in
simpelster Form präsentiert:

„Die politische Klasse in Düsseldorf hat abgewirtschaftet und ist aufgrund der unzähligen
Skandale moralisch diskreditiert. Diese Klasse steht für Bestechung, Vorteilsnahme, Ämterpatro-
nage, Spendenskandale und Betrügereien zu Lasten der Bürger. Eine Erneuerung ist von ihr nicht
zu erwarten.“ 

Hier wird das Bild vom ‚raffenden Staat’ kolportiert, um sich als ‚unverbrauchte’, am
Gemeinwohl orientierte Alternative inszenieren zu können.
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Ein ähnliches Niveau weist inhaltlich der vierte Programmpunkt „Kulturpolitik“ auf, der in eini-
gen Passagen wie unfreiwillige Realsatire klingt:

„Die Bürgerbewegung pro NRW fordert eine nachhaltige, auf Dauer angelegte Förderung der
Hochkultur in Nordrhein-Westfalen und eine klare Absage an die Unterstützung avantgardisti-
scher Projekte, die für den Normalbürger nicht von Interesse sind.“ 

Die Ablehnung künstlerischer Avantgarde und experimenteller Kunstformen ist ein propagan-
distisches Merkmal rechter Kulturpolitik und fand historisch ihre Zuspitzung in der
Nazipropaganda gegen eine angeblich „entartete Kunst“.

Auch der fünfte Programmpunkt „Bürgerfunk“ erschöpft sich in rechtspopulistischen
Plattitüden gegen den als politisch links eingestuften WDR:

„Versatzstücke linker Ideologie prägen nicht nur die politischen Magazine und die Nachrichten-
Sendungen, sondern insbesondere auch das Unterhaltungsprogramm, das oft ein unrealistisches,
von multi-kulturellen Trugbildern geprägtes Weltbild transportiert. Wir brauchen kein Fernsehen
und kein Radio, das uns Bürger mit erhobenem Zeigefinger zu belehren versucht!“

Anstelle von Inhalten werden auch hier lediglich Anschuldigungen vorgetragen.

Mit dem sechsten Programmpunkt wird versucht, die Strukturkrise im Bergbau mit standortna-
tionalistischen Parolen zu instrumentalisieren: 

„Wir in Nordrhein-Westfalen dürfen uns nicht vollständig von importierter Energie abhängig
machen“,

heißt es da inhaltsleer, ohne realistische Alternativen anbieten zu können:

„Unsere heimische Kohleförderung muß überall dort und so lange erhalten bleiben, wo und wie
dies wirtschaftlich vertretbar ist.“ 

Fassbare Konzepte für den Bergbau hingegen werden nicht benannt. Stattdessen werden ledig-
lich Ressentiments gegen den Solidaritätszuschlag geschürt: 

„Gleichzeitig muß in den Bergbau-Regionen in die Zukunft investiert werden. In diesem
Zusammenhang ist 20 Jahre nach der Wiedervereinigung der Solidaritätszuschlag auf den
Prüfstand zu stellen.“

Anstelle von tragbaren Vorschlägen zur Beschäftigungspolitik werden inhaltsleere Worthülsen
präsentiert:
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„Die Sicherung von Arbeitsplätzen hat vorrang (Rechtschreibung i. O.) vor gut gemeinten umwelt-
schützerischen Experimenten, deren Erfolg oft zweifelhaft ist.“

Inhaltlich widersprüchlich ist auch der siebte Programmpunkt zum Thema
„Gesundheitssystem“. Zunächst wird dort „Gerechtigkeit“ eingefordert: „Die Bürgerbewegung
pro NRW fordert ein gerechteres Krankenversicherungskonzept.“ Wie dies konkret aussehen
soll, bleibt nebulös. So wird eine „Kombination aus bewährten Bismarckschen Traditionen und
dem Beveridge-System“78 gefordert, ohne näher erläutern zu können, wie dies gestaltet werden
soll. Weitere Ausführungen hierzu werfen die Frage auf, ob die grundsätzlichen Unterschiede
zwischen beitragsfinanzierten und steuerfinanzierten Gesundheitsversorgungsmodellen von
den Verfassern dieses „Programms“ überhaupt analytisch erfasst worden sind. So wird sowohl
„die Pflicht, sich zu versichern“ und der „Erhalt privater Krankenversicherungen“ gefordert wie
zugleich zusammenhanglos gefordert: 

„Das Allgemeinwohl hat prinzipiell über den Interessen von Gesundheits-Managern und wirt-
schaftlicher Lobbygruppen zu stehen!“

Das eigentliche Ziel dieser Ausführungen besteht offenkundig wieder einmal darin, in plumper
Manier Ressentiments gegen Zugewanderte zu schüren. So heißt es dort weiter:

„Im Hinblick auf Immigranten muß zudem darauf geachtet werden, keine zusätzlichen Anreize für
eine ‚Einwanderung ins soziale Netz der Bundesrepublik’ zu schaffen.“

Ein besonderes Merkmal rechtspopulistischer Propaganda ist, dass Themen und Vorurteile
aus der gesellschaftlichen Mitte herausgegriffen werden, um sich als ‚Vollstrecker’ von gesell-
schaftlich angeblich berechtigten Interessen darzustellen.

Zusammengefasst sind es folgende Themen, mit denen kampagnenartig operiert wird: 

>> Zuwanderung / Islam / Nationale Identität
>> Filz / Klüngel / Korruption
>> Sicherheit / Kriminalität
>> Verfolgung / Meinungsfreiheit

Wie das funktioniert, hat PRO KÖLN demonstriert: Rechtspopulistische Kampagnen gegen
den „Drogenstrich“ in Köln-Longerich oder gegen ein Flüchtlingswohnheim im Stadtteil
Weidenpesch werden unter dem Mantel von „Bürgerbegehren“ inszeniert. Hierbei werden
gesellschaftliche Vorurteile populistisch aufgeladen und zugespitzt. Ziel ist dabei augenschein-
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lich die Kanalisierung von Ängsten und Vorurteilen, um sich selbst als handlungsorientierte
Interessenvertretung inszenieren zu können. Aufrufe gegen den „Kölner Klüngel“ oder den
„Tango Korrupti“ sollen suggerieren, dass PRO KÖLN als „Anwalt der kleinen Leute“ gegen die
„korrupten Altparteien“ auftritt. 

Auf Stammtisch-Niveau werden Vorurteile gebündelt und in autoritärer Manier das Bild von
gesellschaftlicher „Ordnung und Sauberkeit“ beschworen. So heißt es etwa bei „Pro
Gelsenkirchen“:

„Uns sind 270.000 Gelsenkirchener wichtiger als eine Handvoll alternativer Spinner!
Die Bürgerbewegung Pro Gelsenkirchen e.V. (Pro Gelsenkirchen) setzt sich ein für eine
Kulturförderung, die den Interessen der Mehrzahl der Gelsenkirchener Bürger Rechnung trägt. Zu
fördern sind ferner die vielen kleinen Vereine in den einzelnen Stadtvierteln. Nicht länger unter-
stützt werden sollten verfassungsfeindliche Extremisten, Selbsterfahrungstrips auf
Steuerzahlerkosten, homosexuelle Spaßgruppen sowie obskure Multi-Kuli-Projekte
(Rechtschreibung i.O.) von Alt-68ern.“79

Der Rechtspopulismus von PRO NRW lebt von der Skandalisierung sowie der dumpfen
Provokation. Dabei kommt den Rechtspopulisten zugute, dass sie durch den Übertritt einiger
ehemaligen REP-Mitglieder deren Funktion als Stadtratsmitglieder propagandistisch nutzen
können. So etwa in Gelsenkirchen durch das Ratsmitglied Hauer, zugleich stellvertretender
Vorsitzender von PRO NRW, der öffentlichkeitswirksam eine „islamkritische Anhörung im
Ratssaal der Stadt Gelsenkirchen zur ‚Kommunalen Integrationspolitik’ “ ankündigte. Eingeladen
zu dieser „Anhörung“ wurden PRO-NRW-Chef Beisicht, die PRO-KÖLN-Fraktionsvorsitzende
Wolter und der PRO-MÜNCHEN- Sprecher Rüdiger Schrembs, was auf den inhaltlichen Gehalt
dieser Veranstaltung schließen lassen kann. Dabei wird offenkundig versucht, das Rathaus als
propagandistische Bühne für einen parteipolitisch motivierten Populismus gegen kommunale
Integrationsbelange zu nutzen.

Zugleich stellen sich die Macher derartiger Propaganda als Opfer und Verfolgte durch ein
angebliches Kartell aus etablierter Politik sowie einer angeblich verordneten „political correct-
ness“ dar: 

„Die Presse bzw. unser OB mögen sich ereifern wie sie wollen. Auch die Stadt Gelsenkirchen wird
sich an pro NRW als Vertreter der Interessen eines Großteils der einheimischen steuerzahlenden
Bevölkerung gewöhnen müssen. Die kritische Anhörung zum Scheitern des multikulturellen
Experiments im Ruhrgebiet sowie die Folgen einer unkontrollierten Zuwanderungspolitik für unse-
re Großstädte am Beispiel Gelsenkirchen wird auf jeden Fall stattfinden. Wir verteidigen vehement
das Recht auf freie Meinungsäußerung, das auch in Gelsenkirchen durch die grassierende Political
Correctness bedroht ist.“80

Der öffentlichen Kritik an dieser Instrumentalisierung politischer Funktionen im Stadtrat wird
damit der Augenschein von ‚Einschränkung der Meinungsfreiheit’ zu geben versucht.
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9. RECHTSPOPULISMUS
UND RECHTSEXTREMISMUS

In ihrer Eigendarstellung bezeichnet PRO NRW sich selbst offen als „rechtspopulistisch“. Als
Schlüssel zum Erfolg wird der flächendeckende Aufbau von„Bürgerbewegungen“ angesehen:
„Umso wichtiger ist es also, politikfähige und willensstarke Menschen vor Ort zu haben. Erst
dann sind Neugründungen rechtspopulistischer Wählvereinigungen sinnvoll. Der Aufbau von
unten nach oben ist der Schlüssel zum Erfolg!“81

Intensive Auslandskontakte von PRO NRW deuten auf Schnittstellen zwischen
Rechtspopulismus und Rechtsextremismus hin. So erschien etwa in der österreichischen
Zeitschrift AULA, laut dem Journalisten Hans-Henning Scharsach publizistische Kontaktbörse
zwischen den Anhängern der FPÖ und dem etablierten Rechtsextremismus,82 ein Bericht über
einen Vortragsabend zum Thema „Der ‚rechte’ Weg für Europa – Kommunale Entwicklungen
zwischen Bürgerfreiheit und Ghettoentwicklung“, an dem die führenden Köpfe von FPÖ, VLAA-
AMS BELANG und PRO NRW teilnahmen. Laut Bericht wurden dort Thesen aus dem klassischen
Repertoire eines extrem rechten Populismus vertreten: So etwa Hasstriaden von Markus Beisicht
gegen „Illegale“ und „Zigeuner“ in Köln, welche der Stadt „auf der Tasche liegen“ oder völkische
Parolen des FPÖ-EU-Abgeordneten Andreas Mölzer der laut Bericht dazu aufrief, sich dem
„Ethnosuizid, der Umvolkung entgegenzustellen.“ Der Artikel veranschaulicht inhaltlich die
Schnittmengen zwischen plattem Populismus und extrem rechten Denkansätzen.83

Im Verfassungsschutzbericht 2006 des Landes Nordrhein-Westfalen wird PRO KÖLN als orga-
nisatorisches Vorbild von PRO NRW unter der Rubrik „Rechtsextremismus“ aufgeführt. Die
Macher von PRO KÖLN wiederum versuchen bislang erfolglos, auf dem Klageweg ihre verfass-
sungsrechtliche Einstufung als rechtsextremistisch zu unterbinden. Dies führt in der
Alltagsbetrachtung zu einem höchst widersinnigen Tatbestand: Während aktuell PRO KÖLN
weiterhin seitens des Verfassungsschutzes unter der Rubrik Rechtsextremismus aufgeführt
wird, ist diese Bezeichnung für die Gruppierungen PRO DEUTSCHLAND und PRO NRW noch nicht
juristisch eindeutig belegt. Diese Widersinnigkeit rührt daher, dass PRO D und PRO NRW nach
formalen Kriterien bislang als eigenständige Gruppierungen definiert werden, obwohl in der
Praxis eine Steuerung durch den Kreis der Macher von PRO KÖLN augenscheinlich ist.

Sinn und Zweck der vorliegenden Untersuchung ist jedoch nicht eine formaljuristische
Begutachtung dieser Frage; dies ist Aufgabe der Gerichte. Die vorliegende Untersuchung dient
vielmehr der Aufklärung über die Entwicklung, Strategie und Alltagspraxis dieses rechtspopulis-
tischen Netzwerkes. Sie soll argumentative Hilfestellung gegen Rassismus vor Ort geben und
rechtspopulistische Machenschaften offen legen.

Dies beinhaltet allerdings auch, sich mit dem Phänomen des Rechtspopulismus ausein-
anderzusetzen und zwar auf der Ebene der Strategie und der Agitationsform.
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83 Martin Pfeiffer, Hunderte wider dem Pöbel, in: DIE AULA Dezember 2007. S. D9-1
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In der Alltagswahrnehmung überschneiden sich Rechtspopulismus und Rechtsextremismus.
Der Unterschied besteht hierbei in dem Tatbestand, dass sich rechtspopulistische Strömungen
selbst dem rechtskonservativen Spektrum zuordnen und sich mit propagandistischem Bezug auf
Ängste und Vorurteile aktionsorientiert als „Anwälte des Volkes“ zu inszenieren.

Der Begriff des Rechtspopulismus hat seit dem Aufstieg Jörg Haiders in Österreich
Konjunktur. Er erhielt Auftrieb durch die Wahlerfolge rechtspopulistischer Parteien in den skan-
dinavischen Ländern, in Belgien durch den VLAAMS BLOK (heute VLAAMS BELANG), durch den
kometenhaften Aufstieg und die Ermordung des Niederländers Pym Fortuyn sowie durch die
Wahlerfolge der rechtspopulistischen SVP in der Schweiz. In Deutschland erhielt der Begriff des
Rechtspopulismus zunächst durch die Kampagnen des „Bundes freier Bürger“ (BfB), dann durch
die Schill-Partei sowie durch die Wahlkampfinszenierungen der FDP durch Jürgen Möllemann
Aufmerksamkeit.

Wie der Begriff nahe legt, wird hierbei Bezug genommen auf propagandistische
Simplifizierungen in Anlehnung an „des Volkes Stimme“: Rechtspopulismus bedeutet demnach
allgemein die volkstümlich und rebellisch-autoritär inszenierte Verkündung extrem rechter
Theoreme auf der Basis emotionalisierter Agitation: „Charakteristisch für die politischen Inhalte
des Populismus ist die prekäre Synthese von Personalismus und Gemeinschaftsdenken und seine
ambivalente Haltung zum gesellschaftlichen Fortschritt. Historisch und auch gegenwärtig
besteht ein starker Hang nach rechts, der auf eine gegebene ideologische Affinität hindeutet.“84

Hans-Henning Scharsach sieht in solch unterschiedlichen Parteien wie dem VLAAMS BLOK, der
FPÖ, dem Front National, Berlusconis Regierungsbündnis, der FDP unter dem Duo
Möllemann/Westerwelle und weiteren neu- wie altrechten Parteien das Aufkommen eines
„rechten Populismus in Europa“.85

In der wissenschaftlichen Diskussion wurde der Begriff des Rechtspopulismus zunächst
meist bei denjenigen Parteien und Bewegungen verwendet, die trotz der Verwendung rechtsex-
tremer Propagandaelemente erstens kein geschlossen rechtsextremes Weltbild aufwiesen und
zweitens ihre autoritären Forderungen nach einem „starken Staat“ mit neoliberalen
Politikansätzen verbanden. In der Tat zeigt sich hier eine Tradition spezifisch rechter Agitation
gegen den „schmarotzenden Abzockerstaat“, der im skandinavischen Raum schon in den sechzi-
ger Jahren zu Wahlerfolgen von extrem rechten Parteien geführt hat, die in der europäischen
Populismusforschung als „Vorreiter des europäischen Populismus“86 bezeichnet werden. Nach
ersten Erfolgen der finnischen „Landpartei“ etabliert der „Steuerrebell“ Mogens Glistrup in
Dänemark das Modell der „Fortschrittspartei“, das dann in Norwegen und in vergleichbarer
Form auch in weiteren Ländern Europas als Vorbild für Parteien mit rechtspopulistischer
Ausprägung dient. War der proklamierte Aufstand der Kleinbürger gegen Steuer, Bürokratie und
„Wohlfahrtsstaat“ bis in die achtziger Jahre hinein noch schwerpunktmäßig geprägt von wirt-
schaftsliberalistischer Kritik am Sozialstaat, so traten danach in diesen Strömungen nationalisti-
sche und rassistische Tendenzen in Verbindung mit Forderungen nach einer national orientier-
ten Beschäftigungspolitik in das Zentrum ihrer Agitation. Exemplarisch hierfür steht die
Abspaltung der dänischen Fortschrittspartei, die Dänische Volkspartei unter Pia Kjärsgaard. Die
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85 Vgl. Hans-Henning Scharsach, Rückwärts nach rechts. Europas Populisten, Wien 2002
86 Hans-Henning Scharasch, Rückwärts nach rechts, a.a.O., S. 152
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Mischung aus populistischem „Sicherheitsdiskurs“ gegen „Kriminelle“, „Fremde“ und
„Schmarotzer“ im Kontext von medial inszenierten Aufständen des Kleinbürgers gegen Steuer,
Bürokratie, EU und Zuwanderung machte Schule für vergleichbare Strömungen in Europa. 

Geradezu prototypisch für den Rechtspopulismus in Westeuropa stehen Jörg Haider und
seine FPÖ, deren Wahlerfolge primär darauf beruhten, dass sie über einen längeren Zeitraum
hinweg neben sozialen Aufsteigern und Befürwortern eines Modernisierungskurses auch sozial
Benachteiligte und zutiefst verunsicherte Mittelständler gewinnen konnten.87

In der Diskussion um den Rechtspopulismus wird weitestgehend ausgeklammert, dass dess-
sen zentrale propagandistische Bausteine – Nationalismus, Rassismus, Sozialneid und
Autoritarismus gepaart mit einer sich volkstümlich inszenierenden Protestbewegung gegen das
„Etablissement“ – zugleich Eingang gefunden haben in den Diskurs der sog. politischen Mitte.88

Ein populistischer Politikstil ist in allen politischen Lagern zu finden und prägt auch wieder-
kehrend in Wahlkämpfen das politische Geschehen. Simplifizierende Zuschreibungen und ver-
kürzte Personalisierungen komplexer Phänomene wie etwa Migration oder Globalkapitalismus
in plakative Feindbilder wie etwa die Parole „Kinder statt Inder“ zum Thema Zuwanderung von
Hochqualifizierten oder die Titulierung von Hedge-Fonds als „Heuschrecken“ bedienen zugleich
rassistische und antisemitische Stereotype. 

In der jüngeren Populismusforschung existieren – ähnlich der Rechtsextremismusforschung
– recht unterschiedliche Deutungen dieses Phänomens. Frank Decker und Florian Hartleb etwa
sehen auch in der Politik der PDS einen populistischen Politikstil.89 Auch wenn solchen
Deutungen in dieser Pauschalität nicht zuzustimmen ist, verweisen Äußerungen im politischen
Führungspersonal auf populistische Elemente. So deuten etwa von Oskar Lafontaine  in
Boulevardblättern platzierte Begrifflichkeiten auf eine  Übernahme eines bislang Rechtsaußen
verorteten populistischen Vokabulars hin. Die Soziologin Karin Priester verweist darauf, dass
sich der heutige Vorsitzende der Partei DIE LINKE im Jahr 2005 durchaus „populistischer
Stilmerkmale“ bedient habe:

„Das unselige Wort von den ‚Fremdarbeitern’, leider mehr als nur ein Lapsus, spielte ganz bewusst
mit der Wut auf ‚die da oben’ und der Verlagerung von der Ursache von Missständen nach
‚außen’, auf ‚Fremde’, Ausländer, Immigranten etc. mit dem Ziel, einer frustrierten Klientel
Identitätsangebote zu machen, wie man sie bisher nur von der Rechten kannte.“90
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87 Vgl. z.B.: Brigitte Bailer-Galanda/Wolfgang Neugebauer, Haider und die Freiheitlichen in Österreich, 2. Aufl. Berlin
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Randphänomene oder Phänomene der Mitte?, in: Christoph Butterwegge u.a., Themen der Rechten – Themen der
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Herausfordererparteien in der Bundesrepublik, in: Frank Decker (Hrsg.), Populismus. Gefahr für die Demokratie
oder nützliches Korrektiv?, Wiesbaden 2006

90 Gespräch mit Karin Priester,"Eine Revolte gegen die Auswüchse der Moderne", in: Neue Gesellschaft / Frankfurter
Hefte 5/2007, http://www.ng-fh.de/gespraech/gespraech_07_5a.html
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Die populistische Verknüpfung der sozialen mit der nationalen Frage durch die Anrufung
von „nationaler Identität“ und „deutscher Leitkultur“ erweist sich als Einfallstor für die extreme
Rechte. In diesem Kontext wies der Historiker Lutz Niethammer darauf hin, dass es neurechte
und nationalkonservative Intellektuelle wie Armin Mohler, Caspar Freiherr von Schrenck-
Notzing, Henning Eichberg oder Bernhard Willms waren, „die um 1980 in der Bundesrepublik
den Begriff der nationalen Identität in den Mittelpunkt zu rücken versuchten und damit seiner
Etablierung in der rechten Mitte zuvorkamen oder sie mit vorbereiteten.“91 Karin Priester ver-
weist darauf, dass der Populismus „ein konservatives Phänomen ist, das jedoch meist in
Verschmelzung mit anderen politischen Richtungen auftritt.“92 Laut Priester beruht der zeitge-
nössische Populismus auf der „Gleichsetzung von ‚Volk’ mit dem selbstständigen Mittelstand
oder den ‚kleinen Leuten’.“93 Mit dieser Verknüpfung weist der Populismus eine inhaltliche
Verortung in der rechten Denktradition auf – egal, welche Partei sich dieser Verknüpfung
bedient. Der Rechtspopulismusforscher Oliver Geden warnt in diesem Kontext vor einer
Banalisierung des Rechtspopulismus:

„Die antagonistische Gegenüberstellung einer (aus Volk und Rechtspopulisten bestehenden) ‚Wir-
Gruppe’ und ‚den Anderen’ (bestehend aus den Eliten und ihren ‚Günstlingen’) kann umso über-
zeugender vermittelt werden, je stärker die etablierten Parteien und Medien dazu neigen, rechts-
populistische Herausforderer als wenig ernst zu nehmende Außenseiter zu behandeln.“94 

Daher sollte es in der öffentlichen Auseinandersetzung mit dem Rechtspopulismus weniger
um juristische Begriffsklaubereien gehen. Denn trotz höchst unterschiedlicher Ansätze extrem
rechter Parteien und Bewegungen in Europa stellen die als ‚Rechtspopulisten’ bezeichneten
Strömungen mehrheitlich keine Abkehr sondern eine politisch konformere Neuausprägung der
extremen Rechten dar. Wichtiger erscheint hingegen die Aufgabe, sich offensiv der Zunahme
eines rechten Populismus in der allgemeinen politischen Auseinandersetzung entgegenzusetzen. 
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10. VON RECHTS ZUR MITTE

Mit ihren rechtspopulistischen Kampagnen versuchen die PRO-Aktivisten, sich als „Alternative
zu rotem Filz und schwarzem Klüngel“ zu inszenieren, wie es in einem Werbeflugblatt von PRO
NRW heißt.95 Eine „Politik für Normalbürger“ wird dort populistisch gefordert, um auch ein
Wählerklientel diesseits des rechten Randes ansprechen zu können. Ziel dieses rechten
Netzwerkes ist laut PRO-KÖLN- Chef Markus Beisicht eine „rechtspopulistische Bewegung“ zu
entfalten, die den „Protest aus der Mitte der Gesellschaft“ organisiert.96 Dieses Unterfangen war
in Köln durchaus erfolgreich. PRO KÖLN konnte hierbei von vorherrschenden Vorurteilen und
auch von kulturalisierenden Zuschreibungen aus etablierten Medien- und Politikkreisen profi-
tieren. So nutzte PRO KÖLN beispielsweise einen reißerischen Aufmacher der BILD-Zeitung97, um
ihrer rechtspopulistischen Kampagne durch Abdruck des Artikels in einem selbst
erstellten„Sonderblatt für den Stadtbezirk 4“ Gewicht zu verleihen. Unter der Überschrift
„Kölner Terror-Bomber aus dem Umfeld der DITIB-Moschee?“ hieß es dort:

„Unsere Unterstützung des Bürgerbegehrens gegen die DITIB-Großmoschee erweist sich vor die-
sem Hintergrund als notwendiger denn je. Von den benötigten 20.000 Unterschriften für einen
Bürgerbescheid über das Islamisierungsprojekt wurden bereits knapp 7.000 eingebracht – den Rest
wollen wir bis Ende des Jahres schaffen!“98

Im öffentlichen Bild soll so der Eindruck vermittelt werden, als ob die Propaganda von PRO KÖLN
inhaltlich auf realen Tatsachen beruhe. In Wirklichkeit jedoch nutzen die rechten Macher kultu-
ralisierende Zuschreibungen in etablierten Medien für ihre Strategie des Stimmenfangs unter
dem Gewand einer Bürgerbewegung.

Hierbei sind bedenkliche Entwicklungen zu verzeichnen, denn trotz rechtlicher
Unklarheiten muss konstatiert werden, dass es PRO KÖLN mit diesen Inszenierungen gelungen
ist, weit über 20.000 Unterschriften gegen den geplanten Moscheebau in Köln-Ehrenfeld präsen-
tieren zu können. Dieser bedenkliche Tatbestand hat Ursachen, die sich nicht allein durch das
perfide Vorgehen der extremen Rechten erklären lassen. Vielmehr hat PRO KÖLN hierbei ledig-
lich in impertinenter Form eine politische Leerstelle besetzt und auf vorhandene Ressentiments
im Alltag aufgebaut sowie den auch in der etablierten Politik existenten Populismus nach
Rechtsaußen gelenkt. Auch auf Vertreter der CDU wurde die Propaganda ausgerichtet. So rief
PRO KÖLN zur

„Wahl von Helmut Nowak auf, dem CDU-Kandidaten zur Bundestagswahl 2002 für den Bezirk
Mühlheim-Leverkusen. Nowak hatte mit der Losung ‚Weniger Zuwanderung, mehr Arbeitsplätze’
geworben.“99
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99 Vgl. Antifaschistischer AutorInnenkreis Köln (Hg.), Köln ganz rechts, Köln 2004, S. 7
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In der Kampagne gegen den Moscheebau in Köln-Ehrenfeld hingegen war es laut dem
„Kölner Stadt-Anzeiger“ der CDU-Ortsverband Ehrenfeld, der dieses Anliegen ebenfalls unter-
stützte und dabei gar offen Partei für die „Anwohnerinitiative“ und PRO KÖLN ergriff. So melde-
te der „Kölner Stadt-Anzeiger“:

„Die Partei, so die CDU Ehrenfeld, sollte die Fraktion zurückpfeifen, die sich klar für die Baupläne
an der Inneren Kanalstraße ausgesprochen hatte. ‚Wir sind gegen eine Zentralmoschee in dieser
Größe und mit überregionaler Bedeutung’, sagt Jörg Uckermann, Chef des Ortsverbandes. Nun
geht er noch einen Schritt weiter: Das Bürgerbegehren einer Anwohnerinitiative und der rechtsex-
tremen Gruppierung ‚Pro Köln’ gegen den Moscheebau werde ‚von der Ehrenfelder CDU als
Volkspartei unterstützt’.“100

Diese Unterstützung weitete sich zu einem handfesten innerparteilichen Streit aus, der bis
hinein in den CDU-Parteitag getragen wurde. Das PRO- Netzwerk setzt sich propagandistisch mit
der Aufforderung an CDU-Mitglieder, die sich „gegen den Islam“ aussprechen wollen, einen
Parteiübertritt zu wagen in Szene und verweisen dabei auf angebliche potenziell übertrittswilli-
ge Personen in mehreren Kommunen NRWs.101

Auch wenn derartige Verkündungen offensichtlich rein propagandistischem Kalkül ent-
springen, sind in politischen Debatten über „den Islam“ inhaltliche Überschneidungen zwischen
Vertretern rechtspopulistischer und demokratischer Parteien festzustellen.

Laut „Berliner Zeitung“ beteiligte sich PRO D an einem Aufmarsch von Rechtsextremen bei
der Mobilisierung einer so genannten „Initiative Pankow-Heinersdorfer Bürger“ gegen den Bau
einer Ahmadiyya-Moschee im Berliner Stadtteil Pankow. Unter dem Titel „Vorwurf
Volksverhetzung“ heißt es dort:

„Auch Republikaner und NPD sowie die rechtsgerichtete Bürgerbewegung pro Deutschland hatten
zu der Demonstration aufgerufen. Der NPD-Bundesvorsitzende Udo Vogt und der Berliner
Republikaner-Chef Peter Warnst waren gekommen.“102

Dort war es ein ortsansässiger CDU-Funktionsträger, der zur Erosion von Rechts zur Mitte
aktiv beitrug. Der Chef des Pankower CDU-Kreisverbandes, Rene Stadtkewitz, erklärte sich in
einem Interview mit der neurechten Wochenzeitung „Junge Freiheit“ (JF) zum Fürsprecher der
Bewegung.103 Nach parteiinternen Debatten über sein rechtspopulistisches Gebaren erklärte er
seinen Parteiaustritt. Allerdings hatte der CDU-Kreisverband schon vor der öffentlichen
Bekanntgabe des Bauvorhabens auf einer Delegiertenkonferenz beschlossen, daraus ein
Wahlkampfthema zu machen. Die öffentliche Aufwiegelung durch rechtspopulistische
Aktivitäten im Stadtteil zeitigte bedenkliche Konsequenzen. So meldete der „Berliner
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100 Helmut Frangenberg, CDU-Ehrenfeld stützt Bürgerbegehren, in: Kölner Stadtanzeiger v. 24.03.2007. S. D10-1
101 Auf der Homepage von PRO D wird gar ein „Ausstiegsangebot für CDU-Mitglieder" angeboten. Siehe

http://www.pro-deutschland-online.de/index.php?option=com_content&task=view&id=121&Itemid=2 v.
20.12.2007

102 Stefan Strauss, Vorwurf Volksverhetzung. Polizei ermittelt gegen acht Teilnehmer der Demonstration gegen die
Moschee, in: Berliner Zeitung v. 16.09.2006

103 Vgl. Stefan Strauß, CDU-Kreischef im politischen Abseits, Aktionen für und gegen den geplanten Moscheebau, in:
Berliner Zeitung online v. 14.09.2006; http://www.berlinonline.de/berliner-
zeitung/archiv/.bin/dump.fcgi/2006/0914/lokales/0087/index.html
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Tagesspiegel“, dass auf die Moscheebaustelle ein Brandanschlag verübt wurde. Der Pankower
SPD-Abgeordnete Peter Treichel sprach in diesem Kontext von einem „verabscheuungswürdigen
vorläufigen Höhepunkt einer Stimmungsmache.“104

Jedoch sind derartige pauschalisierende Stellungnahmen von Politikern etablierter demo-
kratischer Parteien gegenüber vermeintlichen „Fremden“ in rechten Zeitungen beileibe nicht
auf die CDU beschränkt, wie das Beispiel des Neuköllner Bürgermeisters Heinz Buschowsky zeig-
te, der ebenfalls in jener JF „Gutmenschen und sozialromantische Multi-Kulti-Träumer“ für eine
„gescheiterte Integrationspolitik“ verantwortlich gemacht hatte. Darauf hin waren es dann die
CDU-Abgeordneten aus Neukölln, welche die SPD wegen Beschädigung der „Integrations-
bemühungen in Neukölln und Berlin“ zum Handeln gegen ihren Parteikollegen aufforderten, der
sich folgend für das Interview öffentlich entschuldigte.105

Derartige Vorkommnisse aus dem politischen Alltag in den Kommunen machen deutlich, wie
gefährlich es ist, wenn in Debatten um Integrationsfragen die eindeutige inhaltliche Abgrenzung
gegenüber rechtspopulistischer Rhetorik und Organisierung zu verschwimmen beginnt.
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104 Claudia Pietsch, „Bedrohung des friedlichen Zusammenlebens“, in: Der Tagesspiegel online v. 22.03.2007, unter:
http://ww.tagesspiegel.de/tso/drucken.asp?TEXTID=96840

105 Vgl. http://www.berlinonline.de/berliner-zeitung/
archiv/.bin/dump.fcgi/2005/0315/lokales/0156/index.html?_=print
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11. GEGENSTRATEGIEN

RReecchhttzzeeiittiigg  hhaannddeellnn

Um zur kommenden Kommunalwahl in NRW möglichst flächendeckend antreten zu können,
versuchen die PRO-NRW- Aktivisten die Gründung vieler Regionalgruppierungen voranzubrin-
gen.

Hierbei ist zu konstatieren, dass bei Politik und Verwaltung in den Kommunen bislang noch
zumeist mangelnde Kenntnis über die Hintergründe dieser rechtspopulistischen Wahlpartei und
deren Methodik besteht. Zudem herrscht in vielen örtlichen politischen Gremien der Irrglaube
vor, eine öffentliche Thematisierung dieses Themas gäbe den Rechtspopulisten nur unnötig
Aufmerksamkeit. In der Praxis hat sich eine solche bewusste öffentliche Nicht-Beachtung als fol-
genreicher Fehler erwiesen, das zeigt nicht nur das Beispiel Köln. Denn der Erfolg der PRO-
Propaganda steht und fällt mit den Möglichkeiten zur Anknüpfung an Problemfelder und zum
Schüren von Konfliktherden vor Ort. Die PRO-Aktivisten operieren hierbei sowohl mit dem
Mittel der Selbstinszenierung als ‚Anwohner’- oder ‚Bürgerinitiative’ als auch mit dem Mittel der
Skandalisierung. Von zentraler Bedeutung für eine wirksame Gegenstrategie ist daher die prä-
ventive Aufklärung über die rechtspopulistische Strategie vor Ort, bevor diese zur Entfaltung
kommen kann. Eine solche Öffentlichkeitsarbeit bedarf allerdings laut Thomas Feltes von der FH
Villingen-Schwemmingen – Hochschule für Polizei, einer genauen Kenntnis der Situation vor
Ort, insbesondere der Aktivisten fremdenfeindlicher Gruppierungen, deren Struktur und
Strategie:

„Um eine gezielte Prävention durchführen zu können, muss in der Kommune eine umfassende
Bestandsaufnahme der Situation und der Probleme vor Ort gemacht werden.“106 

MMeetthhooddiikk  eennttttaarrnneenn

Im Fall der Kampagnen von PRO NRW beinhaltet das die Offenlegung, wer da eigentlich was für
welche Zwecke betreibt. Hierbei ist es von grundlegender Bedeutung, den instrumentellen
Charakter der Unterschriftensammlungen, die politischen (Wahlkampf-)Ambitionen der
Akteure und deren politische Verortung im Netzwerk der extremen Rechten herauszustellen. 

Die Inanspruchnahme der Bezeichnung PRO suggeriert der Öffentlichkeit, dass sich dort eine
Gruppierung ‚für etwas’, für die Interessen der Bürgerschaft in der Kommune einsetzen will. Den
allermeisten Bürger/inne/n wird auf den ersten Blick überhaupt nicht bewusst, dass es sich
dabei um eine rechtspopulistische Wahlpartei handelt, die ein im Höchstmaß instrumentelles
Verhältnis zu demokratischen Mitbestimmungsmöglichkeiten aufweist. Durch die Themati-
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106 Thomas Feltes, Kommunale Kriminalprävention. Vernetzte Initiativen gegen Rechtsextremismus und Fremden-
feindlichkeit, in: Stefan Braun/Daniel Hörsch (Hrsg.), Rechte Netzwerke – eine Gefahr, Wiesbaden 2004, S. 267
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sierung lokaler Entwicklungen – hier besonders geplante Moscheebauvorhaben – soll augen-
scheinlich der Eindruck erweckt werden, es handele sich lediglich um eine Bürgerinitiative, die
Anspruch auf Diskussion erhebe.

Im Umgang mit der der Bezeichnung „PRO“ werden zudem diffamierende Methoden deut-
lich. So wurde von PRO NRW die „PRO“- Bezeichnung in diffamierender Manier gegenüber dem
real seit Jahrzehnten für regionale Belange aktiven Verein „Pro Ruhrgebiet“ in die Debatte
geworfen und dessen Engagement für das gesellschaftliche Miteinander in Misskredit zu bringen
versucht.107

Der Verein „pro Ruhrgebiet“ entgegnete darauf mit einer deutlichen Verurteilung „rechts-
radikalen Gedankenguts“.108

Bei der in dieser Untersuchung vorgenommenen Prüfung der Inhalte dieser rechtspopulisti-
schen Partei ist deutlich geworden, dass dort rein gar nichts an „PRO“ im Sinne einer ausglei-
chenden politischen Regelung gesellschaftlicher Belange vorzufinden ist – im Gegenteil: Sowohl
deren „Parteiprogramm“, eine Ansammlung von Parolen-Sätzen mit Ausrufezeichen, wie erst
recht deren politische Stellungnahmen bestehen lediglich aus schlichten CONTRA- Parolen auf
Stammtischniveau. Dies verwundert nicht, bezeichnen sich deren Macher doch offenherzig
selbst als „Rechtspopulisten“. 

Laut Recherchen des WDR-Magazins WESTPOL beschrieb der PRO-NRW-Vorsitzende Markus
Beisicht seine Methodik schon in den Neunzehnhundertneunziger Jahren; damals noch als
Funktionär der REP-Abspaltung DLVH, in entlarvender Deutlichkeit: „Wir wollen die
Schlammschlacht.“109

KKoommmmuunnaallee  NNeettzzwweerrkkee  ggeeggeenn  RRaassssiissmmuuss  
uunndd  RReecchhttsseexxttrreemmiissmmuuss  uunntteerrssttüüttzzeenn

Die zivilgesellschaftlichen Netzwerke und auch die kommunalen Integrations- und Migrations-
räte spielen bei der Entfaltung wirkungsvoller Maßnahmen gegen rechtspopulistische
Aufwiegelei eine wichtige Rolle. Hier sind präventiv Aktivitäten zu entfalten, bevor sich rechts-
populistische Strukturen verfestigen können. So ist es beispielsweise auf Initiative des
Migrationsrates in Oberhausen gelungen, durch gezielte Öffentlichkeits- und Pressearbeit sowie
durch Aktivierung von zivilgesellschaftlichen Netzwerken eine Verankerung von „pro
Oberhausen“ in den Stadtteilen zu unterbinden.

Von zentraler Bedeutung für eine wirksame Gegenstrategie zu rechtspopulistischen
Aufwiegeleien im Alltag ist die Entfaltung und Unterstützung von Netzwerken zur Integration
und zum interkulturellen Austausch. Ein solches Engagement sollte verknüpft werden mit
öffentlichkeitswirksamen Aktionen im Alltag. So weist etwa Thomas Feltes auf die Bedeutung
eines alltagsorientierten zivilgesellschaftlichen Engagements gegen Rassismus hin:
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107 Vgl. Meldung von PRO NRW v. 12.12.2007: „Zweifelhafte Interessenvertretung des Ruhrgebiets. Selbsternannter
Verein ‚pro Ruhrgebiet’ betreibt einseitige Parteipropaganda zu Lasten der einheimischen Bevölkerung“; s.
Dokumentenanhang D11-1

108 S. „Pro Ruhrgebiet“ verurteilt rechtsradikales Gedankengut, unter: http://www.ruhr-
guide.de/rg.php/left/menu/mid/artikel/id/13540/kat_id/51/parent_id/123/kp_titel/Pro%20Ruhrgebiet%20ver-
urteilt%20rechtsradikales%20Gedankengut, s. Dokumentenanhang D11-2

109 O-Ton Markus Beisicht; zitiert in: Westpol, Rechtspopulismus in NRW, Sendemanuskript vom 02.12.2007, Autor:
Christian Bernstein, http://www.wdr.de/tv/westpol/beitrag/2007/12/20071202_rechstpop.jhtml
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„Es können öffentlichkeitswirksame Aktionen für die breite Bevölkerung veranstaltet werden, die
das Thema Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit zum Thema haben und in denen
Erwachsene und Jugendliche über die unterschiedlichen Formen informiert und sensibilisiert wer-
den.“110 

Auch in den Lokalmedien sollte zu diesen rechtspopulistischen Aktionen eindeutig Stellung
bezogen werden. Überall dort, wo diese Form der Propaganda nach außen getragen wird, muss
öffentlich aufgeklärt und eindeutig dagegen Stellung bezogen werden. Der politische Kontext
und der Zweck solcher Propaganda, ob gegen die Moschee im Stadtteil oder gegen
Mitschüler/innen aus Zuwandererfamilien auf den Schulhöfen, müssen öffentlich aufgedeckt
werden. Dies beinhaltet zugleich die Notwendigkeit zur Entfaltung einer öffentlichen
Auseinandersetzung über die Inhalte, welche die Rechtspopulisten zu instrumentalisieren ver-
suchen, mit dem Ziel eines Engagements für ein demokratisches Miteinander.

PPoolliittiikk  iinn  ddiiee  VVeerraannttwwoorrttuunngg  nneehhmmeenn

Das Problem des Rechtspopulismus hat zugleich eine gesamtgesellschaftliche Dimension. Denn
die extreme Rechte kann umso mehr soziale Problemfelder propagandistisch besetzen, je weni-
ger diese in der etablierten Politik Berücksichtigung finden. Dies zeigt sich in besonderem Maße
in der Integrationspolitik. So führt etwa der Orientalist Navid Kermani, Mitglied der Deutschen
Islamkonferenz aus:

„Helmut Kohl hat noch vor zehn Jahren behauptet, Deutschland sei kein Einwanderungsland. Auf
der linken Seite des Spektrums war die Haltung verbreitet, alles, was nicht deutsch ist, ist an sich
gut. Völlig irreal, diese Romantisierung des Ausländers.“

Ob nun angefeindet oder kulturalistisch verklärt –anstatt mittels zielgerichteter integrativer
Maßnahmen den zumeist aus kulturell anders geprägten dörflichen Strukturen angeheuerten
Arbeitsmigrant/inn/en soziale und rechtliche Eingliederung zu ermöglichen, wurden diese sei-
tens der Politik mehrheitlich schlicht sich selbst überlassen. Die heute oft angeprangerten
Parallelgesellschaften sind dort, wo es sie jenseits medialer Hysterie real gibt, Ergebnis einer
Politik, die sich in der Vergangenheit eher als Integrationsverhinderungspolitik dargestellt hat.
Hierzu Kermani:

„Viele Türken haben einfach ihr Dorf in Deutschland neu gebaut. Das Problem ist: Man hat sie in
Ruhe gelassen. Die einzigen, die sich um sie gekümmert haben, waren die Moscheen. Und die woll-
ten ja gerade, dass sie Türken bleiben. Es fand also das Gegenteil von Integration statt.“111
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111 Navid Kermani, Identität ist nichts Starres, in: Das Parlament Nr. 50, 10.12.2007, S. 2
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Eine wirkungsvolle Integrationspolitik ist faktisch jahrzehntelang versäumt worden. Damit
sind reale Probleme erst geschaffen worden, die nun zu lösen sind, wenn den Rechten nicht das
Feld überlassen werden soll. Soziale und ökonomische Spaltungstendenzen in der Gesellschaft
und ein immer mehr auf Konkurrenz ausgerichtetes Gesellschaftsmodell erzeugen in der
Bevölkerung soziale Zersetzungsprozesse und Angstpotenziale, die nationalistisches, rassisti-
sches und autoritäres Abwehrverhalten hervorrufen. Hierbei ist auch zu berücksichtigen, dass
besorgniserregende rassistische Einstellungsmuster nicht nur bei der angestammten deutschen
Mehrheitsbevölkerung zu verzeichnen sind: Qualitative und quantitative Erhebungen verzeich-
nen beispielsweise zugleich einen gefährlichen Anstieg eines sich immer aggressiver artikulie-
renden Nationalismus etwa bei hier lebenden türkischstämmigen Jugendlichen und jungen
(meist männlichen) Erwachsen.112 Zugleich weisen andere Untersuchungen auf einen erheb-
lichen Anteil antisemitischer Einstellungsmuster bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen aus
muslimisch geprägten Zuwandererfamilien hin.113 Das Problem des Rassismus stellt sich dem-
nach als vielfältiger und problematischer als ein lediglich auf ein paar extrem rechte Gruppen
oder Gewalttäter zu beschränkendes Phänomen dar. Der Politikwissenschaftler Kemal Bozay for-
dert daher zugleich mehr Aufmerksamkeit für die Problemlage Jugendlicher in spezifischen
Zuwanderungsgruppen:

„Die Verantwortung für die Einstellungen und Probleme der Jugendlichen unterschiedlicher
Nationalitäten müssen in einer interkulturellen Gesellschaft gemeinsam getragen werden.“114 

Wo sich sonst niemand um sie kümmert, bieten die Rechten den Jugendlichen den
Nationalstolz als Ersatz für fehlende soziale Anerkennung. 

Der Sozialwissenschaftler Wilhelm Heitmeyer verweist auf den Kausalzusammenhang von
gesellschaftlicher Desintegration und rechtsautoritärem Abwehrverhalten:

„Wenn Menschen das Gefühl haben, ihnen geht dauerhaft der Arbeitsplatz verloren, sie haben
politisch keine Stimme mehr, die Familien brechen weg, sind das Verlusterfahrungen. Aber eines
kann man den Menschen nicht nehmen, nämlich das Deutschsein. Da kommt plötzlich eine quasi
biologische Kategorie ins Spiel. Wenn rechte Mobilisierungsexperten das aufgreifen, kann das
gewaltig schief gehen.“115
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112 Vgl. Bundesministerium des Inneren: Integration und Integrationsbarrieren, unter:
http://www.bmi.bund.de/Internet/Content/Common/Anlagen/Broschueren/2007/Muslime_20in_20Deutschland,
templateId=raw,property=publicationFile.pdf/Muslime%20in%20Deutschland.pdf

113 Vgl. Zentrum für Antisemitismusforschung, Manifestations of anti-Semitism in the European Union, First
Semester 2002, Synthesis Report, Berlin 2003; 
http://eumc.eu.int/eumc/material/pub/FT/Draft_ anti -Semitism_report-web.pdf 
sowie: IDA e.V. (Hrsg.): Jugendliche zum Thema Antisemitismus: Zwischen "bin sowieso nicht interessiert" und
"wichtig, sich mehr damit zu beschäftigen". Ergebnisse einer projektbezogenen Umfrage des IDA, Düsseldorf 2004,
S. 26f.; http://ida.de.migration-online.de/data/film_material_pdf_ 1149602736.pdf, 
sowie: Stephan Bundschuh, Eine Pädagogik gegen Antisemitismus, unter: 
http://www.bundestag.de/dasparlament/2007/31/Beilage/006.html#27

114 Kemal Bozay, „…ich bin stolz, Türke zu sein!“. Ethnisierung gesellschaftlicher Konflikte im Zeichen der
Globalisierung, Schwalbach/Ts. 2005, S. 358

115 Wilhelm Heitmeyer, Spaltung droht. Ein Gespräch mit dem Sozialwissenschaftler Wilhelm Heitmeyer über wach-
sende Gewalt, Abstiegsängste der Mitte und den Einfluss der Rechtsextremisten, in: Die Zeit online v. 12.05.2007,
http://www.zeit.de/online/2007/15/gewalt-heitmeyer?page=1
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Obwohl Sachlage und Anforderungen sehr komplex zu behandeln sind, lässt sich die
Orientierungsanforderung zusammenfassend auf eine einfache Formel zuspitzen:

Je mehr demokratische Mitbestimmung und soziale Integration, umso weniger Rassismus
und Rechtsextremismus – und umgekehrt.

IInntteeggrraattiioonnssppoolliittiikk  iinn  ddeenn  KKoommmmuunneenn  aakkttiivv  ggeessttaalltteenn

Galt das Schlagwort der „Multi-Kulti-Gesellschaft“ vor Jahren noch als unspezifisches Modewort
für Weltoffenheit, so wird heute wiederkehrend in populistischem Tenor das Ende der „Multi-
Kulti-Illusionen“ entdeckt. Verkannt wird hierbei, dass wir in einer multikulturellen Realität
leben und weiterhin leben werden, wie es der Orientalist Navid Kermani treffend benennt:

„Es geht nicht darum, die multikulturelle Gesellschaft zu verabschieden. Es geht darum, sie end-
lich zu gestalten.“116

Die kommunale Integrationspolitik hat hierbei eine herausragende Bedeutung. Sie ist
zugleich ein nachhaltiges Mittel zur Vorbeugung gegen rechtspopulistische Aufwiegelei.
Integration muss als Querschnittsaufgabe verstanden und praktiziert werden.117 Hierbei müssen
Problemfelder offen benannt und bearbeitet werden.

Dies beinhaltet auch die Debatten über Moscheevereine und Moscheebauvorhaben. Um
Vorurteilen wirksam begegnen zu können, ist ein vielfältiger Dialog in Gang zu setzen. Hierbei
sind zugleich auch die Vereine gefragt, ihre Tätigkeiten und Anliegen im Dialog öffentlich trans-
parent zu machen und sich für die angestammten Bevölkerungsteile wahrnehmbarer für inte-
grationspolitische Belange zu öffnen. 

Eine solche öffentlich wahrnehmbare Anstrengung im Kontext des Moscheebaus hat bei-
spielsweise in Duisburg-Marxloh dazu geführt, dass es trotz vielfältiger sozialer Probleme der
extremen Rechten bislang nicht gelungen ist, Ängste und Vorurteile sichtbar für eigene politi-
sche Zwecke zu instrumentalisieren. Dies ist nicht zuletzt auf eine intensive Anstrengung zivil-
gesellschaftlicher Netzwerke für interkulturellen Austausch im Stadtteil zurückzuführen. Hierzu
erklärt der Pfarrer der an den Bauplatz der geplanten DITIB-Moschee angrenzenden evangeli-
schen Gemeinde Ernst Raunig:

„Diese Ängste, die da sind, die kann man einfach auch nur überwinden, indem man sich kennen
lernt und ins Gespräch kommt.“118 
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116 Navid Kermani, Wer sind Wir?, in: Süddeutsche Zeitung v. 7.12.2007
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Gari Pavkovic, Integrationsbeauftragter der Stadt Stuttgart, weist zugleich auf die
Notwendigkeit hin, auch die sozialen Anforderungen an eine erfolgreiche Integrationspolitik
wieder in den Blickpunkt der Auseinandersetzung zu bringen:

„Die Integrationsfähigkeit unserer Gesellschaft wird nicht in erster Linie von der Höhe der
Minarette in Köln oder Berlin abhängen, sondern davon inwieweit es uns gelingen wird, die struk-
turelle Benachteiligung unserer BürgerInnen mit Migrationshintergrund im Bildungssystem und
auf dem Arbeitsmarkt abzubauen.“119

PPoossiittiivvee  BBeeiissppiieellee  ffüürr  IInntteeggrraattiioonn  zzeeiiggeenn

Von großer Bedeutung ist die öffentliche Wahrnehmung interkulturellen Austausches, um vor-
handene Vorurteile durch praktische Beispiele interkultureller Bereicherungen zu entkräften.
Bekannte Persönlichkeiten aus Politik, Verbänden und andere Persönlichkeiten des öffentlichen
Lebens können Zeichen setzen für Toleranz und interkulturellen Austausch. Hierbei kommt auch
den lokalen Medien eine große Verantwortung zu. In der Integrationsforschung wird in diesem
Kontext als negative Tendenz von einer Ethnisierung sozialer Konflikte gesprochen. Dies bedeu-
tet, dass soziale Fragen und/oder Problemlagen zunehmend einseitig mittels ethnisierten
Erklärungsmustern belegt werden. Der Migrationsforscher Erol Yildiz erläutert die
Verselbstständigung solcher Zuschreibungen:

„Die Orientierung an der binären Konstruktion ‚Inländer – Ausländer’ erscheint selbstverständ-
lich. Man spricht von ‚überforderten Nachbarschaften’, von ‚verdeckten Konflikten’; häufig
bemessen sich das Niveau und die Wohnqualität eines Stadtteils nach seinem ‚Ausländeranteil’,
und man sieht überall ‚Parallelwelten’ entstehen.“120

Die Häufung ethnisierender Zuschreibungen durch bestimmte Begriffe vermittelt ein einsei-
tiges Bild von der Lebensrealität:

„Die Ghettometaphorik und die Desintegrationsproblematik, welche die politische, wissenschaftli-
che und alltagspraktische Wahrnehmung entscheidend geprägt haben, tauchen öfter auch in den
Medien auf. Die ethnischen Deutungen werden aufgegriffen und zu medienwirksamen
Krisenszenarien verdichtet.“121

Daher ist es wichtig, einen öffentlichen interkulturellen Austausch über die kulturelle und
soziale Vielfältigkeit des Lebensalltags mit integrativer Stoßrichtung zu verstärken. Yildiz:
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„Nötig ist ein radikaler Perspektivenwechsel. Statt sich auf den dominanten Ghettodiskurs zu kon-
zentrieren und die Einwanderung zu skandalisieren, sollte man den Blick auf den Alltagsdiskurs
richten und die veränderten Alltagsrealitäten adäquat präsentieren.“122 

Solche Öffentlichkeitsarbeit ist zu fördern und alltagsnah weiter zu entwickeln, um
Vorurteile durch Transparenz und Dialog zu überwinden. Nur durch Austausch, Respekt und
soziales Engagement kann ein friedliches Zusammenleben gemeinsam gestaltet werden. Den
unterschiedlichen Vereinigungen Zugewanderter und ihrer Familien sollten hierzu Anregungen
und Hilfestellungen zum interkulturellen Austausch gegeben sowie ihre eigenen Anliegen zur
Integration berücksichtigt werden. Die Vielfältigkeit ihrer Aktivitäten im kommunalen Alltag
sollte öffentlich bekannt gemacht werden, um das öffentliche Bewusstsein für kulturelle Vielfalt
und soziales Engagement zu schärfen.
Hierzu Yildiz:

„Es geht darum, Menschen, die in der Bundesrepublik Deutschland aufgewachsen sind, fraglos als
Bürger/innen der Gesellschaft zu betrachten, sie also einschließlich ihres für sie typischen
Lebensstils mit ihren jeweiligen Lebenserfahrungen wie ihrer jeweiligen Sprachpraxis und in ihrer
religiösen Orientierung als gleichberechtigte Mitglieder der Gesellschaft zu akzeptieren.“123

HHaannddlluunnggsssscchhrriittttee  ggeeggeenn  RReecchhttssppooppuulliissmmuuss

Zusammenfassend sind abschließend folgende Schritte bei der Entwicklung einer wirkungs-
vollen Gegenstrategie zu den beschriebenen Formen von rechtspopulistischer Aufwiegelei in den
Kommunen zu berücksichtigen:

>> Präventive Aufklärung der Fachstellen und Fachleute vor Ort
>> Informierung und Aktivierung bestehender bürgerschaftlicher Netzwerke 

gegen Rassismus und Rechtsextremismus
>> Gezielte Aufklärung der Öffentlichkeit
>> Gezielte Verteilung von Informationsmaterial zu rechtspopulistischer Strategie
>> Aufklärung über die Taktik der Unterschriftensammlungen 
>> Förderung öffentlicher Auseinandersetzung um Integrationsfragen
>> Integrationspolitik als Querschnittsaufgabe betreiben
>> Entfaltung von Dialog und Öffentlichkeitsarbeit bei Moscheebauprojekten
>> Geschlossenes Auftreten in der Kommune gegen Rassismus, 

Rechtspopulismus und Rechtsextremismus

KAPITEL 11: GEGENSTRATEGIEN

Seite 57

122 Ebd., S. 51
123 Erol Yildiz, a.a.O., S. 52
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HHeerraauussggeebbeerr  uunndd  UUnntteerrssttüüttzzeerr

Ak Ruhr
Arbeitskreis der Ruhrgebietsstädte gegen
rechtsextreme Tendenzen bei Jugendlichen,
www.ak-ruhr.de
Für Anfragen nach Infor
mationsmaterial:
Stadt Essen, Jugendamt, Politische Bildung,
Horst Zimmer, Papestr. 1, 45147 Tel:
0201/8851187

Arbeitsstelle Neonazismus / Forschungs-
schwerpunkt Rechtsextremismus und
Neonazismus der Fachhochschule Düsseldorf
Universitätsstr. 1, Geb. 24.21, 40225
Düsseldorf, Tel. 0211 / 81-11491
www.arbeitsstelle-neonazismus.de 

Düsseldorfer Appell gegen
Fremdenfeindlichkeit und Rassismus
Lacombletstr. 10, 40239 Düsseldorf
Tel.: 0211/ 89 2 20 23
www.jugendring-duesseldorf.de
E-mail: 
volker.neupert@jugendring-duesseldorf.de 

LAGA NRW
Landesarbeitsgemeinschaft der kommunalen
Migrantenvertretungen Nordrhein-Westfalen
Helmholtzstraße 28, 40215 Düsseldorf
Tel.: 0211 / 99416–0
www.laga-nrw.de 

Migrationsrat der Stadt Oberhausen
Geschäftsstelle im Rathaus
Schwartzstraße 72, 46042 Oberhausen
Tel.: 0208 / 825-3434
migrationsrat@oberhausen.de 

KAPITEL 12: ADRESSEN
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Für Hilfestellungen bei der Beschaffung 
von Hintergrundmaterialien ist zu danken:

Antirassistisches Bildungsforum Rheinland c/o Buchladen
Le Sabot
Breite Straße 76, 53111 Bonn
Tel: 01520 / 8494450
bildungsforum@gmx.de

Antifaschistisches Pressearchiv und Bildungszentrum
Berlin e.V. (apabiz)
Lausitzer Straße 10, 10999 Berlin
Tel.: 030 / 6116249
www.apabiz.de

Hartmut-Meyer-Archiv der Vereinigung der Verfolgten des
Naziregimes – Bund der AntifaschistInnen
Landesvereinigung NRW, VVN/BdA NRW, Gathe 55, 42107
Wuppertal
Tel.: 0202/45 06 29
www.nrw.vvn-bda.de

LOTTA
Antifaschistische Zeitung aus NRW
Am Förderturm 27, 46049 Oberhausen, www.free.de/lotta

Weitere empfehlenswerte Quellen:

blick nach rechts
Online-Informationsdienst mit regelmäßiger
Berichterstattung über das Spektrum der extremen
Rechten
www.bnr.de

Antifaschistischer AutorInnenkreis Köln
Köln ganz rechts, Teil 1
Rechtspopulistische und neofaschistische Parteien in Köln
Köln 2004, VVN-BdA Köln, Senefelderstraße 3, 50825 Köln,
Broschüre

12. ADRESSEN
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13. DOKUMENTENANHANG

Sämtliche folgend aufgeführte Darstellungen bereits erschienener und öffentlich zugänglicher
Veröffentlichungen zum Thema dienen ausschließlich dokumentarischen und wissenschaft-
lichen Zwecken. Dies beinhaltet den ausdrücklichen Hinweis darauf, dass Herausgeber und
Verfasser weder zu deren Wahrheitsgehalt Stellung beziehen können noch sich den Inhalt zuei-
gen machen.

KAPITEL 13: DOKUMENTENANHANG
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Sehr geehrte Damen und Herren,

ein Erfolg des Bürgerbegehrens
gegen die DITIB-Großmoschee
in Köln-Ehrenfeld ist nun end-
lich in greifbare Nähe gerückt.
Bis jetzt wurden bereits über
18.000 gültige Unterschriften
gesammelt. In einem letzten
Kraftakt soll
mit dieser
Postwurfsen-
dung die ent-
scheidende
20.000er-
Marke deutlich
übersprungen
werden. Nun
liegt es an den
Bürgern im
Stadtbezirk
Ehrenfeld,
schnell vollen-
dete Tatsa-
chen zu schaf-
fen und den
weiteren Pla-
nungen für die
erste Kölner
Großmoschee
einen Riegel
vorzuschie-
ben!

Denn noch ist alles offen: Weder
wurde bisher die notwendige Bebau-
ungsplanänderung durchgeführt,
noch überhaupt ein konkreter Bau-
antrag gestellt! Die türkisch-islami-
sche Union DITIB hat sich lediglich
offiziell auf den Entwurf der Archi-

tekten Böhm festgelegt – nicht mehr
und nicht weniger. Unterstützt wer-
den sie dabei von allen etablierten
Parteien im Stadtrat, angefangen
bei den Grünen, über FDP und SPD
bis hin zur CDU! Einzig die Bürgerbe-
wegung pro Köln hat sowohl in der
Bezirksvertretung Ehrenfeld als
auch im Stadtrat heftig protestiert

und mit mehreren Anträgen ver-
sucht, die geplante Großmoschee zu
stoppen.

Deshalb ist das Bürgerbegehren
der Ehrenfelder Anwohner-Initia-
tive die letzte demokratische

Sieben Gründe gegen
die Ehrenfelder Groß-

moschee
– In Köln existierten bereits über 40 moslemische

Gebetshäuser. Für repräsentative Moscheebauten
besteht überhaupt kein Bedarf!

– Großmoscheen sind nicht nur religiöse Prunkbauten.
Vielmehr sind sie auch eine politische Machtdemon-
stration und sichtbarer Ausdruck der erfolgreichen
Islamisierung der deutschen Großstädte. Zudem steht
der typisch osmanische Stil auch speziell für die tür-
kische Einwanderung, frei nach dem Motto: „Wir sind
hier und wir bleiben hier!“

– Großmoscheen verändern den Charakter des
betroffenen Veedels vollständig. Die angeschlosse-
nen islamischen Kultur-, Jugend- und Veranstal-
tungsräume würden aus Ehrenfeld einen weltlichen
Mittelpunkt der Kölner Türken machen.

– Großmoscheen verfestigen die verhängnisvollen
Parallelgesellschaften. In ihrem Umfeld, in der es
sogar moslemische Läden und Dienstleistungsbe-
triebe gibt, braucht sich niemand mehr in die deut-
sche Mehrheitsgesellschaft zu integrieren, ja noch
nicht einmal die deutsche Sprache beherrschen.

– Großmoscheen können auch ein Anlaufpunkt für
Islamisten jeder Colour sein. Die Anschläge auf
das World Trade Center am 11. September 2001
wurden u.a. im Umfeld einer Hamburger Moschee
vorbereitet und auch einer der Kölner „Koffer-
bomber“ soll regelmäßig in der schon bestehen-
den DITIB-Moschee verkehrt haben.

– Minarette, Kuppeln und Muezzinruf haben in einer
deutschen Großstadt nichts verloren! Dies könnte
sehr wohl auch in den Bausatzungen berücksichtigt
werden, die sonst jede Kleinigkeit vom Gartenzaun
bis zur Farbe der Hauswand regeln.

– Eine Großmoschee ist für die Anwohner auch aus
ganz praktischen Gründen eine enorme Belästi-
gung: Massenaufläufe, Verkehrsprobleme und
Parkplatznot werden die Lebensqualität der
Ehrenfelder weiter einschränken. 

Die Stadtverwaltung hat inzwischen zugege-
ben, daß es bei besonderen Festlichkeiten
und an islamischen Feiertagen voraussicht-
lich zu erheblichen Verkehrsproblemen und
Belästigungen der Anwohner kommen wird.
Das sei nach Ansicht der Stadt aber „hin-
nehmbar“.

Postwurfsendung zum Bürgergerbegehren gegen die Kölner Großmoschee an der Venloer Straße

Auch Ehrenfeld soll nach dem Willen der türkisch-islamischen Union DITIB
und der etablierten Kölner Ratsparteien mit einer Großmoschee samt 55-
Meter-Minaretten, riesiger Moscheekuppel und Muezzinruf beglückt wer-
den. Jetzt sind die Bürger dazu aufgerufen, ihre Meinung kundzutun und
das Bürgerbegehren gegen die Großmoschee zu unterschreiben, wenn sie
die weitere Islamisierung ihres Stadtbezirkes verhindern wollen.

Fortsetzung auf Seite 2

An Haushalte mit Tagespost

Bereits über 18.000 gültige Unterschriften gesammelt! 

www.pro-koeln-online.de

Bürgerbegehren gegen
die Großmoschee:

P R O K Ö L NP R O K Ö L NP R O K Ö L ND0-1
Pro-Köln-Postwurfsendung



Chance, diese türkisch-islami-
sche Machtdemonstration im Her-
zen von Köln zu verhindern. Und
es sieht gut aus: Bis jetzt haben
über 18.000 Kölner eine gültige -
also eine vollständige und gut
lesbare - Unterstützungsunter-
schrift für das Bürgerbegehren
gegen die Großmoschee gelei-
stet. Wenn das Quorum von 20.000
Unterschriften erreicht wird, kön-
nen die Bürger dann im Rahmen
einer Volksabstimmung selbst über
dieses gewaltige Islamisierungsvor-
haben entscheiden. Dabei sollte
sich jeder bewußt sein: Die Errich-
tung des geplanten DITIB-Moschee-
zentrums samt weltlicher und kul-
tureller Einrichtungen – sowie

natürlich Minaretten, Kuppel und
Muezzin-Ruf – wäre der Beginn
einer grundlegenden Veränderung
dieser Stadt. 

Dagegen wehren sich die Ehrenfel-
der Anwohner-Initiative und pro
Köln mit diesem Bürgerbegehren.
Ein Bürgerbegehren, das ange-
sichts der Entwicklungen im Jahr
2006 nötiger denn je erscheint.
Denn die „Bild“-Zeitung brachte
ans Tageslicht, daß einer der isla-
mistischen „Kofferbomber“ tagtäg-
lich in der bereits jetzt existieren-
den DITIB-Moschee verkehrt haben
soll. Ein Terrorist im Umfeld derje-
nigen türkisch-islamischen Organi-

sation, die in Ehrenfeld die
umstrittene Großmoschee zu
bauen versucht? 

Unerwartete Unterstützung bekam
das Bürgerbegehren übrigens von
der Regierung von Oberbayern: Die
Behörde stoppte im September
2006 die geplante Großmoschee im
Münchner Stadtteil Sendling. Zur
Begründung hieß es u.a., daß die
gewaltige Moschee den „sozialen
Wohnfrieden“ störe und ein städte-
bauliches „Fremdobjekt“ darstel-
len würde. Eine Ohrfeige für alle
Kölner Politiker, die seit Monaten
gebetsmühlenhaft wiederholen,
daß die Großmoschee nicht verhin-
dert werden könnte und das Bür-
gerbegehren sowieso rechtswidrig
sei! 

pro Köln

Fortsetzung von Seite 1 

Marylin Anderegg (M.), und pro-Köln-Stadtrat Hans-Martin Breninek (l.) informieren die
Bürger über die Pläne für eine Großmoschee in Ehrenfeld.

Jetzt liegt es also nur noch an uns, ob wir die formalen Hür-
den schaffen und dann auf Volkes Stimme gehört werden
muß. Deshalb unsere Bitte an Sie:

Wenn Sie noch nicht unterschrieben haben, dann nutzen Sie
bitte jetzt die Gelegenheit dazu auf dem beiliegenden Formular!

Oder sprechen Sie Verwandte, Freunde oder Bekannte auf
das Bürgerbegehren an. Jede Unterschrift ist wichtig, egal
ob eine oder zwanzig! 

Und: Das Formular bitte vollständig und gut lesbar ausfüllen!

Marylin Anderegg, Sprecherin Markus Beisicht, Vorsitzender 
der Ehrenfelder Anwohnerinitiative der Bürgerbewegung pro Köln

Im Unterschied zu normalen Peti-
tionen oder Unterschriftensamm-
lungen hat ein erfolgreiches Bür-
gerbegehren – gesetzlich geregelt –
klare rechtliche Folgen:

– Sobald das sogenannte „Quorum“
von 20.000 gültigen Unterschrif-
ten erreicht wurde, muß sich der
Stadtrat erneut mit dem Thema
auseinandersetzen.

– Sollte der Stadtrat dann das
Anliegen der Bürger immer noch
ablehnen, so kommt es zwingend
zu einem Bürgerentscheid (Volks-
abstimmung) über das Thema.

– Dann könnten alle Deutsche und
EU-Bürger in Köln ab 16 Jahren an
einem Sonntag über folgende
Frage abstimmen: „Lehnen Sie
den Bau einer repräsentativen
Großmoschee an der Ecke Ven-
loer Straße/Innere Kanalstraße
ab?“

Es lohnt sich also auf jeden Fall,
dieses Bürgerbegehren mit Ihrer
Unterschrift zu unterstützen,
auch wenn Sie früher schon ein-
mal eine rechtlich unverbindliche
Petition oder Ähnliches gegen die
Großmoschee unterschrieben ha-
ben!

Bürgerbegehren nach § 26 Gemeindeordnung NRW
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Pro Köln hat mit
den bisherigen
Bemühungen
große Erfolge
erzielen kön-
nen: Bei der

Kommunalwahl 2004 gelang der
Ratseinzug in Fraktionsstärke.
Außerdem wurden pro-Köln-Kandida-
ten in alle neun Bezirksvertretungen
gewählt. Rund fünf Prozent der Köl-
ner Wähler ermöglichten diesen
Erfolg – gegen das Machtkartell der
etablierten Parteien und des
Großverlegers Alfred Neven DuMont
(„Stadt-Anzeiger“, „Rundschau“,
„Express“, „Kölner Wochenspie-
gel“).

Seitdem sehen sich die etablierten
Parteien in Köln mit einer echten
und kämpferischen Opposition kon-
frontiert. Besonders das Versagen
in der Zuwanderungspolitik, bei
Kriminalität und Klüngel wird jetzt

im Rat und
den anderen
Gremien
konsequent
offen gelegt.

Dabei stellt pro Köln stets auch
Alternativen vor – Wege, wie man
es besser machen könnte. Inzwi-
schen hat pro Köln im Rat und in
den Ausschüssen so bereits über 170

Anfragen und Anträge eingebracht,
in den Bezirksvertretungen waren
es sogar über 200 Anfragen und
Anträge! Nicht einmal die viel

größe-
ren
Fraktio-
nen von
CDU und SPD haben annähernd
soviel Fleiß und Gewissenhaftigkeit
an den Tag gelegt. 

Diese Arbeit werden die Fraktion und
die Bürgerbewegung pro Köln auch in
Zukunft unbeirrt fortsetzen. Dafür
brauchen
wir so viel
Unterstüt-
zung wie
möglich.

pro Köln

ICH WILL’S  WISSEN:
Bitte nehmen Sie ich in den Verteiler für „pro Köln” auf.

Ich möchte mit Ihnen Kontakt aufnehmen. Bitte rufen Sie mich an.

Vor- und Zuname

Straße & Haus-Nr. / Postfach

PLZ & Wohnort

Telefon
(Bitte deutlich schreiben)

Bestellschein ausschneiden und einsenden an: Fraktion pro Köln, Markmannsgasse 7, 50667 Köln
Tel: 02 21 / 221 - 9 15 12  •  Fax: 02 21 / 221 - 9 15 15

TERMINE:
Nächste Ratssitzung:
Dienstag, 27. 3. 2007, 15.30 Uhr, 
Rathaus, Spanischer Bau, Ratssaal
Zutrittskarten-Ruf: 02 21 / 221 - 2 20 75

Bürgersprechstunde:
Jeden Mittwoch von 17.00–19.00 Uhr,
Markmannsgasse 7, 50667 Köln

V.i.S.d.P.: Manfred Rouhs, Sülzburgstr. 243, 50937 Köln
Satz und Druck: Medienservice Bernd M. Schöppe, 

Peter-Franzen-Str. 27, 50827 Köln

Markus Beisicht, Rechtsanwalt, 
43 Jahre, Vorsitzender

Zehn Jahre pro Köln!
Seit über 10 Jahren kämpft die Bürgerbewegung pro Köln für ein lebenswertes Köln. Für eine sichere Groß-

stadt. Für eine ehrliche Politik – ohne Korruption und Vetternwirtschaft. Für den rheinischen Charakter unserer
Domstadt, damit wir Köln auch noch in 10 oder 20 Jahren wiedererkennen können. 

Markus Wiener,
Politikwissen-
schaftler M.A.,
30 Jahre,
stellvertretender
Vorsitzender

Heinz Kurt Täubner,
Handwerksmeister,
62 Jahre,
Ehrenfelder
Bezirksvertreter 

Judith
Wolter,
Rechts-

anwältin ,
Fraktions-

vor-
sitzende

Deshalb bitten wir Sie: 

Unterstützen Sie unsere Arbeit mit einer Spende,
die übrigens zu vollen 50 Prozent von der Einkom-
menssteuerschuld absetzbar ist (Wenn Sie zum
Beispiel 100 Euro spenden, bekommen Sie also
50 Euro von Ihrer Einkommenssteuer zurück!):

pro Köln, Konto Nr. 27 60 21 76,
Sparkasse KölnBonn, BLZ 370 501 98

Manfred
Rouhs,

Verleger,
41 Jahre,

Fraktions-
geschäftsführer
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Das Erfolgsrezept der “Bürgerbewegung pro Köln” | Schwerpunkt

In Rat und Bezirken lässt die 1996

von bekannten Aktivisten der rechten

Szene gegründete “Bürgerbewegung”

keine Gelegenheit aus, die so genann-

ten Altparteien vorzuführen. Dabei

nutzt sie geschickt den wachsenden

Vertrauensverlust vieler Menschen in

die Politik der bürgerlichen Parteien

aus und bezeichnet sich selbst als

”einzige Oppositionsgruppe im Rat der

Stadt”, die “kompromisslos gegen

Klüngel, Kriminalität, Multi-Kulti und

den links-liberalen Zeitgeist Stellung”

beziehe. Vorsitzende der Fraktion ist

Judith Wolter, als Geschäftsführer

fungiert Manfred Rouhs. Außerdem

wurden Regina Wilden und Bernd

M. Schöppe über die Liste der

“Bürgerbewegung“ in den Rat ge-

wählt. Ende 2005 stieß der Ex-Repub-

likaner Hans Martin Breninek zur

Fraktion hinzu. Ebenfalls seit 2005 ar-

beitet der Politologe Markus Wiener

hauptberuflich für die Fraktion.

Als sachkompetent und verantwor-

tungsbewusst will sich Pro Köln dar-

stellen. Nur wenige Themen werden

dabei ausgelassen: Man stellt Anträge

zur ”Feinstaubbelastung in Klassen-

zimmern” und ”gegen Nachtsitzun-

gen” des Kölner Rates ebenso wie zur

”Markierung von Verkehrsinseln”. Bis

2006 gab es im Rat über 90 solcher

Anträge und Anfragen; in den Bezir-

ken sogar über 100. Richtig ins Zeug

legen sich die Pro Köln- Akteure aber,

wenn es darum geht, Stimmung ge-

gen Minderheiten zu schüren. Top-

Themen sind die Agitation gegen Mo-

scheen und Flüchtlingswohnheime, so

genannte Klau-Kids, Junkies, die För-

derung interkultureller Zentren, der

Kampf gegen ”Linksextremismus”

usw.. 

Als Vorbilder dienen rechte Parteien

wie die Schill-Partei oder die FPÖ.

Nicht zufällig wurde der Pro Köln-

Kandidat zur OB-Wahl 2001 als der

“kölsche Haider” präsentiert. Das ging

zwar gründlich daneben, inzwischen

macht sich Pro Köln aber Hoffnungen,

an Erfolge wie die des rassistischen

Vlaams Belang, dessen Wahlerfolg in

Belgien enthusiastisch begrüßt wurde,

anknüpfen zu können: “Wir wollen

natürlich erreichen, daß auch in

Deutschland zweistellige Ergebnisse

für nonkonforme, rechtspopulistische

Gruppierungen möglich werden - al-

len voran in Großstädten wie Köln!”,

so ihr Vorsitzender Markus Beisicht.

Mag das vorerst noch unrealistisch

sein – ganz unbegründet sind solche

Erwartungen nicht. Denn die “Bürger-

bewegung“ hat es tatsächlich ge-

schafft, überall dort, wo urdeutsche

Ordnungsvorstellungen Kölner Bürger

beeinträchtigt werden, ein Ventil für

ausgrenzende und diskriminierende

Stimmungen zu bieten. Ihre Aktivist-

Innen ziehen, einem Wanderzirkus

gleich, durch die Stadtviertel und grei-

fen immer wieder vermeintliche oder

tatsächliche Missstände in populisti-

scher Manier auf. Dabei geht es vor

allem darum, ein Klima der Unsicher-

heit zu erzeugen mit dem Ziel, die Zahl

der Mitstreiter zu erhöhen und ein po-

tenzielles Wählerreservoir zu schaffen,

das bei späteren Wahlen abgeschöpft

werden kann. Nachdem Pro Köln

schon in verschiedenen Stadtteilen

Flugblatt- und Unterschriftenaktionen

gegen Planungsvorhaben von Mo-

scheebauten durchgeführt hatte, en-

gagiert man sich derzeit in Köln-Eh-

renfeld auf diesem Gebiet. 19.000

Unterschriften sollen bis Anfang No-

vember bereits gegen den Bau eines

Von Sina Weinreich

Alte Kader - neuer Mix
Das Erfolgsrezept der ”Bürgerbewegung pro Köln”

16.531 WählerInnen (4,7 %) machten 2004 ihr Kreuz bei der extrem

rechten Bürgerbewegung pro Köln. Die Truppe um Manfred Rouhs zog mit

(anfangs) vier Sitzen – und damit in Fraktionsstärke – in den Stadtrat

und mit elf Sitzen in alle Bezirksvertretungen ein. Seitdem stellt der

”Stachel im Fleisch der Etablierten”, zu dem sich der Verein stilisiert,

nicht nur für die kommunalpolitischen Institutionen Kölns ein perma-

nentes Ärgernis dar.
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repräsentativen Moschee-Neubaus

gesammelt worden sein. Wohlge-

merkt ein Neubau, denn eine Moschee

gibt es dort schon seit vielen Jahren.

Wie schon bei ihren Aktivitäten gegen

ein Flüchtlingswohnheim im Stadtteil

Poll arbeitet Pro Köln dort eng mit

einer “Anwohnerinitiative” zusam-

men, deren Sprecherin Marylin An-

deregg in der Vergangenheit für die

Republikaner kandidiert hatte, inzwi-

schen aber Pro Köln-Mitglied ist und

Ende Oktober auch als Beisitzerin in

den Vorstand gewählt wurde.

Solche Initiativen wie in Ehrenfeld

müssen aber nicht erst von Pro Köln

selbst gegründet werden. Sie entste-

hen oft auf Betreiben von Menschen,

die meinen, ihren Unmutsgefühlen

Luft verschaffen zu müssen – sei es

gegen eine forensische Klinik in Porz,

den Drogenstrich in Longerich oder

den “Junkiebund” in Humboldt-

Gremberg. Mit ihrem thematischen

Fokus bieten sie Anschlussmöglichkei-

ten nach ganz rechts und unterliegen

daher stets dem Bemühen von Pro

Köln, in einem Wechselspiel aus An-

näherung und Abgrenzung einge-

nommen zu werden. In Poll distanzier-

ten sich die Anwohner zwar offiziell

von Neonazis, machten sich jedoch die

antiziganistische und diskriminierende

Argumentation von Pro Köln gegen

Roma und Sinti zu Eigen. Und sie hat-

ten auch keine Probleme mit deren

Mitgliedern bei Veranstaltungen. In

Humboldt-Gremberg klebten sich An-

hänger des lokalen “Bürgervereins”

die gelbe Hand mit der Aufschrift

“Mach meinen Kumpel nicht an” auf

die Jacken und demonstrierten ge-

meinsam mit Pro Köln- Aktivisten für

die Schließung eines Ladenlokals, das

der “Junkiebund” dort unterhält.

“Pro Köln” agiert nicht im Hinter-

grund, sondern zeigt sich stets vor Ort

präsent. Bei einer im Mai 2006 in

Ehrenfeld durchgeführten Bürgerver-

sammlung der Bezirksvertretung zum

Moscheebau, zu der mehrere hundert

Menschen kamen, versuchten mehre-

re Dutzend Moscheebau-Gegner, da-

runter zahlreiche Pro Köln- Aktivist-

Innen, immer wieder die Veranstal-

tung mit Zwischenrufen zu stören.

Oftmals organisiert man auch eigene

“Informationsabende” – wie im Sep-

tember 2005, als es um ein Flücht-

lingswohnheim in Merkenich ging.

Unter den Ratsparteien hat sich

inzwischen herumgesprochen, wes

Geistes Kind Pro Köln ist. Bislang be-

mühen sie sich weitgehend geschlos-

sen um Distanz zur extremen Rechten.

Ausschüsse wurden verkleinert, Rede-

zeiten eingeschränkt, die Höchstzahl

der Anfragen im Rat vermindert

u.a.m.. Aber manchmal scheinen erste

Risse in der Abwehrfront zu drohen.

So z.B., als die CDU in der Porzer Be-

zirksvertretung mit den Stimmen von

Pro Köln die Pläne einer Immobilien-

gruppe zum Bau eines Gewerbeparks

in Poll durchsetzte, als die CDU in Kalk

mit NPD und Pro Köln gegen die

Straßenbenennung nach NS-Opfern

stimmte oder als sich die Ehrenfelder

CDU – gegen die Entscheidung von

Ratsfraktion und Stadtpartei – ”gegen

den Bau einer Großmoschee” aus-

sprach. Manch konservativer Politiker

mag durchaus seine Sympathien für

Pro Köln haben und ihr in gewissen

Punkten zustimmen. Zudem peilen die

”Biedermänner” von Pro Köln ein

Wählerpotenzial an, das auch die bür-

gerlichen Parteien im Blick haben. Vor

allem die ältere Generation scheint

sich von den populistischen Parolen

von Pro Köln angesprochen zu fühlen.

Ansonsten knüpft Pro Köln an die

Erfolge der Republikaner von 1989 an.

In der damaligen Ratsarbeit, später

spaltete sich Manfred Rouhs mit wei-

teren REP-Mitgliedern von der Frak-

tion ab und gründete die Deutsche Li-

ga für Volk und Heimat, sammelte

man die Erfahrungen, auf die Pro Köln

heute aufbauen kann. Und man

sammelte Adressen von Interessent-

Innen. Heute kann Pro Köln auf einen

riesigen Adressenbestand zurückgrei-

fen. Nach eigenen Angaben werden

über 14.000 Haushalte regelmäßig mit

der Fraktionszeitung von Pro Köln

(Auflage: 20.000) beliefert. Mit weite-

ren Flugblatt- und Unterschriften-

aktionen würden so – laut Pro Köln –

”mehrere hunderttausend pro-Köln-

Druckerzeugnisse im Jahr an die Köl-

ner Bürger gebracht”. Zugute kommt

der “Bürgerbewegung“ dabei, dass ihr

Stadtrat Bernd Michael Schöppe einen

eigenen ”Medienservice” betreibt.

Kein Wunder also, dass Pro Köln mitt-

lerweile so gut verankert ist. Die jahre-

langen Vorarbeiten des Vereins wur-

den von der Lokalpresse weitgehend

totgeschwiegen. Dies hat sich mittler-

weile geändert. Aber so gelang es

dem Verein – weitgehend unbeachtet

von der demokratischen Öffentlichkeit

–, seine Basis zu erweitern und den

Einzug in den Rat vorzubereiten.

Um ihre lokalpolitische Strategie

auch bundesweit erfolgreich zu ma-

chen, gründeten Pro Köln- Aktivisten

um Manfred Rouhs, ehemaliger Funk-

Pro-Köln-Funktionäre:

Markus Beisicht und Judith Wolter

Pro-Köln-Ratsherr Manfred Rouhs Pro-Köln-Ratsherr Bernd M. Schöppe

(r.) begrüßt den ehemaligen DLVH-

Bundesvorsitzenden Harald Neubauer
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tionär des NPD-Jugendverbandes und

Herausgeber der extrem rechten Zeit-

schrift Nation24.de, im Januar 2005

die Bürgerbewegung pro Deutsch-

land. Die Junge Freiheit berichtete da-

rüber, und in der neofaschistischen

Zeitschrift Nation & Europa erschien

eine Anzeige, in der ein Massenflug-

blatt zum 8. Mai 2005 beworben

wurde. (Zum Tag der Befreiung von

Nazi-Regime und Krieg versuchte Pro

Köln, nach dem Vorbild der CDU in

Berlin-Steglitz-Zehlendorf eine Reso-

lution durchzusetzen, in der deutsche

Täter zu Opfern der Roten Armee und

eines “sinnlosen Bombenkrieges” ge-

macht wurden.) Im Januar 2006 führ-

te Pro Deutschland ein ”Strategie-

seminar” durch. Vereinsvorsitzender

Rouhs, der schon 2004 geäußert

hatte, dass ”das Kölner Modell” auf

”jede andere Region in Deutschland

übertragbar” sei, stellte auf ”der gut

besuchten Veranstaltung” in drei

Schritten den Weg vor, den Pro Köln

von 2001 bis zum Einzug in den

Stadtrat zurückgelegt hatte.

Dieses Konzept mache ”politische

Erfolge unabhängig von der oft wech-

selhaften oder gar destruktiven Be-

richterstattung der etablierten Mas-

senmedien möglich”, meint Rouhs. So

seien zur Herstellung der Handlungs-

fähigkeit sieben Mitglieder erforder-

lich, um einen örtlichen Kreisverband

von Pro Deutschland gründen zu kön-

nen. Neben der Einrichtung von Post-

fach und Girokonto sei die Erstellung

einer eigenen Internetseite erforder-

lich. Nun könnten in der eigenen Re-

gion ”die seriösen patriotischen Kräfte

gesammelt werden”. Ehemalige Mit-

glieder der ”klassischen politischen

Parteien” seien dabei nicht ausge-

schlossen, sofern sie sich ”in glaub-

würdiger Form” zum Programm des

Vereins bekennen. Zu den regelmäßi-

gen Treffen des Kreisverbandes sollten

nur “Mitglieder sowie Personen, die

als zuverlässig bekannt” seien, einge-

laden werden. Nun müsse ein konkre-

tes politisches Ziel, wie z.B. ”die

Teilnahme an der nächsten Kommu-

nalwahl” gesetzt werden. 

Als zweiten Schritt (”Menschen bin-

den”) erläuterte Rouhs die Notwen-

digkeit der Themensuche. Es dürfe

nicht darauf gewartet werden, bis sich

ein “Thema aufdrängt, wir müssen

vielmehr die Themen aktiv suchen”. Zu

den ”interessanten Bereichen” zählt er

”Multi-Kulturalismus, Kriminalitäts-

entwicklung, Korruption und soziale

Gerechtigkeit”, zu denen Meldungen

im Internet erscheinen müssten. Für

eine Petition an den Beschwerdeaus-

schuss der Stadt sollten dann Unter-

schriften gesammelt werden, wobei

die Petition auch gleich als Flugblatt in

hoher Auflage verteilt werden solle.

Zur Sitzung des Ausschusses sollten

auch alle Interessenten eingeladen

werden, die dann dort – sofern per-

sönlich noch nicht bekannt – ange-

sprochen werden könnten. Im An-

schluss an die Sitzung werde deren

Verlauf im Internet dokumentiert und

kommentiert. ”Die auf die Anbindung

von Menschen abzielenden Petitio-

nen” bezeichnete Manfred Rouhs da-

bei als ”Kerngeschäft, mit dem der Er-

folg unserer politischen Arbeit steht

oder fällt”. Die gesammelten Adressen

(”unser wichtigstes politisches Kapi-

tal”) müssten strukturiert erfasst wer-

den (Mitglieder, Spender, Unterstützer,

Interessenten). Bis zu viermal im Jahr

sollten eigene Publikationen zu über-

wiegend regionalen Themen an den

gesamten Adressenbestand versandt

werden. Ein- oder zweimal im Jahr

müssten Veranstaltungen durchge-

führt werden, ”bei der ein Redner des

Bundesverbandes” auftritt.

Der dritte Schritt, die Fähigkeit zum

”Wahlantritt”, sei erreicht, wenn es

gelungen sei, in einem Wahlgebiet

”zwei Prozent aller Haushalte in den

Adressbestand aufzunehmen”. Damit

sei die Wahlkampffähigkeit zu 100

Prozent erreicht. Denn hinter zwei

Prozent der Haushalte stünden – eine

niedrige Wahlbeteiligung vorausge-

setzt – rund vier Prozent der Wähler.

Wer diese Hürde überspringe, habe

”gute Chancen auf den Fraktionssta-

tus”. Die ”100prozentige Wahlkampf-

fähigkeit” müsse etwa zwölf Monate

vor dem Wahltag erreicht sein, denn

”aussichtslose Kandidaturen” kämen

”nicht in Frage!” Die bei Erstkandida-

turen notwendigen Unterstützungs-

unterschriften sollten über den Adres-

senbestand und bei Haustürsammlun-

gen gewonnen werden. In den letzten

sechs Wochen vor der Wahl müsse

”eine massive Plakatierung sicherge-

stellt werden”, die von Infoständen,

Flugblattaktionen und ggf. durch ”zu-

sätzliche unkonventionelle Werbemit-

tel” ergänzt werden sollen.

”Politische Abläufe”, so Rouhs ab-

schließend, würden ”bestimmten Re-

geln” unterliegen, die ”erlernt und er-

folgreich angewandt” werden kön-

nen, um ”positive Ergebnisse zur Fol-

ge” zu haben. Als Testgebiet für den

Export des Kölner Erfolgs suchte sich

der Verein die Nachbarstadt Dorma-

gen aus. Dort ging es wieder um die

Verhinderung eines Moscheebaus. Pro

Deutschland kündigte die Verteilung

von 25.000 Flugblättern und die

Gründung eines Kreisverbandes im

Sommer an. In Oberhausen gründete

Pro Deutschland bereits einen Kreis-

verband. In Frankfurt/Oder traten

jüngst zwei Ratsmitglieder über. Es ist

fraglich, ob sich das Konzept von Pro

Köln im Schatten der NPD-Wahler-

folge bundesweit so ausdehnen lässt.

Von der Rechtsentwicklung profitieren

wird Pro Deutschland aber in jedem

Fall. �
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Extreme Rechte | Die Zeitschrift nation24.de

“Wer das Ende der multikulturellen

Gesellschaft fordert und damit meint,

dass ein Staat auch eine kulturelle

Identität und gemeinsame Grundwer-

te benötigt, [...] bewegt sich im Rah-

men der freiheitlich demokratischen

Grundordnung”, so begründete das

Verwaltungsgericht Düsseldorf sein

Urteil vom 21. November 2006, das

die in den NRW- Verfassungsschutz-

berichten vorgenommene Bezeich-

nung ‘rechtsextrem’ für die Zeitschrift

nation24.de für unzulässig erklärte.

Für den Kölner Herausgeber Manfred

Rouhs ein “Sieg für Demokratie und

Pressefreiheit”. 

Bereits 1987 gründete der damals

22-jährige Rouhs die Postille EUROPA

VORN, das zeitweilig als eines der

bedeutendsten Strategie- und The-

orieorgane der so genannten Neuen

Rechten galt. Nach etwa zehn Jahren

erfolgte die Umbenennung in SIGNAL,

seit 2003 kommt das Blatt nun unter

dem Titel nation24.de daher. Die seit

1987 fortlaufende Nummerierung ist

zwischenzeitlich bei Nr. 157 ange-

langt, die Auflage soll laut zu bezwei-

felnden Eigenangaben 5.000 betra-

gen. Das dreimonatlich erscheinende

und 3,75 Euro teure Heft mit Vierfarb-

Cover umfasst in der Regel 40 Seiten

und ist auch über den Buchhandel

erhältlich.

Pro Nation

Nation24.de enthält eine Mischung

aus Theorie, Berichterstattung und

Unterhaltung. Die meisten Artikel

stammen von Rouhs selber, manchmal

finden sich auch Gastautoren wie der

ehemalige KSK- Kommandeur Rein-

hard Günzel oder Markus Wiener,

stellvertretender Vorsitzender der ex-

trem rechten Bürgerbewegung pro

Köln, deren Fraktion im Kölner Stad-

trat von Rouhs geleitet wird. 

Inhaltlich wird die bekannte

Themenpalette der extremen Rechten

abgedeckt. Im Mittelpunkt steht die

deutsche Nation und der Kampf

gegen die multikulturelle Gesellschaft.

In der aktuellen Ausgabe entwirft

Rouhs einmal mehr ein Bedrohungs-

szenario, nach dem “weite Teile des

etablierten politischen Apparates” ta-

tenlos zusähen, wie die Deutschen

“multi-kultureller, fremdsprachiger,

ärmer und infolge dessen zunehmend

unzufrieden werden”. Dabei werden

die bekannten und weit verbreiteten

Ressentiments gegen MigrantInnen

bemüht. Anstelle von “Ausländer

raus!”-Forderungen und offenem

Rassismus ist jedoch die Rede von

“freiwilliger Rückkehr” und “Minus-

Zuwanderung”. Die Ablehnung

des Islams wird in nation24.de

vielfach über die Thematisierung

einer Unterdrückung der Frau

begründet. Dass es dabei jedoch nicht

um eine Kritik an patriarchalen

Strukturen geht, sondern vielmehr um

die Ablehnung von Zuwanderung,

machen Überschriften wie “Multi.Kul-

topia in Trümmern” deutlich. Auch die

Bebilderung ist so gestaltet, dass sie

eine emotionale Ebene anspricht. Zu

sehen sind gesichtslose Menschen-

massen, große Moscheen und ver-

schleierte Frauen. Das Bild der “Bio-

Deutschen” hingegen: blond, sexy und

mit Deutschland-Fahne in der Hand.

Bei der Fußball-WM stimmte man ein

in den Chor der “schwarz-rot-geil”-

Betrunkenen. Die Deutschen hätten

nun endlich einen positiven Zugang zu

sich selbst und ihrem Land gefunden.

Dieses jedoch war in fast allen bun-

desdeutschen Medien zu lesen. 

Pro ethnische Gemeinschaft

Anders aber als beispielsweise bei

der neoliberal geprägten nationalisti-

schen Kampagne “Du bist Deutsch-

land” (vgl. LOTTA Nr. 21 S. 10) ist der

Nationalismus bei nation24.de wei-

terhin völkisch bestimmt. “Auch die

modernsten Nationen bleiben [...]

notwendig auch ‘ethnische Gemein-

schaften’, die sich auf der identitäts-

stiftenden ‘Suche nach ihrer Vergan-

genheit’ befinden, und die auf eine

immer neu interpretierte ‘eigene Ge-

schichte und ein eigenes Schicksal’

angewiesen sind”, wird dem Ver-

ständnis von Nation als Staatsnation

entgegengestellt. Deutscher kann

demnach also nur sein, wer ‘deut-

schen Blutes’ ist, die Nation wird zur

homogenisierten und ausgrenzenden

Lebens- und Schicksalsgemeinschaft.

Die darin zusammengefassten Indivi-

duen würden quasi naturgemäß ein

Gefühl von Gemeinsamkeit entwick-

eln, das sich in einer kulturellen und

einer nationalen Identität ausdrücke.

Diese ist für Rouhs und Co. zum einen

durch die ‘Gleichmacherei von

Von Johannes Lohmann

Pro Rechts
Die Zeitschrift nation24.de

D3.1-2

LOTTA - antifaschistische Zeitung aus NRW,

Nr. 26, Frühjahr 2007



Lotta #26 | Frühjahr 2007 | Seite 27

Die Zeitschrift nation24.de | Extreme Rechte

McWorld’ bedroht und auf der politi-

schen Ebene durch imperialistische

Bestrebungen der USA und anderer,

die dem “Selbstbestimmungsrecht der

Völker” entgegenstünden. Das ethno-

pluralistische Konzept, nach dem jedes

“Volk” gleich viel wert ist, aber im

‘angestammten Territorium’ zu ver-

bleiben hat, zieht sich durch zahlreiche

Artikel von nation24.de. Rouhs per-

sönlich brüstet sich damit, die Parole

“China den Chinesen, die Türkei den

Türken und Deutschland den Deut-

schen” kreiert zu haben.

Pro ‘Opfer’

In zahlreichen Artikeln wie “Miß-

brauchte Geschichte -Wie die politi-

sche Klasse den 8. Mai propagandis-

tisch ausschlachtet” werden die Deut-

schen zu Opfern erklärt, wird die

Kriegsschuld in Frage gestellt und ein

angeblich ausufernder ‘Gedenkkult’

angeprangert. Bei allen diesen The-

men bezieht sich nation24.de gerne

auf vermeintlich seriöse Wissen-

schaftler wie Arnulf Baring oder be-

kannte (Alt)Politiker wie Helmut

Schmidt. Dieses, um die eigene Posi-

tion aufzuwerten und zu ‘belegen’,

dass in nation24.de letztlich nur “Vol-

kes Wille” geäußert werde und man

schließlich nur kundtue, was ein gro-

ßer Teil der Deutschen denke. Folge-

richtig wird immer wieder auf das

“Recht auf freie Meinungsäußerung”

gepocht. Diese werde den “politischen

Nonkonformisten” durch ein “Mei-

nungskartell der Altparteien”, der

“Diktatur der Bessermenschen” und

sich zusammenrottenden “Antifa-

Banden” streitig gemacht.

Pro Köln 

In regelmäßigen Abständen berich-

tet Rouhs über Neuigkeiten in eigener

Sache, vor allem über die selbster-

nannte Bürgerbewegung pro Köln. Er

plädiert dafür, dieses Modell bundes-

weit auszudehnen und nutzbar zu

machen (vgl. Lotta # 25, S. 17 ff.). Die

“Bürgerbewegung” gehöre zu den

“heute leider noch wenigen Trägern

eines zukunftsorientierten, demokrati-

schen Patriotismus”, so Rouhs, nicht

ohne sich von offenkundigen Neonazis

zu distanzieren: “Glatze, Springerstie-

fel und ferngesteuerte Plastikmodelle

deutscher Panzer aus dem Zweiten

Weltkrieg, liebevoll bemalt in den

Tarnfarben vergangener Zeiten, mar-

kieren den Schlusspunkt der Entpoliti-

sierung. Wer in solche Biotope ein-

taucht [...] verkörpert in einer kompli-

zierter gewordenen Welt mit seinen

einfach gestrickten Losungen von vor-

gestern nicht wirklich eine Alternative

zu den Regierenden.” Auch die NPD

sei lediglich eine Pseudo-Opposition.

Es gehe darum, die wahren Interessen

der Bürger zu vertreten. Diese Strate-

gie wird durch nation24.de publizis-

tisch flankiert. Und natürlich wird auch

die von Rouhs 2005 mitgegründete

Bürgerbewegung pro Deutschland in

nation24.de bejubelt. Kein Zufall also,

dass das Heft den Untertitel “Unab-

hängiges Magazin pro Deutschland”

trägt.

Pro Rouhs

Zu den regelmäßigen Rubriken im

Heft gehört die Rubrik ”Unterhal-

tung”, in der PC-Spiele, Filme und

auch Bücher vorgestellt werden. Na-

türlich können die Produkte direkt

beim nation24.de- Versand käuflich

erworben werden. Neben Filmen und

Büchern mit unverdächtigen Titeln

sind auch solche mit extrem rechten

Inhalten im Angebot. Wurde früher

auch klassischer RechtsRock angeprie-

sen, so besteht das Musikangebot

heute fast ausschließlich aus dem

Liedgut der bündischen Jugend, rech-

ter Liedermacher und aus Marsch-

und Militärmusik. 

Bedeutung

Nation24.de hat nicht die Bedeu-

tung für die extreme Rechte, die an-

deren politischen Magazinen wie bei-

spielsweise Nation Europa zukommt.

Die Neonazi-Szene lehnt die “Demo-

kröte” Rouhs und damit auch nation-

24.de sogar strikt ab. Interessant ist

das Heft für diejenigen, die an rechter

Theoriebildung jenseits einer offen

nazistischen Ideologie partizipieren

wollen und/oder an der Strategie von

pro Köln und pro Deutschland Ge-

fallen finden. In dieser Hinsicht ist na-

tion24.de auch eng mit dem Erfolg

oder Misserfolg von Rouhs als Lokal-

politiker verknüpft. Ein Scheitern

könnte das Ende oder zumindest eine

weitere Marginalisierung des Blattes

bedeuten. 

Eigenen Aussagen zufolge strebte

Rouhs mit nation24.de auch eine

Wandlung von der “klassischen politi-

schen Zeitschrift” zum “modernen In-

ternetmagazin” an. Das Internet böte

“politischen Nonkonformisten” die

Möglichkeit, “tagesaktuell Nachrich-

ten, Informationen & Meinungen für

Jedermann bereit zu halten” und

“nonkonforme politische Ansätze in

Deutschland vor[zu]stellen”. Tatsäch-

lich aber dient die Homepage vor-

nehmlich dem Bewerben und dem

Verkauf seiner Produkte. Bei den Ver-

öffentlichungen handelt es sich

zumeist um Zweitverwertungen. Nur

als Besteller der Printausgabe be-

kommt man zudem Zugriff auf tiefer

gehende Artikel und auf das Forum.

Aber auch hier fühlen sich nur wenige

Nutzer eingeladen, über Inhalte oder

Strategien zu diskutieren. Von einem

“modernen Internetmagazin”, wie

ursprünglich angekündigt, kann also

nicht wirklich die Rede sein. �

”Gegen Multi-

Kultur”: Das 

Schwerpunktthema 

blieb bis heute erhalten:

nation24.de-Vorgänger
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Bürgerbewegung pro Nordrhein-Westfalen e.V. 
 
Am Weiher 12 - 51399 Burscheid - Tel.: 02171 – 40 49 49 
info@pro-nrw.org - http://www.pro-nrw.org 

Burscheid, den 01.03.2007 
 

 

Von pro Köln über pro NRW in den Landtag 2010? 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freunde, 
 
die Gründung der Bürgerbewegung pro Nordrhein-Westfalen e.V. (pro NRW) sorgte in den 
vergangenen Wochen für erhebliches Aufsehen. Die etablierte politische Klasse nahm mit 
Schrecken zur Kenntnis, dass sich eine neue, lokalpolitisch verankerte Opposition von rechts 
formiert hat. So jammerte der oberste „Verfassungsschützer“ Heinz Fromm nach der 
Gründung von pro NRW in einem WDR-Interview, seine Behörde sehe jetzt „die Rechten in 
der Offensive“, wenn nicht gar auf dem Weg zur „Meinungsführerschaft“!  
 
Und in der Tat: Die Chancen für einen politikfähigen Neuanfang der Patrioten in Nordrhein-
Westfalen stehen besser denn je. Pro NRW hat es sich zum Ziel gesetzt, nonkonforme 
Wählervereinigungen im ganzen Bundesland zu bündeln und bei der Kommunalwahl 2009 für 
ein politisches Erdbeben an Rhein und Ruhr zu sorgen. Wenn das gelingt, besteht auch die 
Option für ein breit angelegtes Wahlbündnis zur NRW-Landtagswahl 2010! Zu unserer ersten 
 
Großveranstaltung am Sonntag, den 25.03.2007 um 16 Uhr in Dormagen, 
(Treffpunkt wird ab Sonntag, 12.00 Uhr, über Infotel. 0172-2626151 bekannt gegeben) 
möchten wir Sie daher recht herzlich einladen. Es sprechen: 
 

 

 
Rechtsanwalt Markus Beisicht 
Als Vorsitzender von pro NRW und pro Köln wird Beisicht das Erfolgsrezept 
der Bürgerbewegung erläutern: Konsequente Fundamentalopposition, 
knallharte Lobbyarbeit für die einheimische Bevölkerung, Zusammenarbeit 
aller politikfähigen Patrioten – nur so kann der Durchbruch gelingen. 

 

 
Harald Neubauer, MdEP a.D. 
Der bekannte Publizist, Mitglied des Europaparlaments von 1989-94, 
Herausgeber der Zeitschrift Nation & Europa, zählt zu den besten Rednern 
des gesamten patriotischen Spektrums. Freuen Sie sich auf seine 
fulminante Generalabrechnung mit den etablierten Polit-Versagern dieser 
Republik! 

 
Gerne können Sie zu dieser Veranstaltung auch Bekannte und Freunde mitbringen! 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

     
Markus Beisicht,  Judith Wolter   Gareth Hauer 
Vorsitzender   stv. Vorsitzende  stv. Vorsitzender 
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Neue Rechtspartei gegründet:  
 

Bürgerbewegung pro NRW nimmt Kurs auf den Landtagseinzug 2010! 
 
Die Bürgerbewegung pro NRW führte im September 2007 ihren Gründungsparteitag in der 
ehemaligen Bundeshauptstadt Bonn durch. Unter der hervorragenden Versammlungsleitung 
durch den Sprecher der Bürgerbewegung pro München, Rüdiger Schrembs, beschlossen die 
über 200 Delegierten aus ganz Nordrhein-Westfalen einstimmig die Umwandlung zu einer 
landesweiten Regionalpartei, die sich sowohl an den Kommunalwahlen 2009 als auch an der 
Landtagswahl 2010 beteiligen wird. Zum ersten Vorsitzenden wurde mit überwältigender 
Mehrheit der pro-Köln-Vorsitzende Markus Beisicht gewählt. In Anwesenheit des 
Generalsekretärs der Freiheitlichen Partei Österreichs (FPÖ) Harald Vilimsky und des FPÖ-
Landesparteisekretärs Hans-Jörg Jenewein wurde zudem die enge Partnerschaft zwischen den 
erfolgreichen rechtspopulistischen Formationen in Europa weiter vertieft.  

? 

 10. September 2007

Unter den gut 200 Parteitagsteilnehmern befanden sich auch über 30 kommunale 
Mandatsträger aus ganz Nordrhein-Westfalen. Denn schon jetzt besitzt pro NRW in vielen 
Städten und Kreisen eine feste kommunale Verankerung. „Ein hervorragendes Fundament, auf 
das wir bei den Kommunalwahlen 2009 aufbauen werden“, so der frisch gewählte Vorsitzende, 
der 44jährige Rechtsanwalt Beisicht. „Und eine Kandidatur bei der Landtagswahl 2010 steht 
bereits jetzt fest, wenn wir bei den Kommunalwahlen 2009 in unserer Hochburg Köln und in 
weiteren ausgewählten Schwerpunktgebieten deutliche Erfolge erzielen können!“ Für die 
unmittelbare Zukunft kündigte Beisicht unter dem tosenden Beifall des Parteitages eine 
landesweite Kampagne gegen die Islamisierung an. „So wie in Köln werden wir in ganz 
Nordrhein-Westfalen gegen Moscheebauten, Minarette und Muezzin-Ruf mobil machen. Pro 
NRW wird die Anti-Islam-Partei werden!“ 
 
Stehenden Beifall gab es auch für die Reden der FPÖ-Spitzenfunktionäre Vilimsky und Jenewein.
Die beiden freiheitlichen Frontmänner bekundeten erneut die enge Verbundenheit mit der pro-
Bewegung. „Wir werden Euch in jeder erdenklichen organisatorischen und personellen Weise 
unterstützen! Denn gerade in Deutschland bedarf es einer seriösen Opposition von rechts“, so 
der FPÖ-Generalsekretär Vilimsky. Jenewein betonte zuvor die Notwendigkeit der europäischen 
Zusammenarbeit aller Patrioten: „Gegen die Tintenburg der Brüsseler Technokraten und 
Großindustriellen, für ein Europa der freien Völker und Vaterländer!“ 
 
Der neu gewählte Vorstand der Bürgerbewegung pro NRW verdeutlicht den gelungenen Ansatz 
einer breiten Sammlungsbewegung aller politikfähigen, seriösen Patrioten in Nordrhein-
Westfalen:  
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Neben Markus Beisicht als Vorsitzender wurde der 31jährige Kölner Politikwissenschaftler 
Markus Wiener zum Generalsekretär gewählt. Als stellvertretende Vorsitzende gingen aus den 
Wahlen der 29jährige Gelsenkirchener Stadtrat Kevin Gareth Hauer, der 33jährige 
Geschäftsführer Daniel Schöppe aus Dormagen, der 41jährige Kölner Verleger Manfred Rouhs 
und der 61jährige Kaufmann Dieter Danielzick aus Troisdorf hervor. Zu r Schatzmeisterin wurde 
die 29jährige Rechtsanwältin und pro-Köln-Fraktionsvorsitzende Judith Wolter gewählt, das Amt 
des Schriftführers wird der 38jährige Leverkusener Rechtsanwalt Jörg Frischauf bekleiden. 
Landesgeschäftsführer wurde der 35jährige Kölner Ratsherr Bernd M. Schöppe. Als Beisitzer 
setzten sich die 21jährige Arzthelferin Stefanie Wohlfart aus Gelsenkirchen, der Dortmunder 
Rechtsanwalt André Picker, der Vorsitzende der Bür gerbewegung Duisburg Andreas Akwara, der
selbstständige Kaufmann Armin Weyrich aus Radevormwald, die 22jährige Gummersbacherin 
Jennifer Pasenow, der 53jährige Udo Schäfer aus Radevormwald, der 23jährige Student Thomas
Bendt aus Viersen, der pro-Köln-Fraktionsvorsitzende in der Bezirksvertretung Chorweiler 
Martin Schöppe, der 33jährige Kölner Versicherungskaufmann Torsten Uhlenbrock und der 
Essener Apotheker Henryk Dykier durch. Zum Präsidenten des Schiedsgerichtes wurde der 
Kölner Rechtsanwalt Volker Jung bestellt, und als Rechnungsprüfer fungieren Dr. Gabriele 
Beisicht sowie die Sprecherin der Ehrenfelder Anwohnerinitiative gegen die Großmoschee, 
Marylin Anderegg. 

Über 200 Delegierte aus allen Teilen Nordrhein-
Westfalens waren zum Gründungsparteitag der 

Bürgerbewegung pro NRW nach Bonn 
gekommen. 

Sowohl der FPÖ-Landesparteisekretär Hans-Jörg 
Jenewein ...

... als auch der FPÖ-Generalsekretär und 
Nationalratsabgeordnete Harald Vilimsky ...  



... erhielten dort für ihre mitreißenden 
Ansprachen stehenden Beifall.

Unter der hervorragenden Versammlungsleitung 
durch den Vorsitzenden der Bürgerbewegung 

pro München Rüdiger Schrembs ... 

... konnte in Rekordzeit der neue 19köpfige 
Landesvorstand gewählt werden.

Anschließend stellte der alte und neue 
Vorsitzende Beisicht die große Anti-Islam-

Kampagne von pro NRW vor, mit der wie in Köln 
landesweit gepunktet werden soll. 



Das Tagungspräsidium konnte am Abend auf 
einen rundum gelungenen Parteitag 
zurückblicken (v.l.): Harald Vilimsky, Hans-Jörg-
Jenewein, Markus Beisicht, Markus Wiener und 
Judith Wolter.

Und auch diese netten Damen vom Empfang 
verabschiedeten sich gegen 21.00 Uhr in den 

wohlverdienten politischen Feierabend ...  
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Konzept

Aufbau von unten Konstruktiv politisch arbeiten für Deutschland 

Die Bürgerbewegung pro Deutschland hat am 28. Januar 2006 in Köln in einem Strategieseminar ihr Konzept für den Aufbau
von Kreisverbänden in den Städten und Landkreisen der Bundesrepublik Deutschland vorgestellt. An der gut besuchten
Veranstaltung nahmen politisch aktive Mitglieder der Bürgerbewegung aus West- und Mitteldeutschland teil. Manfred
Rouhs stellte in drei Schritten den Weg vor, den die Bürgerbewegung in Köln von 2001 bis zum Ratseinzug bei der
Kommunalwahl 2004 zurückgelegt hat: allerdings in einer generalisierten, überall in Deutschland umsetzbaren Form. Das
Besondere daran ist, daß dieses Konzept politische Erfolge unabhängig von der oft wechselhaften oder gar destruktiven
Berichterstattung der etablierten Massenmedien möglich macht. 

Im Jahr 2001 hatte die Bürgerbewegung pro Köln nur eine Handvoll aktive Mitglieder. Sie war in der Domstadt aufgrund
einer absoluten Medienblockade völlig unbekannt und hätte nicht einmal alle 45 Kölner Kommunalwahl-Kreise mit eigenen
Kandidaten besetzen können. Ihre finanziellen Möglichkeiten bewegten sich im Bereich von wenigen hundert Euro. Drei
Jahre später zog pro Köln mit einer Fraktion in den Stadtrat ein, setzte jährlich insgesamt einen knapp sechsstelligen Euro-
Betrag um, gewann in der Domstadt eine dreistellige Mitgliederzahl und nahm erfolgreich Einfluß auf kommunalpolitische
Entscheidungen der Stadtspitze. Das politische Umfeld der Bürgerbewegung, aus dem heraus dieser Erfolg möglich
gemacht wurde, umfasste in 2004 rund 13.000 Haushalte. Es wuchs bis 2006 trotz der unvermeidbaren Fluktuation auf
gut 14.000 Haushalte an.

Die drei nachfolgend beschriebenen Schritte machen den Wandel von der belächelten Kleingruppe zum
ernstzunehmenden politischen Faktor möglich:

1.) Handlungsfähigkeit herstellen

Der erste Schritt ist denkbar konventionell und zielt auf die Herstellung der eigenen Handlungsfähigkeit ab. Mindestens
sieben Mitglieder der Bürgerbewegung pro Deutschland müssen vor Ort ansässig sein und in Absprache mit dem
Bundesvorstand einen Kreisverband gründen. Zur Mitglieder-Werbung in der Startphase kann das Kampagnen-Flugblatt
des Bundesverbandes gegen die Aufnahme der Türkei in die Europäische Union herangezogen werden. Vorhanden sein
muß allerdings ein geeigneter Kandidat für den Kreisvorsitz und ein zuverlässiger Bewerber für das Amt des Schatzmeisters.
Mindestens einer muß da sein, der als Motor die Arbeit vor Ort antreibt. Besser ist es, wenn mehrere Aktive die
Umsetzung des pro-Deutschland-Konzeptes anschieben. Ein einzelner Mensch kann mit acht bis zehn Stunden
wöchentlichem Einsatz die politische Landschaft in seiner Heimatregion wesentlich verändern!

Der Kreisverband muß eine Postanschrift einrichten, beispielsweise ein Postfach, und bei der örtlichen Sparkasse ein
Girokonto eröffnen. Die Sparkassen sind verpflichtet, auch für oppositionelle Gruppen Girokonten auf Guthabenbasis zu
führen.

Und eine eigene Internetseite gehört zum Pflichtprogramm! Sie muß freigeschaltet werden, bevor die ersten Kampagnen-
Flugblätter in Druck gehen, damit von Anfang an jedes verteilte Flugblatt gleichzeitig für die lokale Internetseite wirbt. Bei
der Einrichtung der Internetseite kann der Bundesverband, falls nötig, Hilfe leisten. Im Kreisverband muß (im ungünstigsten
Fall) lediglich mindestens ein Mitglied über Grundkenntnisse im Umgang mit dem Internet verfügen.

Sodann sollten in der eigenen Region die seriösen patriotischen Kräfte gesammelt werden. Dabei gilt der Grundsatz:
&bdquo;Weniger ist mehr!&ldquo; Spinner und radikale, verfassungsfeindliche Phrasendrescher werden in die
Bürgerbewegung nicht aufgenommen. Pro Deutschland positioniert sich eindeutig innerhalb des demokratischen
Spektrums. Das schließt die Aufnahme von ehemaligen Mitliedern der klassischen politischen Parteien nicht aus, soweit
sie sich in glaubwürdiger Form zum Programm der Bürgerbewegung bekennen. Mehrfach-Mitgliedschaften in (potentiell)
konkurrierenden Parteien sind aber ausgeschlossen.

Wichtig ist es, ein konkretes politisches Ziel anzuvisieren, beispielsweise die Teilnahme an der nächsten Kommunalwahl.
Auf dieses Ziel sollten die eigenen Aktivitäten nunmehr möglichst langfristig ausgerichtet werden. Mit Blick auf die
Kommunalwahl-Teilnahme kann man werbend an politisch interessierte Personen herantreten, die noch nicht im Boot
der Bürgerbewegung sitzen.

Wichtig ist es, ein regelmäßiges Treffen des Kreisverbandes zu installieren: am besten wöchentlich, hilfsweise monatlich.
Dabei sollten der Ort und die Uhrzeit immer gleich sein; das Treffen muß sich zu einem &bdquo;festen
Anlaufpunktes&ldquo; entwickeln. Ort und Termin werden nicht öffentlich bekannt gegeben. Eingeladen werden nur die
Mitglieder sowie Personen, die als zuverlässig bekannt sind.2.) Menschen binden 

Dies nun ist die ständige Kernarbeit der Bürgerbewegung: Wir müssen unsere Mitbürger ansprechen und sie mit unseren
politischen Vorstellungen vertraut machen.

Dazu ist es zunächst nötig, die richtigen Themen zu finden. Wir dürfen nicht warten, bis sich uns ein Thema aufdrängt, wir

Bürgerbewegung pro Deutschland

http://www.pro-deutschland-online.de Powered by Joomla! Generiert: 16 February, 2006, 14:03

D7-1
www.pro-deutschland-online.de



müssen vielmehr die Themen aktiv suchen. Die Themensuche ist das Alpha und das Omega unserer politischen Arbeit.
Wir werden also unsere Augen und Ohren offen halten, und zumindest ein Mitglied des Kreisverbandes wird die größte
regionale Tageszeitung abonnieren und deren Berichterstattung sorgfältig verfolgen. Zu den für uns interessanten
Bereichen Multi-Kulturalismus, Kriminalitätsentwicklung, Korruption und soziale Gerechtigkeit sollten jeweils aktuelle
Meldungen auf der Internetseite erscheinen. Und sobald im Segment Multi-Kulturalismus irgend etwas geschieht, was
unseren Widerspruch herausfordert, werden wir dazu eine Petition aufsetzen, die im Regelfall an den
Beschwerdeausschuß des Stadtrates gerichtet ist. Der Inhalt der Petition muß so gehalten sein, daß der Stadtrat für die
Angelegenheit sachlich auch tatsächlich zuständig ist; dabei kann der Bundesverband helfen. Die Petition wird umso
erfolgreicher sein, je lokaler sie inhaltlich angelegt ist. Je weiter das Thema von den Menschen weg ist, desto geringer
wird deren Neigung sein, eine Unterschrift zu leisten.

Der Text der Petition darf nicht ausländerfeindlich sein. Nicht die Ausländer sind unsere Gegner, sondern unsere eigenen
deutschen Politiker, die eine verfehlte Ausländerpolitik betreiben! Seriösität ist wichtig!

Aus der Petition machen wir nun mit einem erklärenden Text ein Flugblatt, das wir in hoher Auflage an die Haushalte
verteilen. Je nach der Größe des Einzugsgebietes werden wir eine Auflage von 5.000, 10.000, 20.000 oder 50.000 Stück
drucken. (Die allgemeine Petition der Bürgerbewegung pro Köln gegen den geplanten Bau einer Großmoschee in der
Domstadt wurde mit sieben Mal 50.000 Exemplaren aufgelegt, also mit insgesamt 350.000 Stück.) Dafür kann der
Bundesverband einen Zuschuß leisten.

Die eingehenden Petenten-Adressen müssen sorgfältig erfaßt werden. Den Adressen-Bestand werden wir strukturieren, z.B.
nach Mitgliedern, Spendern, Unterstützern und Interessenten, wobei jeder, der lediglich eine Unterschrift geleistet hat,
zunächst die Kennung &bdquo;Interessent&ldquo; bekommt und später gegebenenfalls &bdquo;hochgestuft&ldquo; wird.
Jede Aussendung werden wir mit dem Vermerk &bdquo;Falls verzogen, bitte mit neuer Anschrift zurück!&ldquo; oberhalb
des Adressfeldes versehen. Und die Rückläufer werden wir selbstverständlich zeitnah bearbeiten, um unseren
Adressenbestand, der unser wichtigstes politisches Kapital darstellt, auf dem neuesten Stand zu halten.

Für die regelmäßige Kommunikation mit den Menschen, die wir überzeugen und an uns binden wollen, werden wir eine
eigene Informationsschrift herausgeben, für die der Bundesverband eine Hilfestellung leisten kann. Diese Publikationen
verschicken wir bis zu vier Mal im Jahr an den gesamten Adressenbestand &ndash; versehen jeweils mit einem
Spendenaufruf, durch den die Aussendungen finanziert werden. Sie behandeln nicht nur, aber vor allem regionale
politische Themen.

Zudem müssen die Adressen an den Bundesverband weitergegeben werden, damit die interessierten Bürger zusätzlich
gelegentliche Aussendungen des Bundesverbandes erhalten, so daß eine möglichst häufige, umfassende Ansprache erfolgt.
Das schafft Bindungen. Wer zwei, drei Jahre lang ständig von pro Deutschland hört, wird nachhaltig geneigt sein, der
Bürgerbewegung bei der nächsten Kommunalwahl seine Stimme zu geben.

In größeren zeitlichen Abständen &ndash; vielleicht ein- oder zweimal im Jahr &ndash; führt der Kreisverband eine
Versammlung durch, bei der ein Redner des Bundesverbandes auftritt. Zu solchen Versammlungen werden gezielt die
Mitglieder, Spender und Unterstützer eingeladen. Der Versand einer solchen Einladung gibt auch Gelegenheit, diesen
ausgesuchten Empfänger-Kreis auf das regelmäßige wöchentliche (hilfsweise monatliche) Treffen hinzuweisen. Dabei werden
neue Mitglieder und Spender geworben. Bei jeder Versammlung wird eine Anwesenheitsliste geführt, die entsprechend
ausgewertet werden muß.

Die fleißig gesammelten Petitionen werden nach der Erfassung der Adressen &ndash; wobei mehrere Personen, die unter
einer Anschrift wohnen, selbstverständlich zu nur einer Adresse zusammengefaßt werden, um Porto und Werbemittel zu
sparen &ndash; an den zuständigen Beschwerdeausschuß weitergeleitet. Der städtische Ausschuß lädt nach einiger Zeit zur
Behandlung des Bürgerantrages in öffentlicher Sitzung ein. Dabei hat ein Vertreter des Kreisverbandes das Recht, die
Petition zu begründen. Zu dieser Sitzung des Beschwerdeausschusses muß unbedingt eine Einladung an alle in der
Region vorhandenen Adressen verschickt werden; der Termin kann genutzt werden, um unsere dort erscheinenden
Unterstützer, von denen wir manche wahrscheinlich noch gar nicht persönlich kennen, anzusprechen. Den Verlauf der
Ausschußsitzung werden wir selbstverständlich &ndash; am besten mit Fotos &ndash; im Internet dokumentieren und auch
zum Gegenstand der Berichterstattung in der nächsten Aussendung machen.

Das hier beschriebene Procedere zur Ansprache und Bindung von Menschen &ndash; Thema suchen, Petition erstellen,
Adressen einpflegen, Info-Blatt aussenden, usw. &ndash; wird ständig wiederholt. Sobald ein Handlungszyklus
abgeschlossen ist, folgt der nächste: wir suchen ein neues Thema, erstellen die nächste Petition, und so weiter.
Gelegentlich werden wir &ndash; falls es uns finanziell möglich ist &ndash; auch regionale Themenflugblätter machen, die
nicht auf die Erweiterung unseres Adressenbestandes abzielen. Die auf die Anbindung von Menschen abzielenden
Petitionen aber sind unser Kerngeschäft, mit dem der Erfolg unserer politischen Arbeit steht oder fällt.

Sobald es uns gelungen ist, im Wahlgebiet zwei Prozent aller Haushalte in den Adreßbestand aufzunehmen, sind wir zu
100 Prozent wahlkampffähig. Denn hinter zwei Prozent der Haushalte stehen &ndash; die bei Kommunalwahlen
typischerweise niedrige Wahlbeteiligung vorausgesetzt &ndash; rund vier Prozent der Wähler. Wer die Vier-Prozent-Hürde
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überspringt, hat gute Chancen auf den Fraktionsstatus. In Chemnitz beispielsweise ist bei etwa 125.000 Haushalten die
100prozentige Wahlkampffähigkeit erreicht, sobald 2.500 Adressen erfaßt worden sind. In Köln waren dafür bei 524.000
Haushalten 10.480 Adressen nötig.

Von 8,4 Millionen Haushalten in Nordrhein-Westfalen müßten 168.000 erfaßt sein, um unter Zugrundelegung der Kriterien für
die kommunale Wahlkampffähigkeit 100 Prozent zu erreichen.

Wer zur Kommunalwahl antreten will, sollte mit der hier beschriebenen Arbeit möglichst früh anfangen. Der 24. Monat vor
dem Wahltermin markiert eine Grenze, die nicht überschritten werden darf. Die 100prozentige Wahlkampffähigkeit sollte
etwa 12 Monate vor dem Wahltag erreicht sein.3.) Wahlantritt 

Ein Wahlantritt setzt neben der 100prozentigen Wahlkampffähigkeit hinsichtlich des Adressenbestandes die Verfügbarkeit
persönlich zuverlässiger Kandidaten für alle Wahlkreise voraus. Unbesetzte Wahlkreise schlagen mit Null Stimmen zu Buche
und ziehen das Gesamtergebnis nach unten. Die &bdquo;Marke&ldquo; pro Deutschland darf nicht verschlissen werden:
aussichtslose Kandidaturen kommen nicht in Frage!Ein Wahlantritt setzt neben der 100prozentigen Wahlkampffähigkeit
hinsichtlich des Adressenbestandes die Verfügbarkeit persönlich zuverlässiger Kandidaten für alle Wahlkreise voraus.
Unbesetzte Wahlkreise schlagen mit Null Stimmen zu Buche und ziehen das Gesamtergebnis nach unten. Die
&bdquo;Marke&ldquo; pro Deutschland darf nicht verschlissen werden: aussichtslose Kandidaturen kommen nicht in
Frage! 

Die Kandidaten für die Kommunalwahl müssen sofort nach der Bekanntgabe des Wahltermins durch den Wahlleiter
aufgestellt werden. Nur aktive, bereits möglichst lange bekannte Mitglieder sollten die vorderen Plätze auf den
Reservelisten für den Rat und die Bezirksvertretungen einnehmen. Zu achten ist auch auf die strenge Einhaltung der vom
Wahlamt vorgegebenen Formalitäten.

Mit der bei einer Erstkandidatur obligatorischen Sammlung von Unterstützungsunterschriften für die Wahlvorschläge muß so
früh wie rechtlich zulässig begonnen werden. Zuerst ist hierfür der Adressenbestand zu nutzen. In problematischen
Wahlkreisen dürfen auf keinen Fall bezahlte &bdquo;Drückerkolonnen&ldquo; eingesetzt werden, die vor dem Hintergrund
ihrer kommerziellen Motivation womöglich den Bürger über Sinn und Zweck der Unterstützungsunterschrift täuschen. Statt
dessen ist der Sammlung von Tür zu Tür durch eigene Mitglieder der Vorzug zu geben. Im Notfall leistet der
Bundesverband Hilfe.

Für die Finanzierung des Wahlkampfes ist auf die im Laufe der Zeit geworbenen Spender und die Mitglieder
zurückzugreifen, die einer adäquaten Ansprache bedürfen. In den letzten sechs Wochen vor der Wahl muß insbesondere eine
massive Plakatierung sichergestellt werden. Sie wirkt auch gegenüber den regelmäßigen Beziehern unserer
Informationssendungen als Resonanzverstärker und macht die regionale Stärke der Bürgerbewegung sichtbar. Infostände,
Flugblätter und gegebenenfalls zusätzliche unkonventionelle Werbemittel ergänzen die Plakatierung.

Der Erfolg des Ratseinzuges ist nach diesem Verfahren sicher, die Fraktionsbildung wahrscheinlich.

Politische Abläufe unterliegen durchaus bestimmten Regeln, die erlernt und erfolgreich angewandt werden können &ndash;
ihre Mißachtung hat Niederlagen und ihre handwerklich saubere Umsetzung hat positive Ergebnisse zur Folge. Es liegt an
Ihnen, die gegebenen Chancen zu verspielen oder sie zu nutzen!
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Zweifelhafte Interessenvertretung des Ruhrgebiets  

Selbsternannter Verein „pro Ruhrgebiet“ betreibt einseitige Parteipropaganda zu 
Lasten der einheimischen Bevölkerung. 

„Pro“ ist eine gute Sache: Für etwas sein, die Dinge zum Positiven verändern – das gibt auch 

der Verein „Pro Ruhrgebiet“ vor zu wollen. Dieser Verein, der nach eigenen Angaben einen 
Zusammenschluß von „350 Unternehmen und Einzelpersönlichkeiten“ repräsentiere, hat sich 
nun als willfähriges Instrument der herrschenden Altparteien offenbart. In einer Erklärung 
distanziert sich der Verein von der neuen erfolgreichen Rechtsformation pro NRW.  

Warum eigentlich?  

Hat doch gerade die B ürgerbewegung pro NRW auf ihrem Gr ündungsparteitag ein Programm 
verabschiedet, in dem auch ausdrücklich auf die Struktur- und Wirtschaftsprobleme im 
Ruhrgebiet eingegangen und Abhilfe gefordert wird:  

„.6) Das Ruhrgebiet stärken! 

Kohleförderung erhalten – Freie Bahn für den ‚Aufbau West’! 

Wir in Nordrhein-Westfalen dürfen uns nicht vollständig von 
importierter Energie abhängig machen. Unsere heimische 
Kohleförderung muß überall dort und so lange erhalten bleiben, 
wo und wie dies wirtschaftlich vertretbar ist. Gleichzeitig muß in 
den Bergbau-Regionen in die Zukunft investiert werden. In diesem 

Zusammenhang ist 20 Jahre nach der Wiedervereinigung der 
Solidaritätszuschlag auf den Prüfstand zu stellen. Wo wirtschaftlich 
prosperierende Städte wie Dresden und Leipzig vom Steuerzahler 
aus dem Ruhrgebiet subventioniert werden, fließen offensichtlich 

staatliche Zuschüsse in die falsche Richtung. Pro NRW fordert einen ‚Aufbau West ’ im 
Ruhrgebiet, dessen Menschen wieder eine Chance bekommen m üssen. Der weltweite 
industrielle Strukturwandel darf nicht zu Lasten einiger Weniger gehen, seine nachteiligen 
Folgen dürfen nicht im Ruhrgebiet regionalisiert werden, sondern müssen solidarisch von allen 
Deutschen getragen werden!  

Die Bürgerbewegung pro NRW r äumt dem Umweltschutz einen hohen Stellenwert ein. 
Einschlägige Maßnahmen dürfen aber nicht die wirtschaftliche Entwicklung behindern. Moderne 
Technik ist der beste Umweltschutz! Die Sicherung von Arbeitspl ätzen hat vorrang vor gut 
gemeinten umweltschützerischen Experimenten, deren Erfolg oft zweifelhaft ist.“ 

Von diesen Inhalten distanziert sich also der selbsternannte Verein „pro Ruhrgebiet“? Welche 

Interessen vertreten die führenden Köpfe dieses Vereines eigentlich: die des Ruhrgebietes oder 
die der herrschenden Altparteien? 

Solche Fragen müssen sich diese Damen und Herren, allen voran der Gesch äftsführer Dr. 
Roland Kirchhof, in Zukunft wohl noch öfters gefallen lassen.  

Kontaktadresse „pro Ruhrgebiet“: 

info@proruhrgebiet.de 

  

 12. Dezember 2007

http://www.pro-nrw.org/artikel/121207_ruhr.htm
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Ruhr-Links  

 

Aktuell

 

 
„Pro Ruhrgebiet“ verurteilt rechtsradikales 
Gedankengut 

Der Verein „pro Ruhrgebiet“ sieht seinen guten Namen 
verunglimpft. Nach Presseberichten versucht derzeit eine als 
Bürgerbewegung getarnte rechtradikale Partei unter dem Titel „pro 
NRW“ Fuß zu fassen. 
  
Seit 26 Jahren arbeitet der Verein pro Ruhrgebiet f ür das 
Miteinander der Menschen in der Metropole Ruhr. Dafür stehen 
350 Unternehmen und Einzelpersönlichkeiten, die sich für das 
Wohlergehen der Region einsetzen.„Die Menschen im Ruhrgebiet 
wissen, dass sich Integration und Toleranz gegenseitig bedingen “, 
so sein Geschäftsführer Dr. . Roland Kirchhof. „Wir können stolz 
darauf sein, dass der Strukturwandel in der Region mit der 
längsten und intensivsten Migrationsgeschichte Deutschlands bis 
heute ohne große soziale Verwerfungen und ohne Krawalle, wie 
sie gegenwärtig in Frankreich zu beobachten sind, von statten 
gegangen ist.“ Das hänge auch damit zusammen, dass sich die 
Menschen an  der Ruhr nicht durch rechtsradikale Scharfmacher 
beirren ließen. Selbstverständlich hätten Muslime ihren Platz im 
Ruhrgebiet. 
  
Wenn die Meldungen zuträfen, dass sich jetzt eine neue Partei als 
scheinbare B ürgerbewegung „pro NRW“ benenne, die sich ganz 
bewusst antitolerant gebe und die Religionsfreiheit nicht achte, so 
sei dies eine Beschmutzung des ehrenwerten Namens „pro 
Ruhrgebiet“. Rechtsradikale seien in Wahrheit nicht   „pro“ sondern 
„contra“: Gegen ein gedeihliches Zusammenleben, gegen die 
Akzeptanz von Andersgl äubigen, gegen Ausländer und 
Zugewanderte und gegen gemeinsame Anstrengungen f ür unsere 
Zukunft. Das zeige die Website der sog. Bürgerbewegung. Diese 
habe als Logo das bekannte Verbotsverkehrszeichen (Roter Kreis 
auf weißem Grund) mit dem Bild einer Moschee hinterlegt, das 
durch einen roten Balken durchgestrichen ist.  

  
Als Metropole Ruhr, so pro Ruhrgebiet,   müssten wir noch stärker 
als bisher auf Internationalität und internationale Kontakte und 
Austauschbeziehungen setzen. Nur das sei einer europäischen 
Metropole angemessen. Rechtsradikales Gedankengut würde 
genau diese Bestrebungen vereiteln.  

  
Für pro Ruhrgebiet wird diese Art von Contra -Propaganda Anlass 
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sein, die Bedeutung von Integration und Toleranz f ür eine 
erfolgreiche Zukunft der Metropole Ruhr heraus zu stellen. Der 
Verein hat den Wunsch, dabei mit vielen anderen Organisationen, 
die gleicher Auffassung sind, zusammen zu arbeiten.  

  
Der Verein pro Ruhrgebiet setzt sich seit über 26 Jahren 
aktiv für den Strukturwandel und die Modernisierung der 
Region ein. Immer wieder führt er die Akteure aus Politik 
und Wirtschaft zusammen und ermöglicht den 
Meinungsaustausch auf breiter Ebene. Der Verein hat wird 
derzeit von 350 Mitgliedern unterstützt. Den Vorsitz des 
Vereins pro Ruhrgebiet hat seit Januar 2007 Helmut an de 
Meulen, Geschäftsführender Gesellschafter der Materna 
GmbH Information & Communications, Dortmund. 
Geschäftsführer ist Rechtsanwalt Dr. Roland Kirchhof. 
  

  
Pressekontakt: 
Verein pro Ruhrgebiet, Semperstr. 51, 45138 Essen  

Dr. Roland Kirchhof,  
Telefon: 0201/89415 -0, Fax 0201 /89415 -10 

E-Mail: info@proruhrgebiet.de  
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